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Liebe Leserinnen und Leser,

in diesem Kalenderjahr schließen die 
Nachrichten der Niedersächsischen 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
(NaVKV) mit einer Doppelausgabe, die 
in den Beiträgen die Vielfältigkeit der 
Aufgaben, aber auch aktuelle Anfor-
derungen und Entwicklungen im amt-
lichen Vermessungs- und Geoinformati-
onswesen eindrucksvoll aufzeigen.

Mit dem Daseinsvorsorgeatlas Nie-
dersachsen (DVAN) sollen Standorte 
der Grundversorgung (z. B. Schulen, 
Pflege- und Betreuungseinrichtungen, 
Einrichtungen der Gesundheitsversor-
gung oder der Versorgung mit Gütern 
des täglichen Bedarfs) in einem webba-
sierten Informationssystem visualisiert 
werden. Als zentrale Aufgabe der regi-
onalen Landesentwicklung unterstützt 
er den ländlichen Raum bei der Bewäl-
tigung von Herausforderungen des de-
mographischen Wandels. Ein Beitrag der 
NaVKV befasst sich mit der Weiterent-
wicklung des DVAN. Ziel ist es, Usability 
(Benutzerfreundlichkeit) und Perfor-
manz der Anwendungen zu optimieren 
und die Analysen zu einem Planungsun-
terstützungstool weiter  zu entwickeln. 
Bestimmte Daten der Daseinsvorsorge 
und entwickelte Funktionalitäten sollen 
auch für Zwecke der Immobilienbewer-
tung nutzbar gemacht werden. 

Aus den landesweit vorliegenden La-
serscandaten sind hochpräzise dreidi-
mensionale Datenmodelle abgeleitet 
worden. Dazu zählen das Digitales Ge-
ländemodell1 (DGM1) und das Digitale 
Oberflächenmodell 1 (DOM1), jeweils im 
1m-Gitter. Diese Daten haben ein hohes 
Potential für vielfältige Anwendungen 
inne. Neben Planungsaufgaben vielfäl-
tiger Art zählen hierzu auch Anwen-
dungen im Hochwasserschutz, in der Ar-
chäologie und im Denkmalschutz, aber 
auch für Windparkplanung kann deren 
Potential genutzt werden. Ein Beitrag 
zeigt die Aufbereitung und Visualisie-
rung der Laserscandaten auf.  

Als Teil des fachlichen Zukunftskonzepts 
für das Zieljahr 2025 (VKV 2025) wurde 
die Ableitung von Liegenschaftszinssät-
zen in einer Projektgruppe behandelt. 
Mit den erarbeiteten Erfassungs- und 
Selektionskriterien sowie einer Prozess-
kette der Auswertung wurden Empfeh-
lungen für eine homogene, landesweite 
Auswertung der Liegenschaftszinssätze 
gegeben. In einem weiterführenden 
Forschungsprojekt wurden die Erkennt-
nisse aufgegriffen. Die Untersuchungen 
zeigen, dass die Ableitung der Liegen-
schaftszinsätze für Mehrfamilienhäu-
ser durch die Methode der geografisch 
gewichteten Regressionsanalyse signifi-
kant erweitert und verbessert werden 
kann. 

Anhand von Gerichtsurteilen wird in 
einem weiteren Beitrag dieser Ausgabe 
der NaVKV das für eine Datennutzung 
rechtlich vorgeschriebene berechtigte 
Interesse für die Abgabe von Eigentums-
angaben in einer Handlungshilfe für die 
Praxis dargelegt. 

Die Nachwuchsgewinnung in der Nie-
dersächsischen Vermessungs- und Kata-
sterverwaltung (VKV) gewinnt zuneh-
mend an Bedeutung. Die vielfältigen 
Ausbildungsmöglichkeiten im Landes-
amt für Geoinformation und Landesver-
messung Niedersachsen (LGLN) werden 
vorgestellt. Die auf der Grundlage der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung neu 
strukturierte Ausbildung von Referen-
darinnen und Referendaren wird vorge-
stellt. 

Berichte über aktuelle Entwicklungen 
in der Arbeitsgemeinschaft der Vermes-
sungsverwaltungen der Länder der Bun-
desrepublik Deutschland (AdV), über die 
medienbruchfreie Online-Bereitstellung 
von Katasterkarten und über Ausbil-
dungsforen, Personalauswahl und -füh-
rung runden diese Ausgabe ab.

Ihr 

Siegmar Liebig
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Weiterentwicklung des Daseinsvorsorgeatlas Niedersachsen

Von Manfred Klaus, Dr. Stephan Mäs, Prof. Dr. Lars Bernard und Prof. Dr. Alexandra Weitkamp

Anpassung der Daseinsvorsorge

Die ländlichen Räume stehen vor zahl-
reichen Herausforderungen. Der demo- 
grafische Wandel, die ökonomische 
Globalisierung und Flexibilisierung, 
die Digitalisierung sowie die vielerorts 
prekäre kommunale Finanzlage erfor-
dern eine Anpassung der vorhandenen 
Infrastrukturen, um weiterhin die Ver-
sorgung für die Bevölkerung sicher zu 
stellen. Insbesondere in dünn besiedel-
ten und strukturschwachen ländlichen 
Regionen sind die Auswirkungen der 
negativen Bevölkerungsentwicklung 
und gleichzeitigen Alterung der Bevöl-
kerung in bestimmten Daseinsvorsor-
gebereichen wie dem schulischen oder 
gesundheitlichen Sektor schnell exis-
tenzgefährdend. Darüber hinaus fehlen 
oftmals qualifizierte Arbeitskräfte und 
andere wichtige Standorteigenschaften 
(z. B. Breitbandversorgung), sodass die 
Regionen weiter an Attraktivität für 
Menschen und Unternehmen verlieren 
(Petrenz, Weitkamp, 2018).

Aufgabe von Politik und Verwaltung 
ist die Daseinsvorsorge so zu gestalten, 
dass gleichwertige Lebensverhältnisse 
in ganz Deutschland gewährleistet wer-
den können. Die gegenwärtigen Steu-
erungsansätze für eine Situation der 
Schrumpfung und Alterung der Bevöl-
kerung sind jedoch auf den verschieden 
politisch-administrativen Ebenen bis-
her unzureichend ausgeprägt (Petrenz, 
Weitkamp, 2019). Erforderlich sind neue 
Modelle und Strategien für eine Um-
kehr oder zumindest Einhaltens des Ab-
wärtsprozesses. Hierfür bedarf es eines 
Instrumentes, das die Versorgung der 
ländlichen Räume mit Daseinsvorsor-
geeinrichtungen transparent darlegt, 
Defizite aufzeigt und Prognosen für 
eine Erweiterung und Veränderungen 
ermöglicht.

Daseinsvorsorgeatlas 
Niedersachsen

Der Daseinsvorsorgeatlas Niedersachsen 
(DVAN) ist ein Prototyp eines solchen In-
strumentes. Dieser wurde von der Inno-
vationsgruppe UrbanRural SOLUTIONS 
unter Leitung der Technischen Univer-
sität Hamburg-Harburg in Kooperation 
mit dem Land Niedersachsen entwickelt.

Er soll:

 - die Anforderung eines interaktiven 
Planungsatlas mit landesweit einheit-
lichem Datenbestand erfüllen,

 - Planungsgrundlagen für Kommunen 
und/oder Regionen zur Verfügung 
stellen, um die Herausforderungen 
des demografischen Wandels zu be-
wältigen,

 - Ressorts und weitere Träger öffent-
licher Daseinsvorsorge unterstützen,

 - Erreichbarkeitsanalysen auf Basis ak-
tueller Daten online ermöglichen,

 - verschiedene Szenarien erstellen und 
berechnen können (nach Löb, 2019).

Sachstand Daseinsvorsorgeatlas  
Niedersachsen

In seiner jetzigen Form beinhaltet der 
DVAN bereits eine Vielzahl von Daten 
über relevante Daseinsvorsorgeeinrich-
tungen. Über standardisierte Schnitt-
stellen, die potentiell auch durch andere 
Webapplikationen oder Geoinformati-
onssysteme genutzt werden können, 
ist es möglich, einzelne Kartenlayer zu 
Themen wie Einzelhandel, Arztpraxen 
oder Schulen im Browser zu visualisie-
ren, thematische Informationen zu ein-
zelnen Objekten abzufragen oder mit 
den Bevölkerungsdaten, basierend auf 
dem Zensus 2011, zu überlagern. Kern-
stück des Prototyps ist eine Erreichbar-

Abb. 1: Beispiel Erreichbarkeitsanalyse – Reisezeit in Minuten mit Pkw zum nächsten Hausarzt
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keitsanalysefunktion, mit der für ver-
schiedene Einrichtungen die Dauer oder 
der Bevölkerungsanteil innerhalb einer 
bestimmten Zeit für verschiedene Ver-
kehrsmittel berechnet und dargestellt 
werden können. So kann beispielsweise 
sowohl für alle Hausärzte in einem de-
finierten Einzugsbereich (s. Abb. 1) als 
auch für einzelne Praxen (s. Abb. 2) die 
Erreichbarkeit bestimmt werden.

Weiterentwicklungsbedarf Daseinsvor-
sorgeatlas Niedersachsen

Eine Freischaltung des DVAN für ver-
schiedene Planungsebenen ist zum 
gegenwärtigen Stand aus unterschied-
lichen Gründen nicht möglich. Vornehm-
lich entsprechen die Qualität und die In-
halte einzelner Datensätze noch nicht 
den Anforderungen der Nutzerinnen 
und Nutzer. So erfolgt zum Beispiel 
zurzeit die Georeferenzierung der Ein-
zelhandelsdaten über die Adresse, die 
vereinzelt nicht korrekt hinterlegt sind. 
Gleichzeitig ist auf Grund der uneinheit-

lichen Erhebungsmethoden und ver-
schiedenen Datenlieferanten (sowohl 
private als auch behördliche) unklar, 
wie eine Einheitlichkeit, Vollständigkeit 
und Aktualität der Daten gewährleistet 
werden kann. Der Ansatz der eigen-
ständigen (Nach-)Erfassung durch die 
entsprechende Planungsebene erscheint 
in diesem Zusammenhang nur im Einzel-
fall zweckmäßig. Deshalb ist das Nieder-
sächsische Ministerium für Bundes- und 
Europaangelegenheiten und Regionale 
Entwicklung im Austausch mit anderen 
Verwaltungen und Privaten, wie bei-
spielsweise der Kassenärztlichen Vereini-
gung Niedersachsen und dem Netzwerk 
Erweiterter Wirtschaftraum Hannover 
(NEWH), um eine regelmäßige Bereit-
stellung von aktuellen Daten zu ermög-
lichen. 

Weiterhin steht der Freischaltung des 
DVAN noch entgegen, dass die bisher 
angebotenen Auswertemethoden zum 
Angebot von Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge in bestimmten Verwal-
tungseinheiten (z. B. Gemeinden) und 
zur Erreichbarkeit von diesen Einrich-
tungen teilweise nicht intuitiv benutz-
bar sind. So stellt es sich für die Nutze-
rinnen und Nutzer schwierig dar, sich 
einen Überblick über die vorhandenen 
Dateninhalte und die bereitgestellte 
Funktionalität des Werkzeuges zu ver-
schaffen. Ebenso ist die Nutzerführung 
in der Weboberfläche wenig intuitiv 
und kaum beschrieben. Entwicklungs-
potential ist in den Bereichen der Per-
formanz des Systems und der Analyse-
funktionalitäten zusätzlich vorhanden. 
So empfiehlt sich eine Optimierung der 
Rechenleistung, eine weitere Funktion 
für den flächendeckenden Vergleich von 
verschiedenen Standorten sowie eine 
Verbesserung der Exportfunktionalität 
zur Nutzung der Daten und Analyseer-
gebnisse in anderen (Geoinformations) 
Systemen. 

Um diese noch vorhandenen Schwächen 
zu beseitigen und Potentiale des DVAN 
besser zu nutzen, wurde im September 
2019 eine interdisziplinäre Forschungs-
kooperation zwischen den Professuren 
für Geoinformatik und für Landmanage-
ment der Technischen Universität (TU) 
Dresden mit dem Land Niedersachsen, 
vertreten durch die Ministerien für In-
neres und Sport sowie für Bundes- und 
Europaangelegenheiten und Regionale 
Entwicklung, gestartet. 

Abb. 2: Beispiel Erreichbarkeitsanalyse – Einzugsgebiet eines Hausarztes zu Fuß innerhalb von 10 
oder 20 Minuten
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Beispiel 2

Auf Grund zurückgehender Schülerzah-
len im ländlichen Raum ist die Schulbe-
hörde gezwungen, einer Grundschule 
die Eröffnung einer neuen ersten Klas-
se zu untersagen. Eine Schulschließung 
steht unmittelbar im Raum und es stellt 
sich für die Landkreise und kreisfreien 
Städte die Frage, auf welche Schulen 
die Kinder verteilt werden können. Ge-
mäß § 114 Abs. 2 Satz 2 des Niedersäch-
sischen Schulgesetzes hat die Behörde 
hierbei die Belastbarkeit der Schüle-
rinnen und Schüler sowie die Sicherheit 
des Schulweges zu berücksichtigen. Wei-
terhin möchte die Verwaltung bürger-
freundlich agieren und beschließt, die 
Fahrzeit der Grundschüler auf maximal 
30 Minuten mit dem Öffentlichen Per-
sonennahverkehr zu begrenzen sowie 
möglichst ganze Klassenstufen auf ei-
ne Grundschule wechseln zu lassen. Die 
Verwaltung nutzt, entsprechend ihrer 
gewählten Kriterien und den vorhan-
denen Kapazitäten in den Grundschulen 
der näheren Umgebung, den DVAN und 
erhält entsprechende Schulstandorte.

Forschungsprojekt: 
Weiterentwicklung 
Daseinsvorsorgeatlas 
Niedersachsen

Das Forschungsprojekt Weiterentwick-
lung DVAN gliedert sich in zwei Teile. 

Forschungsteil a: Entwicklung des Da-
seinsvorsorgeatlas Niedersachsen zu 
einen Decision Support System

Die Schwerpunkte der Entwicklungsar-
beit in der neuen Forschungskooperati-
on werden u. a. sein:

 - der flächendeckende Vergleich ver-
schiedener Standorte anhand von 
Kriterien unterschiedlicher Gewich-
tung im Sinne einer multikriteriellen 
Entscheidungsunterstützung (Mal-
czewski, 1999),

 - die intuitive Benutzung und klar 
strukturierte Benutzerführung in der 
Applikation sowie

 - eine verbesserte Exportfunktionalität 
zur interoperablen Nutzung der Ana-
lyseergebnisse in anderen Systemen.

Zur besseren Adaption des Projektes 
wird der Ansatz verfolgt, dass die Steu-
erung der Programmentwicklung die 
Professur für Geoinformatik übernimmt 
und das Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN) die Programmierung. Dies er-
möglicht, dass der gegenwärtige Proto-
typ die Basis für die kommenden Ent-
wicklungsaufgaben bildet und schritt-
weise neue Versionen des verbesserten 
DVAN Testnutzern zur Verfügung ge-
stellt werden können.

Ein wichtiger Bestandteil der Arbeit 
wird auch das Datenhandling sein. So 
stellt sich – wie beim AdV-Projekt Smart 
Mapping – die Frage bzgl. des Umgangs 
und der Integration von amtlichen und 
frei verfügbaren, aber auch privatwirt-
schaftlich erhobenen, Daten. Am Ende 
des Projektes soll verschiedenen Pla-
nungsebenen ein alltäglich nutzbares 
Planungsunterstützungstool (Decision 
Support System) für die Daseinsvorsorge 
zur Verfügung stehen. 

Eine künftige Nutzung wird in den fol-
genden Beispielen dargestellt.

Beispiel 1

In Gemeinde A ist das Feuerwehrge-
rätehaus der Freiwilligen Feuerwehr er-
neuerungsbedürftig. Mit einem Neubau 
möchte die Gemeinde A gleichzeitig das 
Problem der gegenwärtigen ungün-
stigen Lage des Gerätehauses beseiti-
gen, da die Feuerwehrleute, zu viel Zeit 
benötigen, um zu ihrem Einsatzwagen 
und anschließend zum Einsatzort zu ge-
langen. Das Planungsamt der Gemeinde 
A beschließt, einen neuen Standpunkt 
mit Hilfe des DVAN zu ermitteln. Bei der 
Standortsuche möchte die Gemeinde A 
Flächen nutzen, die bereits im Eigentum 
der Gemeinde liegen. Ebenso soll es den 
Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr 
ermöglicht werden, innerhalb von zehn 
Minuten zu jedem möglichen Einsatz-
ort in der Gemeinde zu gelangen. Die 
zehn Minuten setzen sich dabei aus der 
Zugangszeit zum Feuerwehrgerätehaus 
mittels Pkw als auch die Einsatzfahrt von 
je fünf Minuten innerhalb der Ortsbe-
bauung zusammen. Nach Nutzung des 
DVAN erhält die Planungsbehörde der 
Kommune den Standpunkt entspre-
chend ihrer Kriterien (s. Abb. 3).

Abb. 3: Zukünftiges Szenario – Ausgabe eines Standortes für ein Feuerwehrgerätehaus
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Weiterhin steht die Nutzung der Rou-
ting-Algorithmen zur Modellierung 
der Entfernungsabhängigkeiten im un-
mittelbaren Forschungsinteresse. Hier 
existiert eine Schnittstelle zum Projekt 
"Entwicklung einer (teil-) automatisier-
ten Erhebung und Verarbeitung von 
Grundstücksmarktdaten in der AKS" 
zwischen dem Land Niedersachsen und 
der Professur für Landmanagement der 
TU Dresden (Soot et al., 2018), sodass 
ein weiterer Mehrwert für die AKS Nie-
dersachsen geschaffen wird.

Forschungsteil b: Aufbereitung der Da-
ten für die Immobilienbewertung

Der zweite Teilbereich im Forschungs-
projekt zwischen der TU Dresden und 
dem Land Niedersachsen liegt in der 
Aufbereitung und Verarbeitung der Da-
ten aus dem DVAN für die Immobilien-
bewertung (s. Abb. 4). Die Professur für 
Landmanagement wird hierfür erstmalig 
die Wertrelevanz der aufbereiteten Da-
ten und erzeugten Variablen unter der 
Verwendung von Strukturgleichungsmo-
dellen (SEM) für die unterschiedlichen 
Teilmärkte in Niedersachsen modellie-
ren. Anschließend sollen die Ergebnisse 
mit etablierten hedonischen Modellen 
der Immobilienbewertung verglichen 
und durch Expertengespräche bei ver-
schiedenen Gutachterausschüssen für 
Grundstückswerte und Immobilienbe-
wertungssachverständigen validiert 
werden, ehe eine SEM-Integration in 
die Automatisierte Kaufpreissammlung 
(AKS) Niedersachsen umgesetzt wird.

Strukturgleichungsmodelle bieten den 
Vorteil, dass Zusammenhänge zwi-
schen abhängigen und unabhängigen 
Variablen sowie zwischen einzelnen 
konkreten Variablen erfasst werden 
können, um die gesamte Struktur im 
Zusammenhang abzubilden. Für die Pra-
xis bedeutet dies, dass zukünftig Para-
meter in der Verkehrswertmodellierung 
Eingang finden können, die bisher mit 
Hilfe der multiplen linearen Regression 
nicht modellierbar waren. So könnten 
beispielsweise die Auswirkungen einer 
Ganztagsschule auf den Verkehrswert 
beschrieben werden, die sich stadtpla-
nerisch vor allem durch die Konzentrati-
on sozialer Infrastrukturen in unmittel-
barer Umgebung von Ganztagsschulen 
offenbaren.

Abb. 4: Aufbereitung und Nutzung der Daten des DVAN für die Immobilienbewertung
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Methodik von Strukturgleichungsmo-
dellen in die AKS Niedersachsen statt, 
sodass am Ende erweiterte Methoden 
den Gutachterausschüssen für Grund-
stückswerte für die Analyse der verschie-
denen Teilmärkte zur Verfügung stehen.

Landmanagement) mit dem Land Nie-
dersachsen im September 2019 gestar-
tet. Ziel der Kooperation ist zum einen 
die Optimierung der Usability und Per-
formanz der Anwendung sowie die Inte-
gration multikriterieller Analysen hin zu 
einem Planungsunterstützungstool und 
zum andern die Aufbereitung und Ana-
lyse der Daseinsvorsorgedaten für die 
Immobilienwertermittlung. Damit ein-
hergehend findet eine Integration der 

Fazit

Mit dem Daseinsvorsorgeatlas Nie-
dersachsen steht den verschiedenen 
Planungsebenen ein Prototyp zur Verfü-
gung, der bei der Bewältigung der ver-
schiedenen Planungsaufgaben behilflich 
sein kann. Um den Erfolg des DVAN zu-
künftig zu gewähren, ist die Forschungs-
kooperation zwischen der TU Dresden 
(Professuren für Geoinformatik und für 
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Aufbereitung und Visualisierung von Airborne Laserscandaten 

Von Jens-Uwe Keilmann

Einführung

Die Laserscanpunktwolke als Rohdaten 
aus dem Laserscanning und die daraus 
abgeleiteten Modelle DGM1 (Digi-
tales Geländemodell im 1m-Gitter) und 
DOM1 (Digitales Oberflächenmodell im 
1m-Gitter) liegen inzwischen flächende-
ckend für Niedersachsen vor. Das LoD2 
(3D-Gebäudemodell, Level of Detail 2) 
wurde ebenfalls aus der Laserscanpunkt-
wolke berechnet und daraus wiederum 
das LoD1 neu abgeleitet (s. Elias; Hön-
niger (2018), NaVKV 2/2018, S. 43ff.). 

Der Vertrieb der Daten und die Bera-
tung von Kundinnen und Kunden lie-
gen im Landesamt für Geoinformation 
und Landesvermessung Niedersachsen 
(LGLN) beim Landesbetrieb Landesver-
messung und Geobasisinformation und 
bei den Regionaldirektionen (RD). Um 
diese Aufgabe erfüllen zu können, ist es 
erforderlich, Wissen um Daten und ihre 
Weiterverarbeitung aufzubauen. In der 
Landesvermessung konnte dieses Wissen 
bereits im Zuge der Auftragsabwicklung 
für die Laserscanbefliegung erworben 
werden. Um in den RD den gleichen 
Stand bei der Weiterverarbeitung der 
Laserscandaten zu erreichen, wurde ei-
ne Arbeitsgruppe (AG) 3D-Kompetenz 
eingerichtet, die sich aus Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Dezernate 
2 (Geodatenmanagement) der RD zu-
sammensetzt. 

Dateiformate und erste 
Visualisierungen

Im Frühjahr 2017 standen für die er-
sten RD DGM1, DOM1 und die Laser-
scanpunktwolke mit den originären 
Laserscandaten zur Verfügung. DGM1 
und DOM1 können als Shape- oder 
ASCII-Daten bestellt werden. Die Laser-
scanpunktwolke wird im LAZ-Format 
geliefert. Dabei handelt es sich um ein 
gepacktes LAS-Format (Dateiendung 
abgeleitet aus LASer). Das wiederum ist 
standardisiert und enthält zu den Mess-
punkten eine ganze Reihe weiterer 

Informationen, von denen für uns die 
Klassifizierung und die Intensität später 
noch wichtig werden. Da LAS ein Binär-
format ist, können wir es nicht „lesen“ 
wie eine ASCII-Datei. Dafür werden spe-
zielle Programme benötigt. 

Zum besseren Verständnis, was bei ei-
ner Bestellung von 3D-Daten geliefert 
wird, lohnt sich ein Blick „in die Daten“. 
Bei DGM1 und DOM1 ist dies problem-
los möglich, da diese im sogenannten 
ASCII-Format (American Standard Code 
for Information Interchange) geliefert 
werden, eine Abgabe im Shape-Format 
wird kaum verlangt. Es handelt sich um 
lesbare Textdateien mit folgendem Auf-
bau:

440000.00 5930999.00 1.54
440001.00 5930999.00 1.52
440002.00 5930999.00 1.53
440003.00 5930999.00 1.55
440004.00 5930999.00 1.56

Gespeichert werden zu jedem Punkt x-, 
y- und z-Koordinaten. Die Lieferung er-
folgt standardmäßig in Kacheln zu 1 km²,  

d. h. pro Datei werden 1 Million Punkte 
gespeichert. Das klingt recht viel, ist 
aber im Vergleich zur Laserscanpunkt-
wolke sehr überschaubar. Stellt man le-
diglich die Punkte aus dem DGM1 oder 
DOM1 grafisch dar, ist das Bild zunächst 
unspektakulär (s. Abb. 1). 

Anschaulich ist diese Darstellung nicht, 
denn für ein Geländemodell erwartet 
man ein farblich abgestuftes Höhenbild. 
Es hat sich gezeigt, dass das kostenfreie 
QGIS problemlos mit den ASCII-Daten 

Abb. 1: Punktraster aus dem DGM1 mit Beschrif-
tung der Höhenangabe

Abb. 2: Import von vier DGM1-Kacheln als Rasterdaten in QGIS



NaVKV     1+2 / 2019 

10

des DGM1 und DOM1 umgehen kann  
(s. Abb. 2). Eine grafische Aufbereitung 
in ArcGIS ist zwar möglich, jedoch wird 
für einige Teilschritte die teure Advan-
ced-Lizenz benötigt.

Die Kacheln lassen sich in QGIS zu einem 
Rasterbild zusammenführen. Ändert 
man noch einige Anzeigeparameter, 

werden die Höhen in verschiedenen 
Farben dargestellt und man kann sich 
das Gelände schon beinahe vorstellen  
(s. Abb. 3).

Für ein wirklich anschauliches Bild des 
Geländes ist neben der Höhe auch die 
Struktur wichtig. Die Berechnung die-
ser sogenannten Schummerung kann 

ebenfalls in QGIS durchgeführt werden  
(s. Abb. 4).

Die Höhendarstellung und die Schum-
merung zeigen jeweils nur einen Teilas-
pekt des Geländes. Erst wenn beide Bil-
der übereinanderliegen und eins davon 
auf „halb durchsichtig“ gesetzt wird, 
erscheint das Gelände plastisch und mit 
Höheninformation (s. Abb. 5).

Die Anzahl der Kacheln, hier im Beispiel 
vier (s. Abb. 5), spielt bei der Aufberei-
tung praktisch keine Rolle. Natürlich 
hängt die Dauer der Berechnungen von 
der Datenmenge ab und kann durchaus 
auch mehrere Stunden dauern. Sinnvoll 
ist es, Höhendarstellung und Schumme-
rung als TIF-Dateien (Tagged Image File) 
zu speichern und sogenannte Pyrami-
den, das sind niedriger aufgelöste Bilder 
mit gleicher Ausdehnung, zu rechnen. 
Dadurch können GIS-Programme die 
Daten sehr schnell darstellen und das 
auch beim Zoomen und Verschieben am 
Bildschirm.

Mit den bisherigen Erkenntnissen kön-
nen DGM1 und DOM1 auf einfache Wei-
se zu ansprechenden Bildern aufbereitet 
werden. Da die beiden Modelle jedoch 
aus der Laserscanpunktwolke abgeleitet 
sind, verdient diese eine gesonderte Be-
trachtung. 

Die Laserscanpunktwolke

Ob die Laserscanpunktwolke überhaupt 
von Interesse ist, wurde durch eine Ab-
frage bei den RD und dem Vertrieb der 
Landesvermessung zusammengetragen 
(s. Tab. 1)

Aus der Tabelle 1 wird ersichtlich, dass 
von der Laserscanpunktwolke eine grö-
ßere Fläche nachgefragt wurde als vom 
DGM1. Es ist also sinnvoll, sich mit die-
sen Daten intensiver zu beschäftigen.

Die Laserscanpunktwolke ist durch ihr 
völlig anderes Datenformat nicht mit 
den Daten des DGM1 oder DOM1 ver-
gleichbar. Für die Aufbereitung und Vi-
sualisierung sind andere Arbeitsschritte, 

Abb. 4: Darstellung der Struktur in QGIS durch Schummerung

Abb. 3: Geländehöhendarstellung in QGIS
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ja sogar andere Programme erforder-
lich. Das beginnt schon mit der Auslie-
ferung im LAZ-Format. Dieses kann von 
den bereits genannten GIS-Programmen 
nicht gelesen werden. ArcGIS kann zu-
mindest die unkomprimierte Form, d. h. 
LAS-Daten, verarbeiten, spätestens bei 
größeren Gebieten stößt das Programm 
aber an seine Grenzen. Entpacken lassen 
sich die LAZ-Dateien zum Beispiel mit 

dem kostenfreien Programm laszip.exe 
aus der Programmsammlung LAStools 
der rapidlasso GmbH. Wie der Plural im 
Namen der Sammlung schon andeutet, 
handelt es sich dabei um eine ganze 
Reihe von Programmen, mit denen 3D-
Daten verarbeitet, visualisiert oder um-
gewandelt werden können. 

Neben zusätzlichen Informationen wie 
Punktklasse, GPS-Zeit, Flugstreifen und 
Intensität hat die Laserscanpunktwolke  
zwei große Vorteile gegenüber den 
abgeleiteten Produkten. Sie enthält al-
le Daten zur Erzeugung von DGM und 
DOM und ist somit nach der Kostenord-
nung für das amtliche Vermessungswe-
sen (KOVerm) deutlich günstiger als die 
Summe der Einzelaufbereitungen. Au-
ßerdem ist die Punktdichte wesentlich 
höher. Die Befliegungsfirmen hatten 
das Gelände mit mindestens 4 Pkt./m² 
zu erfassen. Der mittlere Punktabstand 
dürfte folglich bei 0,5 m liegen. Tatsäch-
lich ist die Punktdichte sogar noch etwas 
höher. Es wurden zwar im Verhältnis zur 
Gesamtmenge nur wenige Kacheln ge-

Abb. 5: Höhendarstellung mit überlagerter, 50% transparenter Schummerung

Digitales Geländemodell (DGM): Abgaben Fläche (km²)

- DGM1 145 67887

- DGM5 28 100149

- DGM10 (altes DGM5) 49 1226

- DGM25 74 228586

- DGM50 16 148120

Digitales Oberflächenmodell (DOM): Abgaben Fläche (km²)

- DOM1 (aus Laserscandaten) 23 95440

- bDOM (aus Luftbildern) 14 48908

3D-Gebäudemodelle: Abgaben Fläche (km²)

- LoD1 93 346013

- LoD2 4 36690

3D-Messdaten: Abgaben Fläche (km²)

- Laserscanpunktwolke 35 93167

- Matchingpunktwolke   

Tab.1: Jährliche Vertriebszahlen der 3D-Produkte im LGLN

Abb. 6: Vergleich der Auflösungen eines aus der 
Laserscanpunktwolke abgeleiteten DGM mit ei-
ner Gitterweite von 1 m, 0,5 m und 0,2 m
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nauer untersucht, dort lag der Punktab-
stand im Mittel aber bei 0,4 m. Die La-
serscanpunktwolke eignet sich also zur 
Berechnung von feineren Gelände- oder 
Oberflächenmodellen als DGM1 und 
DOM1. In Abbildung 6 werden verschie-
dene Auflösungen des DGM verglichen.

Von den weiteren Informationen in der 
Laserscanpunktwolke sind besonders die 
Punktklassen und die Intensität von Be-
deutung. Über die Auswahl der Punkt-
klassen wird gesteuert, ob das Ergebnis 
ein DGM oder DOM zeigt.

Die Klassenbeschreibungen (s. Tab. 2) 
geben einen Hinweis, für welche Auf-
bereitung welche Klasse erforderlich ist. 
Für ein DGM ist demnach die Klasse 2 
wichtig. Größere Gewässer erscheinen 
dann allerdings als weiße Flächen im 
Rasterbild. Das entspricht zwar dem tat-
sächlichen Messergebnis, denn Gewäs-
ser reflektieren den Laserstrahl schlecht, 
die Hinzunahme der Klasse 11 führt aber 
zu einem ansprechenderen Bild. Ein 
brauchbares DOM lässt sich nicht allein 
aus der Klasse 13 berechnen, dafür sind 
die Klassen 2, 11 und 12 ebenfalls nö-

tig. Sofern vorhanden, können für eine 
höhere Punktdichte auch die Klassen 22 
und 23 hinzugenommen werden.

Mit den LAStools kann aus der Laser-
scanpunktwolke ein DGM oder ein DOM 
erzeugt werden, und das für beliebig 
große Gebiete in beinahe beliebig ho-
her Auflösung. Lediglich die Dateigröße 
könnte zu einem Problem werden. Bei-
spielhaft sei hier das DGM der RD Aurich 
(s. Abb. 7) aufgeführt. Bei einer Auflö-
sung von 0,5 m belegen die Höhendar-
stellung und die Schummerung mit ihren 
Pyramiden 165 GB auf der Festplatte. 
Bei einer Auflösung von 0,25 m würde 
sich diese Datenmenge vervierfachen. 
Grundsätzlich sind die 3D-Aufbereitung 
und die Speicherung in Rasterformate 
sehr speicherintensiv. Das Arbeiten am 
Bildschirm, auch mit großen Datenmen-
gen, ist jedoch in GIS-Programmen kein 
Problem, solange die Aufbereitungen 
im Rasterformat gespeichert sind.

Klasse Beschreibung

2 Bodenpunkte
- DGM-relevante Punkte

11 Synthetische Gewässerpunkte
(Raster 2 m x 2 m)

12 Unterbodenpunkte
(Ein-/Auffahrten, Kellerschüsse, Schwimmbecken, etc.)

13 Nicht-Bodenpunkte
- DOM-relevante Punkte
(Vegetation, Gebäude, Brücken, Silos, Masten, Leitplanken, Beton-
sockel von Hochspannungsleitungen, Bunker sowie freistehende 
Hangars oder Wasserhochbehälter, Kläranlagen, temporäre Aufschüt-
tungen wie bspw. Silage, Heu oder der Kleinstabbau von Sand etc.)

15 Sonstige Punkte
- weder DGM- noch DOM-relevant
(Stromleitungen, Verkehrsmittel, Container, Vögel)

20 Überlappungspunkte alle

22 Überlappungspunkte Boden

23 Überlappungspunkte Nicht-Boden

25 Überlappungspunkte Sonstige

Tab. 2: Punktklassen der Laserscanpunktwolke

Abb. 7: DGM für das Gebiet der RD Aurich (ca. 
4.650km²) in 0,5m-Auflösung 

Abb. 8: DGM Farbschummerung (links: Dieler Schanze, Mitte: ein mögliches Steinhaus, rechts: Elmsburg bei Helmstedt)
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Beispiele aus der Praxis

Die Daten aus dem Laserscanning ste-
hen nun seit über zwei Jahren zur Ver-
fügung und in dieser Zeit sind bereits 
einige Anträge bearbeitet worden. Von 
großer Bedeutung sind die Daten für Ar-
chäologen, die bereits von der zweiten 
Revolution bei der Suche nach Boden-
denkmälern oder von Archäologie 2.0 
sprechen. Die Luftbildarchäologie wird 
als die erste Revolution angesehen. Ab-
bildung 8 zeigt drei Beispiele aus diesem 
Bereich.

In der Niedersächsischen Vermessungs- 
und Katasterverwaltung (VKV) können 
die 3D-Daten z. B. bei der Bearbeitung 
der Tatsächlichen Nutzung hilfreich sein.

Der Radweg an der Straße ist im west-
lichen Teil noch gut zu sehen, verschwin-
det im weiteren Verlauf aber unter den 
Bäumen und ist im Digitalen Orthopho-
to nicht mehr auszumachen (s. Abb. 9). 

Im DGM schaut man „durch“ die Bäu-
me auf die Geländeoberfläche und der 
Radweg wird sichtbar (s. Abb. 10). Noch 
deutlicher wird der Radweg in der Auf-
bereitung der Intensität (s. Abb. 11).  

Aus den 3D-Daten lässt sich auch ein 
Neigungsbild berechnen. Dieses könnte 
sogar bei der automatischen Detektion 
von Gebäuden hilfreich sein. Bis auf ein 
Beispielbild wurde das jedoch noch nicht 
weiter untersucht (s. Abb. 12 und 13).

In der Bauleitplanung werden 3D-Daten 
immer wichtiger. Schon die einfache Fra-
ge, wo eine Ausgleichsfläche oder ein 
Regenrückhaltebecken am besten er-
stellt werden können, ist in flachem Ge-
lände nicht immer leicht zu beantwor-
ten. Aus den 3D-Daten lässt sich schnell 
und im Vergleich zu terrestrischen Ver-
messungen günstig feststellen, wo das 
Gelände am niedrigsten ist (s. Abb. 14).

Abb. 10: DGM Farbschummerung                          Abb. 11: DGM Farbschummerung                          Abb. 9: Digitales Orthophoto (DOP), Straße mit 
begleitendem Radweg

Abb. 12: Gebäude in der AK5 

Abb. 13: Intensitätsbild zeigt möglichen Anbau 
im Süden Abb. 14: Höhenraster zur Planung eines Regenrückhaltebeckens
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Beschränkt man die Aufbereitung auf 
die Klasse 15 (sonstige, nicht DGM- oder 
DOM-relevante Punkte), können z. B. 
die Hochspannungsleitungen dargestellt 
werden. Auch die im Vergleich zur Auf-
lösung beim Laserscanning sehr dünnen 
Leitungen reflektieren den Laserstrahl 
(s. Abb. 15).

Sehr interessant ist ein Vergleich von 
Höheninformationen, die aus unter-
schiedlichen Zeiten stammen. Für die Er-
stellung der Höhenlinien der Deutschen 
Grundkarte 1:5.000 (DGK5) wurden flä-
chenhaft Höhen ermittelt. Das Nieder-
sächsische Institut für historische Küsten-
forschung digitalisiert die Deckfolie der 
DGK5 mit diesen Höhenpunkten für ein 
Projekt ab. Aus der Differenz der Höhen 
aus den DGK5- und den Laserscandaten 
lässt sich großflächig darstellen, wo das 
Gelände heute höher oder niedriger ist 
(s. Abb. 16).

Durch Änderung in der farblichen Dar-
stellung lässt sich aus einem DGM eine 
einfache Überflutungskarte erzeugen. 
Anlässliche der Gedenkfeier zum 300. 
Jahrestag der Weihnachtsflut von 1717 
entand eine Karte, in der das Wasser um 
4 m angestiegen war (s. Abb.17). Na-
türlich handelt es sich dabei nicht um 
eine Simulation. Trotzdem macht die 
Karte erschreckend deutlich, wie groß 
die damals überflutete Fläche gewesen 
sein könnte. Der Wasserstand lag zum 
Beispiel in Emden 4 m über dem norma-
len Tidehochwasser. Davon ausgehend 
wurden alle Gebiete unter dieser Höhe 
blau dargestellt.

Alle bisherigen Bilder wurden mit den 
GIS-Programmen QGIS und ArcGIS er-
zeugt. Es gibt daneben auch kostenfreie 
Programme zur Betrachtung von 3D-Da-
ten. Abbildung 18 zeigt die Darstellung 
des LoD2 und der Laserscanpunktwolke 
mit dem tridicon® CityDiscoverer Light.

Abb. 15: Hochspannungsleitungen aus den Laserscandaten in rot

Abb. 16: Differenz der Höhen aus der DGK5-Aufnahme und den Laserscandaten (blau/lila = Abtrag, 
hellgrün/rot = Auftrag 
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Der tridicon® CityDiscoverer ist eine von 
der Firma GTA Geoinformatik GmbH 
entwickelte Softwarelösung zur Analyse 
und Visualisierung von 2D- und 3D-Da-
ten. Die freie Light-Version ist gut geeig-
net für eine schnelle Visualisierung von 
3D-Daten. Alle relevanten 3D-Formate, 
aber auch zahlreiche weitere Formate 
können eingelesen und angezeigt wer-
den, so z. B. CityGML, LAZ, LAS, XYZ 
(ASCII und binär), DXF oder Shape. Das 
Programm ist somit ideal, um einen er-
sten Eindruck von vorliegenden Daten-
beständen zu erhalten und den Inhalt 
der Daten zu kontrollieren. Dabei ist 
auch die kombinierte Darstellung ver-
schiedener Formate möglich (s. Abb. 18).

Fazit

Die 3D-Daten bieten eine Reihe neuer, 
interessanter Sichten auf Niedersachsen. 
Inzwischen wurde das Wissen um die 
Daten in der VKV aufgebaut. Nun gilt 
es, Kundinnen und Kunden die Möglich-
keiten z. B. in regionalen Informations-
veranstaltungen zu präsentieren, die Po-
tentiale der Laserscandaten zu erschlie-
ßen und Mehrwerte zu generieren. Ob 
in der Archäologie, der Stadtplanung, 
dem Hochwasserschutz, der Windpark-
planung oder bei der Solarpotentiala-
nalyse, die dritte Dimension wird immer 
wichtiger und die Laserscandaten sind 
eine sehr gute Basis dafür. 

Für die Zukunft ist ein Konzept wün-
schenswert, um auch die Spitzenaktua-
lität für die dritte Dimension gewähr-
leisten zu können. Dafür werden die 
Ergebnisse weiterer Projektgruppen mit 
Spannung erwartet.

Abb. 17: Weihnachtsflut 1717 mit Wasserständen von 4 m über dem normalen Tidehochwasser

Abb. 18: Gemeinsame Darstellung von Laserscanpunktwolke und LoD2 im tridicon® CityDiscoverer 
Light
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Neue Ausbildungsinhalte und -methoden im Landesbetrieb eingeführt

Von Dr. Stefan Willgalis, Heike Willgalis, Anne Walm

der Einbeziehung des Personalrates und 
der Gleichstellungsbeauftragten, setzt 
sich fort mit dem betrieblichen Gesund-
heitsmanagement und dem Wirtschafts-
ausschuss des Landesbetriebs sowie 
dem Justiziariat des LGLN. Abgerundet 
wird der seminaristische Teil mit einem 
Einblick in die vielfältigen Arbeitsbe-
ziehungen der Niedersächsischen Ver-
messungs- und Katasterverwaltung 
(VKV) mit der Arbeitsgemeinschaft der 
Vermessungsverwaltungen der Länder 
der Bundesrepublik Deutschland (AdV) 
sowie die niedersächsischen Aktivitäten 
im internationalen Vermessungswesen.

Parallel zum Seminar und im Anschluss 
daran begleiten die Referendarinnen 
und Referendare jeweils eine Führungs-
kraft, um in praktischer Anschauung 
den Führungsalltag zu erleben. Das 
umfasst so unterschiedliche Inhalte 
wie die zeitliche, organisatorische und 
fachliche Strukturierung im Fachgebiet 
bzw. im Fachbereich, die Mitwirkung an 
Besprechungen, das Erstellen von Aus-
schreibungstexten für Stellenneubeset-
zungen, Budgetplanungen, Haushaltsü-
berwachung, die Überprüfung der Ziel-
erreichung anhand von Auswertungen 
der Kosten- und Leistungsrechnung oder 
die Vorbereitung von Mitarbeitenden-
Vorgesetzen-Gesprächen (MVG).

Ausbildungsabschnitt 
Geodatenmanagement und 
Geodateninfrastruktur

Der sechswöchige Ausbildungsabschnitt 
Geodatenmanagement und Geodaten-
infrastruktur schließt direkt an den Ab-
schnitt Landesvermessung an und dau-
ert bis Ende Februar. Danach wechseln 
die Vermessungsreferendarinnen und 
-referendare in die Regionaldirektionen 
in den Abschnitt Liegenschaftskataster.

Der Ausbildungsabschnitt wurde auf-
grund der neuen Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung (APVO-TD) voll-

Niedersachsen und weiteren norddeut-
schen Ländern gemeinsam mit den Ver-
messungsoberinspektor-Anwärterinnen 
und -Anwärtern den Landesbetrieb 
mit all seinen Aufgaben kennen. Nach 
einem ersten generellen Überblick über 
die Einbettung der Landesvermessung 
in die niedersächsische Verwaltungs-
landschaft und das Aufgabenspektrum 
werden vertieft grundsätzliche und ak-
tuelle Themen aus allen Fachbereichen 
vermittelt. In Tabelle 1 sind die wesent-
lichen Aufgabenbereiche und Inhalte 
aufgelistet. Die Gliederung bildet dabei 
die Organisationsstruktur des Landesbe-
triebs ab.

Aufgrund der hohen Anzahl der Teil-
nehmenden (bis zu 20) wird hier über-
wiegend in seminaristischer Form ge-
arbeitet. Kolleginnen und Kollegen 
präsentieren und diskutieren die Ar-
beitsinhalte und die Vorgehensweise in 
den jeweiligen Fachgebieten mit den 
Teilnehmenden. Ergänzend werden 
Produktionsprozesse an verschiedenen 
Arbeitsplätzen praktisch demonstriert. 
Darüber hinaus gibt es Selbstlernein-
heiten mit nachfolgender Möglichkeit 
zur interaktiven Vertiefung einzelner 
Ausbildungsinhalte. Über den gesamten 
Zeitraum hinweg arbeiten die Teilneh-
menden einen Kurzvortrag zu aktuellen 
Fragestellungen im Landesbetrieb aus. 
Dieser wird am Ende des Ausbildungs-
abschnittes vor den Beschäftigten der 
Fachbereiche vorgetragen.

Schwerpunktmäßig stehen nach wie 
vor Fachinhalte im Vordergrund der 
Ausbildung. Mit der Neuausrichtung 
des technischen Referendariats (Kum-
mer, 2014) wurden darüber hinaus 
Führungs- und Managementaufgaben 
sowie eine Einbettung in gesamtgesell-
schaftlich relevante Themen deutlich 
in den Vordergrund gerückt. Deshalb 
wird zusätzlich zu den fachlichen Inhal-
ten den sogenannten Sonderthemen 
mehr Raum gegeben. Das beginnt bei 

Einleitung

Im Rahmen der Neuausrichtung der 
Ausbildung der Referendarinnen und 
Referendare hat der Landesbetrieb 
Landesvermessung und Geobasisinfor-
mation (im folgenden Landesbetrieb 
genannt) das Landesvermessungssemi-
nar grundlegend neu strukturiert. Der 
neuen Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung entsprechend wurden zwei Ausbil-
dungsabschnitte "Landesvermessung" 
sowie „Geodatenmanagement und Ge-
odateninfrastruktur“ gebildet. Die neu 
eingeführten Inhalte und Methoden 
werden nachfolgend beschrieben und 
die Erfahrungen mit den ersten beiden 
Jahrgängen analysiert. 

Über die Reform und Weiterentwick-
lung des Vermessungsreferendariats 
zum technischen Referendariat im All-
gemeinen wurde bereits im Nachrich-
tenheft berichtet (s. Willgalis, 2018). 
Im Folgenden werden die konkreten 
Änderungen im und die Auswirkungen 
auf den Landesbetrieb ausführlicher be-
schrieben.

Darüber hinaus geht der Bericht auf die 
allgemeinen Rahmenbedingungen ein, 
unter denen Ausbildung im Landesbe-
trieb stattfindet. Dabei werden insbe-
sondere die Wechselwirkungen thema-
tisiert, die sich zwischen der Aufbau-
organisation und der Umsetzung einer 
Prüfungsordnung ergeben.

Ausbildungsabschnitt 
Landesvermessung

Der Ausbildungsabschnitt Landesver-
messung beginnt im Anschluss an den 
zweiwöchigen Einführungslehrgang. 
Der Ausbildungszeitraum von Mitte 
November bis in die dritte Januarwo-
che schließt einen Weihnachtsurlaub 
und Termine für Unterweisungsgemein-
schaften ein. Im ersten Monat lernen die 
Referendarinnen und Referendare aus 
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schulen bereits etabliert hat, nach den 
Grundsätzen der Erwachsenenbildung 
eingeführt (Brall, 2017). 

Die Erwachsenenbildung basiert dabei 
auf den Grundprinzipien der Zielgrup-
penorientierung, der Lebensweltorien-
tierung, der Alltagsorientierung und 
der Problemorientierung (Mandl, Kopp, 
Dvorak, 2004). Besonders bei Erwachse-
nen ist es für einen positiven Lerneffekt 
entscheidend, dass die Zielgruppe richtig 
fokussiert wird und eine Verknüpfung 
mit den Erfahrungen und Vorstellungen 
aus dem Alltag erfolgt. Dabei helfen 
konkrete Aufgaben wie auch Konflikte 
oder Problemsituationen, die bewäl-
tigt werden müssen. Dafür wurde im 
Fachbereich 22 ein Qualifizierungs- und 
Entwicklungsprofil entwickelt. Anhand 
eines konkreten Fragenkataloges an die 
Vermessungsreferendarinnen und -refe-
rendare zum Werdegang und zu Kennt-
nissen, Zielen, persönlicher Motivation 
sowie Erwartungen an den Ausbildungs-
abschnitt und Fortschritte nach dem 
Abschnitt soll die Zielgruppen- und Le-
bensweltorientierung möglichst genau 
erfasst werden. Die beiden Jahrgänge 
zeigten dabei bereits sehr unterschied-
liche Bilder und Ansätze in Ihren Zielen 
und Vorstellungen, die dann während 
der Ausbildungszeit versucht wurden zu 
berücksichtigen. Innerhalb des Landes-
betriebes wurde der Fragenkatalog zum 
Entwicklungs- und Qualifizierungsprofil 
auf das Prüfungsfach Landesvermessung 
übertragen. Die Vermessungsreferenda-
rinnen und -referendare haben dadurch 
den Vorteil, ihrer eigenen individuellen 
Entwicklung zu folgen und ihre Ziele im 
Laufe der Ausbildung weiter schärfen zu 
können.

Der Deutsche Qualifikationsrahmen 
(DQR) dient als Grundlage des Kon-
zeptes zur Kompetenzvermittlung 
(Brall, 2017). Dieser wurde spezifiziert 
im Qualifikationsrahmen für deutsche 
Hochschulabschlüsse (HQR), auf dem 
aufbauend im November 2018 ein Fach-
spezifischer Qualifikationsrahmen Ge-
odäsie und Geoinformation (FQR_GG) 
erarbeitet wurde (s. Abb. 1). Ein Ausbil-
dungsgrad wird dabei einem von insge-

ständig neu entwickelt und erstmals für 
den Einstellungsjahrgang 2017 durch-
geführt. Zwei Jahrgänge haben bisher 
diesen neuen Ausbildungsabschnitt 
durchlaufen und bei dessen Evaluie-
rung mitgewirkt. Dank der positiven 
wie auch kritischen Rückmeldungen der 
Referendarinnen und Referendare und 
aller Mitwirkenden des Landesbetriebs 
wird der Ausbildungsplan kontinuierlich 
weiterentwickelt, um die Ansprüche an 
eine moderne Ausbildung und an die 
Vermittlung von Kompetenzen ganz im 
Sinne der neuen APVO-TD gewährlei-
sten zu können.

Der neue Ausbildungsabschnitt wird 
zum größten Teil vom Fachbereich 22 
(Geoinformationsdienste) des Lande-
betriebes getragen. Für die erstmalige 
Konzeption konnte kaum an Erfah-
rungen aus anderen Ländern ange-
knüpft werden, da mit Ausnahme von 
Berlin alle mit dem Aufbau des neuen 
Fachs befasst waren. Berlin hatte dage-
gen nicht nur das neue Ausbildungsfach 
Geodatenmanagement und Geodaten-
infrastruktur ausgearbeitet, sondern 
darüber hinaus auch die kompetenzori-
entierte Ausbildung, die sich in der du-
alen Berufsausbildung und an den Hoch-

Tab. 1: Wesentliche Aufgabenbereiche und Ausbildungsinhalte im Ausbildungsabschnitt Landesver-
messung

Landesbetrieb (ca. 20 h)
- gesetzliche Grundlagen, 
 Organisation, Betriebsanweisung
- Gesundes Führen und Betriebliches 
 Gesundheitsmanagement
- Personalrat, Wirtschaftsauschuss
- Datenschutz
- Informationssicherheit

Verwaltungsaufgaben (ca. 16 h)
- Rechnungswesen und 
 Wirtschaftsplanung 
- Controlling, Kosten-/
 Leistungsrechnung
- Personalmanagement
- Vergabeverfahren

 Landesbezugsystem, SAPOS (ca. 16 h)
- Aufgaben und rechtlichen 
 Grundlagen
- Nachweise des Raumbezugs, AFIS
- Einheitlicher integrierter 
 geodätischer Raumbezug
- Amtliche Festpunktfelder in 
 Niedersachsen
- Erneuerung des DHHN 
 (Nivellement/Gravimetrie)
- Technische Verfahren bei den 
 Regionaldirektionen 
 (SAPOS und Tachymetrie)
- Satellitenpositionierungsdienst
	 •	 Aufbau	und	Entwicklung
	 •	 Betrieb	in	Niedersachsen
- Zentrale Stelle SAPOS® in 
 Deutschland

Geotopographie (ca. 23 h)
- ATKIS: Grundsätze und Ziele
- Modellierung Basis-DLM
- Geobasis-Informations-Management 
 (GIM)
- Topographische Kartographie 
 ATKIS-DTK, WebAtlasDE,
 Smart Mapping, Basisvisualisierung
Photogrammetrie und Gelände-
 modelle
- ATKIS-Bildflugprogramm und 
 Orthophotoproduktion
- Erhebung von 3D-Messdaten für 
 DGM, DOM und bDOM
- 3D-Gebäudemodelle: Ableitung und 
 Nachbearbeitung
Graphik-Service
- Digitale Bildverarbeitung, 
 Desktop Publishing
- Scanner, Plotter, Digitalkopierer
- Weiterverarbeitung

Geoinformationsdienste (ca. 13 h)
- Datenmodellierung AAA, INSPIRE
- Modellierung des Liegenschafts-
 katasters
- GIS-Portal
- IT-Management, Anwendungsinfra-
 struktur der VKV
- Entwicklung von Fachanwendungen
- Geodateninfrastruktur

Zusammenarbeit Bund/Länder (ca. 5 h)
- Aufgaben der AdV
- LA Geobasis
- Vermessungswesen und Kataster 
 international

Kurzvorträge

Praxistage und Praxiswoche
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des Projektes, die Planung und Vorbe-
reitung der Vernissage vom Druck der 
Plakate bis hin zur Raumgestaltung und 
Einladung aller Interessenten verlangt 
den Referendarinnen und Referenda-
ren ein hohes Maß an Selbstorganisati-
on und Zeitmanagement ab. Vor allem 
die Vernissage wurde von beiden Jahr-
gängen im Nachhinein als eine sehr 
wertvolle und angenehme Erfahrung 
wahrgenommen. Als Schlussfolgerung 
aus den Rückmeldungen der beiden 
Jahrgänge folgt die Entwicklung eines 
Projektleitfadens. Dieser Leitfaden gibt 
einheitliche Regelungen für die Projek-
tarbeit vor, an der sich die Referenda-
rinnen und Referendaren und auch die 
Projektbetreuung orientieren können. 

Zum Abschluss des Ausbildungsabschnit-
tes verteidigen die Referendarinnen und 
Referendare ihre Projektarbeit in einem 
kleinen Kreis der Projektbetreuerinnen 
und -betreuer und absolvieren ein Kol-
loquium. In einem Gruppengespräch 
werden hier grundlegende Zusammen-
hänge aus dem Ausbildungsabschnitt 
erörtert und diskutiert. Auf diese Weise 
erhalten die Projektbetreuer/-innen ei-
nen Überblick, was in dem Ausbildungs-
abschnitt tatsächlich gelernt wurde. Die 
Referendare bekommen einen ersten 
Eindruck davon, wie eine mündliche 
Prüfung am Ende des Vorbereitungs-
dienstes gestaltet sein könnte.

de die seminaristische Wissensvermitt-
lung weitestgehend aufgebrochen und 
durch einleitende Impulsvorträge mit 
angeleiteten Workshops und selbststän-
dig zu lösende Aufgaben ersetzt.

Über die gesamte Zeit im Abschnitt 
Geodatenmanagement und Geodaten-
infrastruktur hinweg bearbeitet jede 
Referendarin und jeder Referendar ein 
Projekt zu einer aktuellen Fragestellung 
aus dem Arbeitsalltag. Für die Projekt-
arbeit erstellen diese einen kurzen Be-
richt sowie ein Poster, mit dem sie auf 
einer selbst organisierten Vernissage 
ihre jeweiligen Projekte einem breiten 
Publikum vorstellen. Die Bearbeitung 

samt acht Niveaus zugeordnet. Dabei 
steht das Niveau sechs für den Bachelor-
abschluss, das Niveau sieben für einen 
Masterabschluss und das Niveau acht 
für Doktoranden und weiterführende 
Qualifikationen. Jedem Niveau werden 
persönliche Kompetenzen in Form von 
Sozialkompetenzen und Selbstständig-
keit sowie Fachkompetenzen als Wissen 
und Fertigkeiten zugeordnet (s. Tab. 2).

Das zu vermittelnde Fachwissen im Ab-
schnitt Geodatenmanagement und Ge-
odateninfrastruktur wurde in fachlich 
zusammenhängende Blöcke aufgegli-
edert von einem bis drei Tagen Länge  
(s. Tab. 3). Innerhalb dieser Blöcke wur-

Abb.1: Kompetenzmodell des Qualifikationsrahmens für deutsche Hochschulabschlüsse (HQR) (KMK, 
2017)

Tab. 2: Auszug aus den Beschreibungen der Methodenkompetenz für die Niveaustufen 6 bis 8 des Fachspezifischen Qualitätsrahmens für lebenslanges 
Lernen - Geodäsie und Geoinformation (FQR_GG)

Niveaustufe 6
Bachelor

Niveaustufe 7
Master

Niveaustufe 8
Doktorat

Absolventinnen und Absolventen
- lösen klar umrissene Problem-
 stellungen mit den erlernten fach-
 spezifischen wissenschaftlich-metho-
 dischen Ansätzen; 
- wenden erworbene Fertigkeiten 
 im Umgang mit fachspezifischen 
 Mess- oder IT-Systemen an, über
 tragen diese auf ähnliche Systeme 
 und wirken bei deren Entwicklung 
 mit; 

Absolventinnen und Absolventen
- lösen auch unscharf definierte oder 
 unvollständige Problemstellungen 
 auf Basis der erlernten fachspezi-
 fischen wissenschaftlich-methodischen 
 Ansätze; 
- wenden Theorien und Methoden der 
 Geodäsie an und erarbeiten in einem 
 gegebenen Zeitrahmen angemessene 
 Problemlösungen mit Hilfe von fach-
 spezifischen Mess- oder IT-Systemen; 

Promovierte
- definieren neue Aufgaben und Ziele 
  von strategischer Bedeutung und leis-
 ten sichtbare Beiträge zum gesell-
 schaftlichen, wissenschaftlichen und/
 oder kulturellen Fortschritt einer 
 Wissensgesellschaft in einem Berufs-
 feld;
- entwickeln und implementieren 
 eigeninitiativ und unter Nutzung von 
 Organisationseinheiten Produkte und 
 Prozesse von strategischer Bedeutung.
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Methodik konkreter beschreiben, damit 
insbesondere die Erwartungen an die 
Arbeits- und Lernphasen im Landesbe-
trieb und an das Selbststudium nachvoll-
ziehbar sind.

Mit der Neustrukturierung des Refe-
rendariats wurden die Ausbildungsab-
schnitte des Landesbetriebs an den An-
fang des 24-monatigen Vorbereitungs-
dienstes gestellt. Die Lehr-Lern-Situation 
knüpft an das Studium an und leitet zu 
den Führungskompetenzen über, die in 
den nachfolgenden Abschnitten zuneh-
mend gefordert werden. Die beiden Ab-
schnitte im Landesbetrieb vermitteln das 
notwendige Grundlagenwissen für die 
nachfolgenden Abschnitte.

Ein wichtiger Nebenaspekt dieser Verle-
gung besteht darüber hinaus darin, dass 
sich Bewerberinnen und Bewerber nun 
frühzeitig um eine Unterkunft in Han-
nover bemühen können. Studierende 
der Leibniz Universität Hannover haben 
den Vorteil, dass Sie ihre Wohnung be-
halten können, wenn Sie mit dem Refe-
rendariat beginnen.

Vielfältige Ausbildungs-
aufgaben im Landesbetrieb

Im Landesbetrieb werden unterschied-
lichste Ausbildungsaufgaben erfüllt. Im 
Rahmen der dualen Berufsausbildung 
werden regelmäßig Geomatikerinnen 
und Geomatiker ausgebildet, hinzu 
kommen im Fachbereich Geoinformati-
onsdienste Fachinformatikerinnen oder 
Fachinformatiker für Systemintegration. 

Der Landesbetrieb ist Ausbildungsstelle 
für die Praxisphasen in den dualen Stu-
diengängen Allgemeine Verwaltung, 
Verwaltungsinformatik sowie dem be-
rufsintegrierten (bi-) und ausbildungs-
integrierten (abi-) Studium der Geodä-
sie und Geoinformatik. Für die dualen 
Studierenden sind zunehmend Bache-
lorarbeiten zu betreuen. Weitere Bache-
lor- und Masterarbeiten entstehen aus 
gemeinsamen Projekten oder der Lehr-
tätigkeit an den Hochschulen in Hanno-
ver und Oldenburg.

Erste Erfahrungen

Bei der Zusammenstellung der Ausbil-
dungsinhalte und -methoden sind die 
sehr unterschiedlichen Voraussetzungen 
der Referendarinnen und Referendare 
zu berücksichtigen. Diese reichen von 
einem Abschluss eines praxisorientierten 
Masterstudiengangs bis hin zu einer 
fachlich einschlägigen Promotion, von 
beruflichen Erfahrungen nur aus einem 
Praktikum bis hin zu mehrjähriger Tätig-
keit in der öffentlichen Verwaltung oder 
Wirtschaft. Der Bezug zu den Aufgaben 
des Landesbetriebs fehlt allerdings in 
vielen Fällen, weil es entweder noch 
keine beruflichen Zielvorstellungen gibt 
oder diese schon sehr konkret vorliegen. 
Hier müssen persönliche Anknüpfungs-
punkte hergestellt werden, um für das 
Lernen zu motivieren.

Nachdem zwei Jahrgänge die beiden 
neuen Ausbildungsabschnitte absolviert 
haben, bestätigen sich die vorliegenden 
Erfahrungen, dass die Möglichkeiten zur 
Mit- und Zusammenarbeit im Seminar, 
die Begleitung der Führungskräfte und 
die Zeiten für Nachfragen (Reflexions-
runden) am meisten geschätzt werden. 
Beide Themenbereiche werden als sehr 
umfangreich empfunden. Für das Selbst-
studium bzw. Nacharbeiten der Inhalte 
werden mehr schriftliche Unterlagen 
und Quellenangaben gewünscht, die 
es jedoch größtenteils noch nicht gibt. 
Die Referendarinnen und Referendare 
haben deshalb eigenständig mit dem 
Aufbau eines Wiki für das Wissensma-
nagement begonnen. Der Ausbildungs-
plan soll künftig die Inhalte und die 

Tab. 3: Themenblöcke im Ausbildungsabschnitt Geodatenmanagement und Geodateninfrastruktur

Allgemeine und rechtliche Grundla-
gen (ca. 6 h)

- Informationssicherheit im LGLN
- Datenschutz
- Vergaberecht, e-Vergabe

Zusammenarbeit mit öffentlichen 
Auftraggebern bei der Softwareent-
wicklung

Managementaufgaben (ca. 25 h)

- Compliance
- Prozessmanagement
- Qualitätsmanagement
- Projektmanagement
- Innovationsforum
- Digitalisierung

Geodatenmanagement (ca. 45 h)

- Service

 • IT-Management, Anwendungs-
  infrastruktur
 • IT-Infrastruktur
 • Datenbanken, Speicher
 • Lizenzmanagement
 • IT-Service-Management
- Fachverfahren
 •	 Fachverfahren
 •	 Softwareentwicklung
 •	 Teilnahme	am	Innovations-
  forum
- Produkte
 •	 Urheberrecht
 •	 Marketing
 • Geodatenmanagement
 •	 Kommunikationskonzept

Geodateninfrastruktur (ca. 36 h)

- Einführung
- INSPIRE, GDI-DE und GDI-NI
- Koordinierungsstelle GDI-NI

Projektarbeit (ca. 50 h)

- Kurzbericht, Vernissage,  
 Verteidigung

Kolloquium
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Die Ausbildung im Themenbereich Ge-
odatenmanagement und Geodatenin-
frastruktur findet aufgrund der Auf-
bauorganisation des LGLN an mehreren 
Stellen statt. Dies sind neben der Lan-
desvermessung  die Dezernate 2 (Geo-
datenmanagement) der Regionaldirek-
tionen und zusätzlich die kommunalen 
GIS-Stellen. Hier müssen die Inhalte und 
Methoden noch weiter aufeinander ab-
gestimmt werden. Eventuell wird ein 
weiteres Seminar, das von der Koordi-
nierungsstelle GDI-DE entwickelt wird, 
in den Ausbildungsplan aufgenommen.

Die beiden neuen Ausbildungsabschnit-
te haben sich in die vielfältigen Ausbil-
dungsaufgaben im Landesbetrieb ein-
gefügt. Es geht nun darum, Synergien 
zwischen den Ausbildungsbereichen zu 
schaffen und diese für Fortbildungsan-
gebote, für die Nachwuchsgewinnung 
und Öffentlichkeitsarbeit zu nutzen.  
Dies sollte mit der Einführung eines 
Lern- und Wissensmanagementsystems 
sowie durchgängig digitalen Medien 
unterstützt werden. Damit dies gelingt, 
sind organisatorische Rahmenbedin-
gungen weiter zu verbessern und über-
geordnete Verantwortlichkeiten für die 
Aus- und Weiterbildung zu schaffen.

Fazit und Ausblick

Der Landesbetrieb Landesvermessung 
und Geobasisinformation hat entspre-
chend der neuen Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für das technische 
Referendariat die beiden neuen Ausbil-
dungsabschnitte „Landesvermessung“ 
sowie „Geodatenmanagement und 
Geodateninfrastruktur“ eingeführt. Im 
Vordergrund steht die Vermittlung der 
fachlichen und überfachlichen Kompe-
tenzen, die zum Verständnis der Organi-
sation und Technik sowie der wirtschaft-
lichen und rechtlichen Zusammenhänge 
im Landesbetrieb erforderlich sind. Da-
bei ist auch die Vermittlung von Fach-
kenntnissen und Fertigkeiten erforder-
lich, die nicht aus dem Hochschulstudi-
um vorausgesetzt werden können. Für 
den Abschnitt Geodatenmanagement 
und Geodateninfrastruktur wurde erst-
mals konsequent das Modell der Kom-
petenzorientierung nach den Qualitäts-
rahmen für lebenslanges Lernen einge-
führt. 

In jedem Jahr findet im Rahmen des 
Vorbereitungsdienstes ein fünfwöchiger 
Lehrgang für die Vermessungsoberin-
spektor-Anwärterinnen und -Anwärter 
statt. Die Vermessungsreferendarinnen 
und -referendare absolvieren die bei-
den nachfolgend beschriebenen Aus-
bildungsabschnitte im Landesbetrieb, 
die zusammen 13 Wochen dauern. Wei-
tere Lehrgänge kommen bei internen 
Qualifizierungsmaßnahmen und Auf-
stiegsprogrammen hinzu.

Die landesweiten Aufgaben des Lan-
desbetriebes beinhalten darüber hinaus 
zentrale Unterweisungen in die Auf-
gaben der Landesvermessung für Aus-
zubildende der Vermessungstechnik. 
Daran nehmen die Auszubildenden der 
Regionaldirektionen im Landesamt für 
Geoinformation und Landesvermessung 
(LGLN) teil und darüber hinaus auch 
Auszubildende externer Stellen.

Von den Schülerinnen und Schülern, 
Studierenden und Absolventinnen und 
Absolventen der unterschiedlichsten 
Studiengänge, die sich nach einem Prak-
tikumsplatz erkundigen, können nur 
wenige berücksichtigt werden. 

Bei einem Praktikum, ebenso wie bei 
Besuchen nationaler und internationa-
ler Studierendengruppen oder bei der 
Beteiligung an Informationsveranstal-
tungen und Fach- oder Karrieremessen  
gehen Ausbildung, Nachwuchsgewin-
nung und Öffentlichkeitsarbeit ineinan-
der über. 

Die Herausforderung ist, Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter immer wieder 
von neuem dafür zu gewinnen, zusätz-
lich zu ihren fachlichen Aufgaben sich 
auch in der Aus- und Fortbildung zu en-
gagieren. Neben der Motivation und der 
fachlichen Qualifikation gehört dann 
auch eine didaktische Qualifikation, 
insbesondere wenn vom Schülerprak-
tikanten bis zum Referendar alle Aus-
zubildendengruppen betreut werden 
sollen.
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Das berechtigte Interesse im Sinne von § 5 Abs. 2 Satz 1 NVermG

Eine Handlungshilfe für die Praxis

Von Marcus Fellert

§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NVermG

Nach Nummer 2 werden Eigentumsan-
gaben an Personen oder Stellen außer-
halb des öffentlichen Bereichs bereitge-
stellt, soweit ein berechtigtes Interesse 
dargelegt wird. Dass die Eigentumsan-
gaben jedem bereitgestellt werden, ent-
spricht dem gesetzgeberischen Ziel des 
liberalisierten Zugriffs auf die Angaben 
des amtlichen Vermessungswesens (vgl. 
Landtagsdrucksache 14/3350, S. 11).

Aufgrund der Anlehnung an das Grund-
buchrecht kann die Rechtsprechung zu 
§ 12 Abs. 1 Grundbuchordnung (GBO) 
grundsätzlich übertragen werden. Nach 
der Gesetzesbegründung zu § 5 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 NVermG „muss der Antrag-
steller ein verständiges, durch die Sach-
lage gerechtfertigtes Interesse darlegen. 
Das heißt, er muss sachliche Gründe so 
vorbringen, dass die zuständige Stelle 
überzeugt wird, dass die Verfolgung un-
befugter Zwecke oder bloßer Neugier 
ausgeschlossen erscheint.“ (Landtags-
drucksache 14/3350, S. 30f.). 

Die Rechtsprechung zu § 12 Abs. 1 GBO 
ist allerdings nicht uneingeschränkt auf 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NVermG übertrag-
bar. Bei der Prüfung des berechtigten 
Interesses nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
NVermG sind keine zu hohen Anforde-
rungen zu stellen. Dies gilt vor allem vor 
dem Hintergrund, dass in das Recht des 
betroffenen Eigentümers auf informati-
onelle Selbstbestimmung weniger ein-
gegriffen wird als bei dem Einsichtsrecht 
nach § 12 Abs. 1 GBO. 

§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NVermG

In Nr. 3.1 Bereitstellungserlass des Nie-
dersächsischen Ministeriums für Inne-
res und Sport (Bereitstellung von Geo-
basisdaten (Bereitstellungserlass) vom 
01.11.2017, Nds. MBl. 2017, 1478.) fin-
det sich eine nicht abschließende Aufli-
stung wer als Berechtigte oder Berech-
tigter unter Nummer 1 fällt. Dies sind 
die Behörden des Bundes, der Länder 
und der Kommunen sowie öffentlich-
rechtlich organisierte Einrichtungen 
oder Unternehmen, die nichtwirtschaft-
lich tätig sind, die Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieurinnen oder Öf-
fentlich bestellten Vermessungsingeni-
eure sowie Notarinnen und Notare, die 
Wasser- und Bodenverbände, Realver-
bände und Jagdgenossenschaften, die 
Kirchenbehörden sowie die Untersu-
chungsausschüsse nach Art. 44 GG oder 
Art. 27 Niedersächsische Verfassung. Die 
Berechtigten erhalten die Eigentumsan-
gaben grundsätzlich ohne besondere 
Darlegung des Zwecks. Sie prüfen eigen-
verantwortlich, ob die Eigentumsanga-
ben für die Erfüllung der gesetzlich zu-
gewiesenen Aufgaben erforderlich sind. 
Zwei wichtige Bereichsausnahmen gel-
ten allerdings für § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
1 NVermG: Öffentliche Stellen soweit 
sie als Unternehmen (kommunale Ei-
genbetriebe usw.) am Wettbewerb 
teilnehmen sowie öffentlich-rechtliche 
Kreditanstalten (insbesondere die Spar-
kassen) und öffentlich-rechtliche Ver-
sicherungen (beispielsweise die VGH 
Versicherungen) gehören nicht in den 
Kreise dieser Berechtigten, da sie im 
Sinne des NVermG keine privilegierten 
Aufgaben wahrnehmen. Für entspre-
chende öffentliche Stellen gelten jedoch 
die Regelungen in § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
2 NVermG. 

Einleitung

Die Anforderungen an der Darlegung 
des berechtigten Interesses im Sinne von 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 Niedersächsisches Ge-
setz über das amtliche Vermessungswe-
sen (NVermG) wirft in der Praxis immer 
wieder Fragen auf. Wann liegt das be-
rechtigte Interesse vor bzw. welche Prü-
fungsschritte sind erforderlich und wel-
che Nachweise muss die Antragstellerin 
oder der Antragsteller dafür erbringen? 
Dieser Beitrag hat zum Ziel durch ver-
schiedene Beispielsfälle die Anforderun-
gen an das Darlegungserfordernis zu 
schärfen und mögliche Prüfungsschritte 
aufzuzeigen. 

Gesetzliche Grundlagen

Nach § 5 Abs. 2 Satz 1 NVermG werden 
Eigentumsangaben bereitgestellt an

1. Behörden oder sonstige öffentliche 
Stellen, soweit es zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist,

2. Personen oder Stellen außerhalb des 
öffentlichen Bereichs, soweit ein be-
rechtigtes Interesse dargelegt wird.

Durch diese Norm wird grundsätzlich je-
dermann ein Rechtsanspruch auf Bereit-
stellung der Eigentumsangaben nach § 2 
Nr. 8 NVermG eingeräumt. Dem Öffent-
lichkeitsgrundsatz steht allerdings das 
grundgesetzlich geschützte Recht der 
Eigentümer auf informationelle Selbst-
bestimmung aus Art. 2 Abs. 1 i. V. m. 
Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz (GG), also das 
Recht im Rahmen der geltenden Gesetze 
über die Verwendung der eigenen Da-
ten zu bestimmen, gegenüber. Entspre-
chend müssen nach (Nr. 1) die Angaben 
für Behörden und öffentliche Stellen 
zur Erfüllung der Aufgaben erforder-
lich sein bzw. Personen und Stellen au-
ßerhalb des öffentlichen Bereiches ein 
berechtigtes Interesse darlegen (Nr. 2), 
welches letztlich das Recht der Eigentü-
mer überlagert. 
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Praxisbeispiele

Kaufinteressenten

Das berechtigte Interesse des Antragstel-
lers ist gegeben, wenn zur Überzeugung 
des Katasteramtes ein verständiges, 
durch die Sachlage gerechtfertigtes In-
teresse dargelegt wird. Dabei muss es 
sich nicht ausschließlich um ein Interes-
se rechtlicher Natur handeln, sondern es 
kann auch wirtschaftlicher, tatsächlicher, 
öffentlicher oder wissenschaftlicher Na-
tur sein. Dabei genügt allerdings nicht 
jedes beliebige Interesse. Vielmehr muss 
die Kenntnis der Eigentumsangaben bei 
verständiger Würdigung des Einzelfalls 
und nach dem gewöhnlichen Verlauf 
der Dinge für das künftige Handeln 
des Antragstellers und seine Entschlie-
ßungen aus sachlichen Gründen erheb-
lich erscheinen (Vgl. dazu Nr. 3.2 des 
Bereitstellungserlasses).

Im Anschluss daran folgt die Subsumti-
on, d. h. der mitgeteilte Sachverhalt ist 
auszuwerten und dahingehend zu über-
prüfen, ob die vorgetragenen Tatsachen 
für das Vorliegen eines berechtigten In-
teresses sprechen. 

Entscheidend ist in der Regel das Vor-
bringen sachlicher Gründe, die die Ver-
folgung unbefugter Zwecke oder bloßer 
Neugier ausgeschlossen erscheinen las-
sen. Es ist zu prüfen, ob der Tatsachen-
vortrag hinreichend konkret ist und 
nicht nur in pauschalisierter Weise er-
folgt. Im Zweifel kann der Antragsteller 
zu weiterem Tatsachenvortrag aufgefor-
dert werden. 

Prüfungsschritte und 
Praxisbeispiele

Im Folgenden sollen zunächst die ge-
danklichen Prüfungsschritte vorgestellt 
und im Anschluss anhand von Beispiel-
fällen Entscheidungshilfen bei Antrags-
stellung von Kaufinteressenten, Nach-
barn und Vertretern der Presse für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Katasterämter gegeben werden. 

Prüfungsschritte

Nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NVermG 
werden Eigentumsangaben an Personen 
oder Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs bereitgestellt, soweit ein be-
rechtigtes Interesse dargelegt wird. Es 
sind insbesondere folgende Vorausset-
zungen zu prüfen:

1. eine Person oder Stelle außerhalb des 
öffentlichen Bereichs und

2. Darlegung des berechtigten Interes-
ses

Da § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NVermG ei-
ne eigenständige Regelung trifft, ist 
nicht zusätzlich zu prüfen, ob über-
wiegende schutzwürdige Interessen 
Betroffener entgegenstehen wie dies 
in § 5 Abs. 1 NVermG vorgesehen ist 
(So ausdrücklich Verwaltungsgericht 
Hannover, Urteil v. 25.11.2014, Az. 4 A 
6492/13; dem zustimmend Richterlicher 
Hinweis des Oberverwaltungsgericht 
Lüneburg, Schriftsatz vom 17.02.2016, 
abrufbar unter http://www.jurop.org/
wp-content/uploads/2016/04/OVG-
L%C3%BCneburg-geschw%C3%A4rzte-
Verf%C3%BCgung.pdf.pdf, Abruf 
07.10.2019). Eine Person oder Stelle au-
ßerhalb des öffentlichen Bereichs dient 
zur Abgrenzung von § 5 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 NVermG. Wenn der Antragsteller 
nicht unter die Nummer 1 fällt, müssen 
die Voraussetzungen von Nummer 2 vor-
liegen.

Fall 1 (Angelehnt an Verwaltungsge-
richt Hannover, Urteil v. 25.11.2014, 
Az. 4 A 6492/13)

Ein Unternehmen der Windenergie-
branche begehrt die Bereitstellung 
von Eigentumsangaben für Grund-
stücke, die sie als Potentialfläche für 
die Nutzung für Windenergie ermit-
telt hat. Die zuständige Raumord-
nungsbehörde beabsichtigt das Re-
gionale Raumordnungsprogramm zu 
novellieren und zusätzliche Flächen 
als Vorrangstandorte für Windener-
giegewinnung auszuweisen. Aus die-
sem Grund führte das Unternehmen 
der Windenergiebranche eigene Po-
tentialanalysen durch. Für eine der 
von ihr ermittelten Potentialflächen 
beantragte sie die Bereitstellung von 
Eigentumsangaben. Als berechtigtes 
Interesse für die Bereitstellung der 
Eigentumsangaben wird  geltend 
gemacht, dass es die Angaben benö-
tige, um die Entwicklungsmöglich-
keiten von Windenergieanlagen auf 
den selbst ermittelten Potentialfläche  
feststellen zu können. Dafür sei es 
wichtig, Kontakt mit den Eigentüme-
rinnen und Eigentümern der Grund-
stücke aufzunehmen. 

Dem Unternehmen der Windenergie-
branche sind die begehrten Eigentums-
angaben bereitzustellen, da es das be-
rechtigte Interesse dargelegt hat.

Nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NVermG 
werden Eigentumsangaben an Personen 
oder Stellen außerhalb des öffentlichen 
Bereichs bereitgestellt, soweit ein be-
rechtigtes Interesse dargelegt wird. 

Bei dem Unternehmen der Windener-
giebranche handelt es sich um eine Per-
son oder Stelle außerhalb des öffentli-
chen Bereichs. 
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Vorhaben ganz in Frage gestellt wird, 
unterliegt ebenfalls der unternehme-
rischen Beurteilung der GmbH. Aus den 
vorgenannten Gründen ist es auch nicht 
erforderlich, dass bereits konkrete Ver-
kaufsverhandlungen vorliegen, sondern 
es ist ausreichend, wenn die Eigentums-
angaben erst zur Anbahnung solcher 
Verhandlungen bzw. vorgelagert zur 
Klärung der Verkaufsbereitschaft des je-
weiligen Eigentümers benötigt werden. 

Aus den dargelegten Tatsachen ist 
weiter nicht von einer Verfolgung un-
befugter Zwecke oder bloßer Neugier 
auszugehen. Die GmbH hat in nachvoll-
ziehbarer Weise ihr konkretes Interes-
se erläutert. Die Anfrage ist „nicht ins 
Blaue hinein“ gestellt worden, sondern 
zu dem Antrag waren Lageskizzen bei-
gefügt, in denen die betroffenen Flur-
stücke farblich umrandet waren. Die be-
troffenen Flurstücke befinden sich alle 
an einem Straßenzug, so dass von einem 
Planungsgebiet ausgegangen werden 
kann. 

Das berechtigte Interesse ist gegeben, 
wenn zur Überzeugung des Kataster-
amtes ein verständiges, durch die Sach-
lage gerechtfertigtes Interesse des An-
tragstellers dargelegt wird. 

Vorliegend hat das Unternehmen ein be-
rechtigtes Interesse wirtschaftlicher Na-
tur an der Bereitstellung der Eigentums-
angaben geltend gemacht. Es begehrt 
die Eigentumsangaben, um in einem 
möglichst frühen Planungsstadium er-
mitteln zu können, ob Eigentümerinnen 
oder Eigentümer von Potentialflächen 
ihr die Grundstücke für eine Windener-
gienutzung zur Verfügung stellen wür-
den. Nur für diesen Fall machen weitere 
kostspielige Untersuchungen und Pla-
nungen Sinn. Würde das Unternehmen 
abwarten, bis der Planungsprozess, ob 
eine Fläche Aufnahme in das Regionale 
Raumordnungsprogramm findet, abge-
schlossen ist, würde es mutmaßlich zu 
spät kommen. Es benötigt die Eigen-
tumsangaben auch, um nach Kontakt-
aufnahme mit den Eigentümerinnen 
oder Eigentümern zu entscheiden, wie 
es im Rahmen der Beteiligung bei der 
Aufstellung des Raumordnungsplans 
Stellung nehmen möchte. Ein konkreter 
Vertragsabschluss mit den Grundstücks-
eigentümerinnen oder -eigentümern ist 
ebenso wie die planungsrechtliche Zu-
lässigkeit der Windenergienutzung auf 
der betroffenen Fläche nicht notwendig. 

Das Unternehmen hat das berechtigte 
Interesse auch dargelegt. Die vorge-
brachten Gründe stellen weder eine 
bloße Behauptung noch bloße Neugier 
dar. Da die zuständige Raumordnungs-
behörde das Regionale Raumordnungs-
programm novellieren und zusätzliche 
Potentialflächen für die Nutzung von 
Windenergie ausweisen möchte, ist das 
Unternehmen an den Eigentumsanga-
ben der betroffenen Grundstücke inte-
ressiert. Dies stellt auch keine Verfol-
gung unbefugter Zwecke dar, sondern 
vielmehr eine Verfolgung wirtschaft-
licher Interessen. 

Der als Projektentwicklerin tätigen 
GmbH sind die begehrten Eigentumsan-
gaben bereitzustellen, da sie das berech-
tigte Interesse dargelegt hat.

Bei der als Projektentwicklerin tätigen 
GmbH handelt es sich um eine Person 
oder Stelle außerhalb des öffentlichen 
Bereichs. 

Sie hat ein berechtigtes Interesse wirt-
schaftlicher Natur an der Bereitstellung 
der Eigentumsangaben, um ermitteln 
zu können, ob Verkaufsbereitschaft der 
betroffenen Eigentümer besteht. Dass 
die GmbH den Erstkontakt mit den Ei-
gentümerinnen und Eigentümern zur 
Klärung des Verkaufsinteresses selbst 
aufnehmen will, ist bereits dadurch 
gerechtfertigt, weil Zeitpunkt und Aus-
wahl der jeweiligen Anfragen von ihren 
unternehmerischen Entscheidungen 
abhängen und im Rahmen ihrer eigen-
verantwortlichen und grundrechtlich 
geschützten Tätigkeit liegen. Ob das in 
Aussicht genommene Planungsgebiet im 
Falle der fehlenden Verkaufsbereitschaft 
aller Eigentümer beschränkt oder das 

Der Grundstücksgesellschaft mbH sind 
die begehrten Eigentumsangaben nicht 
bereitzustellen, da es das berechtigte In-
teresse nicht dargelegt hat.

Bei der Grundstücksgesellschaft mbH 
handelt es sich um eine Person oder Stel-
le außerhalb des öffentlichen Bereichs. 

Fall 2 (Angelehnt an Verwaltungs-
gericht Frankfurt (Oder), Urteil v. 
02.04.2019, Az. VG 7 K 1062/16)

Eine als Projektentwicklerin tätige Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH) begehrt die Bereitstellung 
von Eigentumsangaben für 30 mit 
Flurstücksnummern näher bezeichne-
te Flurstücke, die sich alle an einem 
Straßenzug befinden. Dem Antrag 
beigefügt sind Lageskizzen, in denen 
die betroffenen Flurstücke farblich 
umrandet sind. Als berechtigtes Inte-
resse macht die GmbH geltend, dass 
sie die Eigentumsangaben zwingend 
benötige, um die Verkaufswilligkeit 
der Grundstückseigentümerinnen und 
-eigentümer zu erfragen. Sie beabsich-
tige den Erwerb der Flurstücke zur Be-
bauung. Da die Flurstücke zum großen 
Teil unbebaut sind, habe sie auch kei-
ne Möglichkeit die Eigentumsangaben 
anderweitig zu beschaffen. 

Fall 3 (Angelehnt an Verwaltungs-
gericht Berlin, Urteil v. 26.02.2015, Az. 
VG 13 K 186.13)

Eine Grundstücksgesellschaft mbH 
begehrt die Bereitstellung von Eigen-
tumsangaben für 79 Straßenzüge – 
insgesamt 3.800 Anschriften. Zur Be-
gründung des berechtigten Interesses 
macht die Gesellschaft geltend, dass 
sie von einer Schweizer Stiftung mit 
dem Erwerb von Mehrfamilienhäusern 
beauftragt worden sei. Die Eigentums-
angaben werden benötigt, da die  
Stiftung besonders in diesen Straßen-
zügen investieren wolle.  
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Fall 4 (Angelehnt an Oberlandesge-
richt München, Beschluss v. 08.06.2016, 
Az. 34 Wx 168/16)

Ein Grundstückseigentümer begehrt 
die Bereitstellung von Eigentumsan-
gaben des Nachbargrundstückes. Er 
macht geltend, dass es durch Bauar-
beiten auf dem betroffenen Nach-
bargrundstück zu einer unzulässigen 
Aufschüttung im Grenzbereich ge-
kommen ist. Er beabsichtige Ansprü-
che wegen Eigentumsverletzung gel-
tend zu machen. Er vermutet, dass das 
Nachbargrundstück in Wohnungsei-
gentum aufgeteilt worden ist und er 
diese Wohnungseigentümer (noch) 
nicht kennt. Das Gebäude ist noch 
nicht vollständig errichtet, so dass er 
keine Möglichkeit habe die vermutlich 
neuen Wohnungseigentümer selbst zu 
ermitteln.

Fall 5 (Angelehnt an Oberlandesge-
richt Dresden, Beschluss v. 13.05.2019, 
Az. 17 W 378/19)

Die Redakteurin einer Tageszeitung 
begehrt die Bereitstellung von Ei-
gentumsangaben eines Grundstücks. 
Zur Begründung macht sie geltend, 
dass sie im Zusammenhang mit dem 
auf dem Grundstück befindlichen 
Mehrfamilienhaus recherchiere. Un-
ter dessen Anschrift kandidieren zwei 
Wahlbewerber einer Partei für den in 
zwei Wochen zu wählenden Stadtrat. 
Grundstücksnachbarn hätten darauf 
hingewiesen, dass das Anwesen leer 
stehe, weshalb sie den nach bereit-
gestellten Eigentumsangaben ermit-
telten Eigentümer zu den Wohnver-
hältnissen befragen wolle, um einen 
möglichen Wahlbetrug – Verwendung 
von Scheinadressen – aufzudecken. 

Sie hat zwar ein Interesse wirtschaft-
licher Natur an der Bereitstellung der 
Eigentumsangaben. Jedoch ist dieses 
in der Vielzahl von beantragten Eigen-
tumsangaben nicht unbedingt erforder-
lich, um die wirtschaftlichen Interessen 
umzusetzen. Sie hätte zunächst eine 
deutlich geringere Zahl von Eigentum-
sangaben beantragen können, um eine 
Verkaufsbereitschaft der betroffenen 
Eigentümerinnen und Eigentümer in-
nerhalb der Straßenzüge zu erkunden. 
Es ist der Grundstücksgesellschaft mbH 
auch zumutbar nach dem ersten Abar-
beiten die nächsten Eigentumsangaben 
zu beantragen. 

Auch die Darlegung des berechtigten In-
teresses genügt nicht den Anforderun-
gen. Darlegung bedeutet einen nach-
vollziehbaren Vortrag von Tatsachen in 
der Weise, dass dem Katasteramt daraus 
die Überzeugung von der Berechtigung 
des geltend gemachten Interesses ver-
schafft wird, also mehr als die bloße 
Behauptung von Tatsachen und mehr 
als einen pauschalen Vortrag. Entschei-
dend ist in der Regel das Vorbringen 
sachlicher Gründe, die die Verfolgung 
unbefugter Zwecke oder bloßer Neugier 
ausgeschlossen erscheinen lassen. Vor-
liegend hat die Grundstücksgesellschaft 
mbH gerade nicht dargelegt, warum sie 
solch eine Masse an Eigentumsangaben 
auf einen Schlag benötigt. Es liegt daher 
nahe, dass es sich um eine Ausforschung 
handelt. Des Weiteren hat sie nicht dar-
getan, in was die Schweizer Stiftung ge-
nau investieren möchte – z. B. Baupro-
jekte, Mietobjekte usw.

Zusammenfassung zu Kaufinteressenten

Bei Kaufinteressenten sind keine zu ho-
hen Anforderungen an das berechtigte 
Interesse zu stellen. Vertragsverhand-
lungen oder gar Vertragsanbahnungen 
sind für das Vorliegen des berechtigten 
Interesses nicht erforderlich. Jedoch 
muss der Tatsachenvortrag erkennen 
lassen, dass der Antragsteller ein Kauf-
interesse hat. Sollten Zweifel daran 
bestehen kann das Katasteramt beim 
Antragsteller nachfragen und weitere 
Informationen fordern. 

Nachbarn

Dem Grundstückseigentümer sind die 
begehrten Eigentumsangaben bereitzu-
stellen, da er das berechtigte Interesse 
dargelegt hat.

Bei dem Grundstückseigentümer han-
delt es sich um eine Person oder Stelle 
außerhalb des öffentlichen Bereichs. Er 
hat ein berechtigtes Interesse rechtlicher 
Natur an der Bereitstellung der Eigen-
tumsangaben, um Ansprüche wegen 
Eigentumsverletzung gegen die Eigen-
tümer des Nachbargrundstücks geltend 
machen zu können. Der Grundstücksei-
gentümer hat das berechtigte Interesse 
auch dargelegt. Aus den konkret darge-
legten Tatsachen zur Verletzung seines 
Eigentums ist von keiner Verfolgung un-
befugter Zwecke oder bloßer Neugier 
auszugehen. Da das Gebäude noch nicht 
vollständig errichtet ist und die Vermu-
tung besteht, dass das Nachbargrund-
stück in Wohnungseigentum aufgeteilt 
worden ist, hatte er auch keine Mög-
lichkeit den Eigentümer bzw. die Woh-
nungseigentümer selbst zu ermitteln.

Zusammenfassung zu Nachbarn

Grundsätzlich gilt, dass die Stellung als 
Eigentümer des Nachbargrundstücks 
allein kein berechtigtes Interesse dar-
stellt. Vielmehr ist es erforderlich, dass 
konkrete in der räumlichen Nähe be-
gründete Umstände dargelegt werden, 
aus denen das Interesse abgeleitet wird. 
In der Rechtsprechung haben sich fol-
gende Fälle, in denen ein berechtigtes 
Interesse bejaht wurde, herausgebildet: 
ein drohender Nachbarkonflikt wegen 
einer geplanten Bebauung (vgl. Ober-
landesgericht Karlsruhe, Beschluss v. 
29.05.2013, Az. 11 Wx 40/13), Einhaltung 
von Grenzabständen und Zurückschnei-
den von Pflanzungen an der Grenze (vgl. 
Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
v. 14.09.2015, Az. 12 Wx 41/15) und die 
Ungewissheit über die Nutzung eines 
Weges auf dem Nachbargrundstück 
(vgl. Oberlandesgericht Köln, Beschluss 
v. 19.11.2009, Az. 2 Wx 95/09).

Pressevertreter
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Auch die im Rahmen einer Angemes-
senheitsprüfung getroffene Abwägung 
zwischen den Interessen des Eigentü-
mers und eine etwaige Beeinträchti-
gung seines Persönlichkeitsschutzes 
einerseits und die presserechtlichen 
Interessen andererseits führt zu keiner 
unverhältnismäßigen Beeinträchtigung 
des betroffenen Eigentümers. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass das Zugangsin-
teresse der Presse Vorrang hat, wenn es 
um Fragen geht, die die Öffentlichkeit 
wesentlich angehen und wenn die Re-
cherche der Aufbereitung einer ernst-
haften und sachbezogenen Auseinan-
dersetzung dient. Dabei ist zu respektie-
ren, dass die Presse regelmäßig auch auf 
einen bloßen Verdacht hin recherchiert. 
Hierdurch werden die Interessen des 
Eigentümers nicht unverhältnismäßig 
beeinträchtigt. Die Frage, ob die Stadt-
ratskandidaten im Wahlgebiet ansässig 
sind oder nicht, geht die Öffentlichkeit 
– zwei Wochen vor der Wahl – an.

Der Redakteurin sind die begehrten Ei-
gentumsangaben bereitzustellen, da sie 
das berechtigte Interesse dargelegt hat.

Bei der Redakteurin handelt es sich um 
eine Person oder Stelle außerhalb des 
öffentlichen Bereichs. 

Sie hat ihr berechtigtes Interesse öf-
fentlicher Natur an der Bereitstellung 
der Eigentumsangaben dargelegt. Das 
in Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG verbürgte 
Grundrecht auf Pressefreiheit vermittelt 
ein solches Recht auf Einsicht nur dann, 
wenn zum einen ein Informationsbe-
schaffungsinteresse dargelegt wird, und 
zum anderen das ebenfalls verfassungs-
rechtlich verbürgte Recht der im Liegen-
schaftskataster Eingetragenen auf in-
formationelle Selbstbestimmung nicht 
entgegensteht. Die Redakteurin hat 
ihr Rechercheinteresse in tatsächlicher 
Sicht hinreichend konkret ausgeführt. 
Aus dem mitgeteilten Sachverhalt ergibt 
sich, dass die beantragte Bereitstellung 
der Eigentumsangaben auf die Beschaf-
fung journalistisch verwertbarer Infor-
mationen abzielt und daher als Teil der 
publizistischen Vorbereitungstätigkeit 
dem Schutzbereich der Pressefreiheit 
zuzuordnen ist. Zum einen will sie die 
Eigentümer in Erfahrung bringen, um 
herauszufinden, ob und ggf. von wem 
das Anwesen an die für den Stadtrat 
kandidierenden Wahlbewerber über-
lassen wurde, oder ob die Kandidaten 
mittels Angabe dieser in Wahrheit un-
zutreffenden Adresse ihre Kandidatur 
betreiben. Damit hat die Redakteurin 
ihr Rechercheanliegen und den Zusam-
menhang zum betroffenen Grundstück 
hinreichend konkret dargelegt.

Fall 6 (Angelehnt an Oberlandesge-
richt München, Beschluss v. 08.12.2016, 
Az. 34 Wx 387/16)

Der Redakteur einer Tageszeitung 
begehrt die Bereitstellung von Eigen-
tumsangaben eines Grundstücks. Zur 
Begründung des berechtigten Interes-
ses macht er geltend, dass in dem auf 
dem Grundstück befindlichen Anwe-
sen das Unternehmen zweier Neonazis 
residiere. Es werde einschlägig neona-
zistisches Propagandamaterial vertrie-
ben, das Geschäft dränge regelmäßig 
mit Veranstaltungen rechtsextremer 
Parteien, extrem rechten Vorträgen 
und Liederabenden an die Öffentlich-
keit und agitiere die regionale wie 
überregionale Szene. Allerdings häuf-
ten sich seit Jahren die Hinweise auf 
massive Probleme für die dort auch 
wohnenden Betreiber. Zur Klärung 
der Eigentumsverhältnisse benötige er 
daher die Bereitstellung der entspre-
chenden Eigentumsangaben, um die 
Hinweise zu prüfen und die Dimension 
der Probleme abschätzen zu können. 

Dem Redakteur sind die begehrten Ei-
gentumsangaben bereitzustellen, da er 
das berechtigte Interesse dargelegt hat.

Bei dem Redakteur handelt es sich um 
eine Person oder Stelle außerhalb des 
öffentlichen Bereichs. 

Auch der Redakteur hat ein berechtigtes 
Interesse öffentlicher Natur an der Be-
reitstellung der Eigentumsangaben dar-
gelegt. Er hat sein Informationsinteresse 
mit Recherchen zu dem näher beschrie-
benen und in dem Gebäudekomplex be-
triebenen Versandgeschäft begründet, 
das von zwei in der Szene bekannten 
Neonazis betrieben wird. Wenn diese 
Personen auch selbst nicht Eigentümer 
sind, so ergibt sich ein hinreichender Zu-
sammenhang zu dem Eigentum daraus, 
dass dessen Gebrauch und Nutzung 
nach Sachlage nur unter Mitwirkung, 
Billigung oder zumindest Duldung ei-
ner Person stattfinden kann, der hieran 
Rechte, namentlich aus dem Eigentum, 
zustehen. Das Gesuch ist nicht dadurch 
erschöpft, dass weder die genannten 
Personen noch deren Unternehmen ei-
ne eigentumsrechtliche Stellung inne-
haben. 

Auch die im Rahmen der Angemessen-
heitsprüfung zu treffende Abwägung 
zwischen den Interessen des Eigentü-
mers und eine etwaige Beeinträchti-
gung seines Persönlichkeitsschutzes 
einerseits und die presserechtlichen 
Interessen andererseits führt zu kei-
ner unverhältnismäßigen Beeinträch-
tigung des betroffenen Eigentümers. 
Bei der vorhandenen Involvierung des 
Unternehmens in die „Szene“ muss der 
Grundstücksberechtigte damit rechnen, 
selbst in den Blickpunkt des öffentlichen 
– journalistischen – Interesses zu gera-
ten. Zudem liegt es in seinem Einfluss-
bereich, welche Personen Zugang zu 
seinem Grundeigentum haben.
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Zusammenfassung zu Pressevertretern

Bei Anträgen von Pressevertretern ist 
die Prüfung, ob Eigentumsangaben 
bereitgestellt werden können, diffe-
renzierter zu betrachten. Das resultiert 
aus dem Grundrecht der Pressefreiheit 
gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG. Es ge-
währleistet nicht nur die Freiheit der 
Verbreitung von Nachrichten und Mei-
nungen. Sie schützt vielmehr auch den 
gesamten Bereich publizistischer Vorbe-
reitungstätigkeit, zu der insbesondere 
die Beschaffung von Informationen ge-
hört. Daher ist das berechtigte Interes-
se unter besonderer Berücksichtigung 
der Pressefreiheit zu prüfen. Das von 

der Presse dargelegte Informationsin-
teresse ist vom Katasteramt ohne eige-
ne Bewertung dem weiteren Vorgehen 
zugrunde zu legen. Dabei ist insbeson-
dere zu berücksichtigen, dass die Presse 
regelmäßig auch auf einen bloßen und 
sei es auch nur schwachen Verdacht hin 
recherchiert. Das Katasteramt hat aber 
kursorisch zu prüfen, ob die beantrag-
ten Eigentumsangaben geeignet sind, 
dem vorgetragenen Informationsanlie-
gen Rechnung zu tragen. Dazu gehört 
auch, ob das Informationsinteresse sich 
auf Rechte der im Liegenschaftskata-
ster Eingetragenen bezieht, für die die 
Bereitstellung verlangt wird. (vgl. zum 
Ganzen Bundesverfassungsgericht, Be-
schluss v. 28.08.2000, Az. 1 BvR 1307/91) 

Schlussbemerkungen

Die durch die Rechtsprechung entwi-
ckelten Grundsätze zu § 12 Abs.1 GBO 
sind – mit Einschränkungen – auf § 5 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 NVermG übertragbar. 
Da das Liegenschaftskataster weniger 
Rückschlüsse auf den betroffenen Eigen-
tümer selbst zulässt als das Grundbuch, 
sind bei der Prüfung des berechtigten 
Interesses keine zu hohen Anforderun-
gen zu stellen. Nichtsdestotrotz muss 
der Antragsteller sein Begehren hinrei-
chend darlegen und begründen. Grund-
sätzlich gilt, dass jeder Einzelfall einer 
eigenständigen Prüfung unterzogen 
werden muss. 
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Methoden- und Modellentwicklung für die landesweit einheitliche 
Ableitung von Liegenschaftszinssätzen für Mehrfamilienhäuser

Matthias Soot, Dr. Sebastian Zaddach, Prof. Dr. Alexandra Weitkamp, Andreas Teuber

Einleitung

Den Gutachterausschüssen für Grund-
stückswerte (GAG) obliegt die Aufga-
be, durch die Auswertung von Trans-
aktionen am Grundstücksmarkt Markt-
beobachtungen durchzuführen und 
Marktaufklärung im Sinne der Transpa-
renz für sämtliche beteiligten Akteure 
zur Verfügung zu stellen. Zur Erfüllung 
dieser wesentlichen Aufgaben gehört 
– neben der Führung und Auswertung 
der Kaufpreissammlung – die Ermitt-
lung von Bodenrichtwerten (BRW), 
die Veröffentlichung der Grundstücks-
marktdaten sowie die Erstellung von 
Verkehrswertgutachten und insbeson-
dere die Ableitung der sonstigen für die 
Wertermittlung erforderlichen Daten. 
Zu den sonstigen zur Wertermittlung 
erforderlichen Daten zählen gemäß  
§ 193 Abs. 5 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB)  
die Liegenschaftszinssätze, mit denen 
die Verkehrswerte von Grundstücken 
im Durchschnitt marktüblich verzinst 
werden und die für die verschiedenen 
Grundstücksarten, insbesondere Miet-
wohngrundstücke, Geschäftsgrund-
stücke und gemischt genutzte Grund-
stücke, abzuleiten sind. 

Im Sinne der Neukonzipierung entspre-
chend des fachlichen Zukunftskonzepts 
der Niedersächsischen Vermessungs- 
und Katasterverwaltung für das Zieljahr 
2025 (VKV 2025) sollen die bisherigen 
Methoden der Analysen zum Grund-
stücksmarkt – und damit die Ableitung 
der sonstigen zur Wertermittlung erfor-
derlichen Daten – auf die Anwendung 
zeitgemäßer Standards überprüft und, 
falls erforderlich, diese neu formuliert 
werden. Ein Baustein befasst sich mit der 
Ableitung von Liegenschaftszinssätzen 
für die sachlichen Teilmärkte der Mehr-
familienhäuser, Wohn- und Geschäfts-
häuser sowie Bürogebäude. In diesem 
Beitrag werden die Ergebnisse der zu 
diesem Zweck eingerichteten Projekt-
gruppe (PG) „Einheitliche Methoden- 
und Modellentwicklung zum Zweck der 
Ableitung von Liegenschaftszinssätzen“ 

nächsten Abschnitt gegeben; für einen 
detaillierteren Einblick wird auf den Ab-
schlussbericht (vgl. Zaddach et al. 2019) 
selbst verwiesen. 

Landesweit einheitliche Ableitung der 
Liegenschaftszinssätze

Für eine Untersuchung der derzeitigen 
Vorgehensweisen hat die PG eine Um-
frage unter den GAG initiiert und die 
unterschiedlichen Methoden und 
Modelle zur Ableitung von Liegen-
schaftszinssätzen (Mehrfamilienhäuser, 
Wohn- und Geschäftshäuser, Büroge-
bäude) für das Jahr 2018 zusammenge-
tragen. Erwartungsgemäß zeigte sich 
eine breite Methodenvielfalt, die inner-
halb der sachlichen Teilmärkte für die 
Auswertungen genutzt wurde (teilmark-
tunabhängig, aber in Abhängigkeit der 
Datenlage): Mittelwerte, Medianwerte, 
Bivariate und die multiple lineare Re-
gressionsanalyse. Auch die Modelle glei-
cher Methoden unterschieden sich stark; 
beispielhaft hierfür ist die unterschied-
liche Anzahl der verwendeten Jahre in 
der untersuchten Stichprobe (verwen-
dete Kauffälle zwischen einem Jahr und 
zehn Jahren). Die PG hat aufbauend auf 
diesen Erhebungen zum Status quo un-
terschiedliche Varianten für landesweit 
einheitliche Methoden und Modelle er-
arbeitet. 

Als Ausgangsbasis für zukünftige Ablei-
tungen und um das Ziel einer landesweit  
einheitlichen Auswertung der Liegen-
schaftszinssätze zu erreichen, hat die PG 
zunächst empfohlen, künftig nach ein-
heitlichen Standards auszuwerten und 
folgende Auswertevarianten zu nutzen:

− Die Ableitung der Liegenschaftszins-
sätze für Mehrfamilienhäuser sowie 
Wohn- und Geschäftshäuser obliegt 
den örtlichen Gutachterausschüssen. 
Zusätzlich wird durch die Geschäfts-
stelle des Oberen Gutachterausschus-
ses für Grundstückswerte (OGA) ein 
landesweit einheitliches Modell ab-
geleitet. Der entstehende landeswei-

zusammengefasst. An die Handlungs-
empfehlungen der PG anknüpfend 
werden die Methoden für eine landes-
weit einheitliche Ableitung der Liegen-
schaftszinssätze für Mehrfamilienhäuser 
weiterentwickelt und ein neues Modell 
aus Forschungssicht präsentiert.

Sachstand

Mit Erlass vom 05.04.2018 hat das Nie-
dersächsische Ministerium für Inneres 
und Sport (MI) im Kontext der benann-
ten Rahmenbedingungen eine PG ein-
gerichtet und mit der Konzipierung 
einer einheitlichen Methoden- und 
Modellentwicklung zur Ableitung der 
Liegenschaftszinssätze beauftragt, um 
die landesweit große methodische Hete-
rogenität zu beseitigen. Die landesweit 
einheitlichen Methoden und Modelle 
zur Ableitung der Liegenschaftszinssät-
ze sollten nach Projektauftrag zunächst 
für die sachlichen Teilmärkte der Mehr-
familienhäuser, Büro- und Praxisgebäu-
de sowie Wohn- und Geschäftshäuser 
vorliegen. Ziel war es, Grundstücks-
marktanalysen flächendeckend unter 
einheitlichen Qualitätsstandards für 
veränderbare räumliche und sachliche 
Teilmärkte zu ermöglichen. Im Fokus 
standen daher 

− die stetige Weiterentwicklung der 
Auswertemethoden und -modelle 
entsprechend aktueller fachlicher 
und statistischer Erkenntnisse und 
sich verändernder Nutzungsanforde-
rungen,

− die Dokumentation der verwendeten 
Modelle im Sinne der Grundstücks-
markttransparenz mit ihren Quali-
tätsangaben und

− die Eignung der Ergebnisse für eine 
webfähige Darstellung (grafisch ge-
oreferenziert auf Basis interaktiver 
Anwendungen).

Nach ihren umfangreichen Untersu-
chungen hat die PG den Abschlussbe-
richt zum 31.08.2019 dem Auftraggeber 
MI vorgelegt. Eine Kurzfassung wird im 
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te Mehraufwand ist dadurch gerecht-
fertigt, dass zum einen die hierdurch 
ermittelten Liegenschaftszinssätze 
durch jene GAG übernommen wer-
den können, die die Auswertung auf 
Grund der Datenlage nicht durchfüh-
ren können. Zum anderen wird ein 
gegenseitiges Controlling der Ergeb-
nisse und u. U. eine Verbesserung (An- 
näherung) der Modelle ermöglicht.  
Als Methode soll einheitlich die 
multiple lineare Regressionsanalyse 
(MLR) verwendet werden.

− Die Liegenschaftszinssätze für Büro- 
gebäude werden durch die Geschäfts-
stelle des OGA in einem landesweit 
einheitlichen Modell berechnet. Für 
die Ableitung der Liegenschaftszins-
sätze dieses sachlichen Teilmarktes 
soll die Methode Medianwert ver-
wendet werden. 

Zur Entwicklung eines Modells konzen-
trierte sich die PG anschließend auf den 
sachlichen Teilmarkt der Mehrfamilien-
häuser mittels MLR, da hier eine aus-
reichende Datengrundlage für die Aus-
wertung vorlag. Der Fokus der Model-
lierung lag in der Abbildung regionaler 
Besonderheiten durch unterschiedliche 
Einflussgrößen, so dass durch die PG 
unterschiedliche Modelle ermittelt wur-
den. Auf eine Einzeldarstellung der un-
terschiedlichen Auswerteansätze wird 
an dieser Stelle verzichtet; im Ergebnis 
wurde durch die PG die Variante 

− Zielgröße: Liegenschaftszinssatz
− Einflussgrößen: Jahr des Kaufver-

trages, BRW, Landkreise und kreis-
freie Städte mit tlw. gebildeten Sub-
kreisen (z. B. Großraum HH etc.) 

als das optimale Modell beurteilt. Durch 
die flächendeckende Auswertung einer 
niedersachsenweiten Stichprobe mit-
tels MLR konnte keine regionalspezi-
fische Besonderheit modelliert werden. 
Dies äußerte sich durch eine höhere 
Abweichung in lokalen Bereichen zwi-
schen den örtlich ermittelten Liegen-
schaftszinssätzen der GAG und den 
prädizierten Funktionswerten aus den 
Ergebnissen der MLR. Da die PG eine er-
weiterte Methodenentwicklung für eine 

PG zur Erfassung von Kauffalldaten 
in Niedersachsen erweitert, tlw. un-
ter Bezugnahme auf die aktuelle 
Erlasslage. Auf diese Weise wird die 
Bedeutung eines einheitlichen Erfas-
sungsstandards gestärkt.

− Da die GAG für die Erfassung der 
Kauffalldaten zuständig sind, obliegt 
ihnen nach sachverständigem Ermes-
sen die Entscheidung, ob einzelne 
Kauffälle – unter Maßgabe der ak-
tuellen Erlasslage – für die Ableitung 
von Liegenschaftszinssätzen geeig-
net sind. Um sowohl in lokalen Aus-
wertungen als auch in landesweiten 
Untersuchungen gleiche Stichproben 
zu verwenden und so eine überregi-
onale Vergleichbarkeit herzustellen, 
wurden durch die PG für jeden der 
untersuchten sachlichen Teilmärkte 
Selektionskriterien zusammenge-
stellt, die künftig landesweit einheit-
lich angewendet werden sollen. 

− Für die weiteren Auswertungen müs-
sen die geeigneten Kauffälle an die 
Geschäftsstelle des OGA abgegeben 
werden. Dies erfolgt durch Meldung 
der pro GAG geeigneten Kauffälle 
(Angabe der Kauffallkennzeichen, 
rückwirkend für fünf Jahre). Der 
Stichtag zur Meldung wird jährlich 
per Erlass durch das MI vorgegeben. 

− Die jeweiligen Stichprobendaten 
werden vor der eigentlichen Mo-
dellbildung durch die Geschäftsstelle 
des OGA sachverständig aufbereitet. 
Das umfasst die inhaltliche Prüfung 
auf grobe Ausreißer in den Daten. 
Werden bei der Stichprobenauf-
bereitung grobe Ausreißer (bspw. 
Zahlendreher, für die Ableitung 
von Liegenschaftszinssätzen gemäß 
Erlasslage nicht belegte Felder der 
wertrelevanten Merkmale, nicht 
plausible Größenordnungen der 
Werte) erkannt, werden diese Kauf-
fälle aus der Stichprobe ausgeschlos-
sen. Die Geschäftsstelle des OGA bit-
tet die GAG zu prüfen, ob eine Berei-
nigung in der AKS möglich ist. 

− Die Modellbildung und Auswertung 
erfolgt nach den Grundsätzen der 
Grundstückswertermittlung. Der 
Auswerteablauf wird transparent 
dokumentiert.

zutreffendere Modellierung auf Grund 
der Zeit- und Personalkapazitäten nicht 
leisten konnte, wurde abweichend vom 
Projektauftrag ein neuer Schwerpunkt 
gesetzt; dieser lag nunmehr auf der 
Entwicklung einer Prozesskette für die 
Erfassung und Ableitung der Liegen-
schaftszinssätze. Diese sollte den Anfor-
derungen genügen sowie losgelöst von 
sachlichen Teilmärkten und deren Me-
thoden allgemein anwendbar sein. Bei 
den Auswertungen der PG zeigte sich 
ein hoher Bedarf bzgl. der Verbesserung 
der Datengrundlage, sodass der Bedarf 
für die Definition allgemeingültiger 
Qualitätsstandards für künftige Aus-
wertungen der Liegenschaftszinssätze 
entstand: Diese umfassen

1. einheitliche Erfassungs- und Selek-
tionskriterien und

2. eine einheitliche Prozesskette für 
die künftige Ableitung der Liegen-
schaftszinssätze.

Qualitätsstandards 

Die Kernpunkte für die künftigen Quali-
tätsstandards zur Ableitung von Liegen-
schaftszinssätzen in einem landesweiten 
Modell können wie folgt zusammenge-
fasst werden (für weitergehende Infor-
mationen wird auf den Abschlussbericht 
verwiesen):

− Die durch die Gutachterausschüs-
se individuell ermittelten Liegen-
schaftszinssätze für jeden geeigneten 
Kauffall fließen unmittelbar in die 
Auswertung der Liegenschaftszins-
sätze ein und stellen die Zielgröße 
dar. Auf die daraus resultierende, 
herausragende Bedeutung der sorg-
fältigen Erfassung der Kauffalldaten 
wird hingewiesen. Die PG hat aus 
diesem Grund einheitliche Erfas-
sungskriterien zusammengestellt 
und deren künftige Anwendung 
empfohlen. Diese basieren auf An-
lage 2 der Ertragswertrichtlinie 
(EW-RL), welche erste Vorgaben für 
die relevanten Merkmale bei der Er-
mittlung von Liegenschaftszinssätzen 
gibt. Zudem werden sie durch die 
vorgeschlagenen Regelungen der 
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Als Methode wurde die geografisch ge-
wichtete Regressionsanalyse adaptiert, 
die das bisherige Modell der PG um eine 
geografische Einflusskomponente er-
weitert. Damit ist es möglich, regionale 
Besonderheiten besser abzubilden. Die-
se Möglichkeit bleibt der MLR verwehrt, 
was sich bei der landesweiten Ableitung 
der Liegenschaftszinssätze in einem ein-
heitlichen Modell als entscheidender 
Nachteil darstellt. Das Grundprinzip der 
geografisch gewichteten Regressions-
analyse wird im folgenden Abschnitt 
dargestellt, bevor anschließend die spe-
zifischen Auswerteabläufe für die Ab-
leitung der Liegenschaftszinssätze für 
Mehrfamilienhäuser sowie erste Ergeb-
nisse dargestellt werden. 

Die Methode der geografisch gewichte-
ten Regressionsanalyse

Im Rahmen einer Masterarbeit an der 
TU Dresden wurden für den sachlichen 
Teilmarkt der Mehrfamilienhäuser in 
Niedersachsen landesweite Liegen-
schaftszinssätze mit verschiedenen, für 
die Grundstückswertermittlung innova-
tiven, räumlichen Auswerteverfahren 
untersucht (Wallner; Weise 2019). Hier-
bei stellte sich die geografisch gewich-
tete Regressionsanalyse (Geograpically 
Weighted Regression, GWR) als die ge-
eignetste Methode heraus, um Liegen-
schaftszinssätze räumlich und flächen-
deckend auszuwerten. 

In der GWR werden für jede Koordi-
nate u (Rechtswert) und v (Hochwert) 
eine eigene Regressionsgleichung mit  
n Einflussgrößen bestimmt, d. h. das 
klassische Modell der Form 

(1)
	
𝑦𝑦𝒊𝒊 = 𝛽𝛽𝟎𝟎 + 𝛽𝛽𝒊𝒊𝒊𝒊  ∙ 𝑥𝑥𝒊𝒊𝒊𝒊  +  𝜀𝜀!𝒏𝒏

𝒌𝒌!𝟏𝟏 	

mit:

yi: Zielgröße
β0:  Konstante
βik:  Regressionskoeffizient der  
 Einflussgröße k
εi:  Residuum
xik:  Ausprägung der Einflussgröße k

Neben den im Abschlussbericht benann-
ten Handlungsempfehlungen weist der 
Bericht auf das Thema der bislang nicht 
ausreichend erfolgten Modellierung 
regionaler Besonderheiten der Liegen-
schaftszinssätze für Mehrfamilienhäu-
ser einzelner GAG hin, die ausschließlich 
durch alternative, statistische Methoden 
lösbar erscheint:

„Regelmäßige Methoden- und Modell-
prüfung
Die hochdynamischen Entwicklungen 
am Immobilienmarkt erfordern eine 
stetige Prüfung und Anpassung der Me-
thoden und Modelle zur Ableitung von 
Liegenschaftszinssätzen. Insbesondere 
die multivariaten Analyseverfahren sind 
mindestens jährlich auf die Geeignetheit 
und Gültigkeit sowohl der Modellein-
gangsgrößen, der funktionalen Zusam-
menhänge sowie eine zum aktuell ver-
wendeten Verfahren potentiell bessere 
Eignung alternativer Verfahren zu prü-
fen. (…). Auf diese Weise können lokale 
Beobachtungen der GAG in die landes-
weite Untersuchung integriert werden 
und sich zudem die Auswertemethoden 
stetig weiterentwickeln. (…).“ (Zaddach 
et al. 2019, S. 25)

Eine auf den Arbeiten der PG aufbau-
ende, grundlegende Weiterentwicklung 
der Methodik für die Ableitung der 
Liegenschaftszinssätze für Mehrfamili-
enhäuser in Niedersachsen wird in den 
folgenden Abschnitten dargestellt. 

Weiterentwicklung der 
Auswertemethodik

Mit dem Ziel, regionale Besonderheiten 
in die Auswertung mittels MLR zu inte-
grieren, wurde in einer Forschungsko-
operation mit der Professur für Land-
management am Geodätischen Institut 
der Technischen Universität Dresden (TU 
Dresden) eine weiterführende Methode 
getestet. Diese greift die Erkenntnisse 
der PG auf und liefert eine verbesserte 
Schätzung der Liegenschaftszinssätze 
für Mehrfamilienhäuser. 

− Die Liegenschaftszinssätze der lan-
desweiten Auswertung werden durch 
die GAG als sonstige zur Wertermitt-
lung erforderliche Daten beschlos-
sen, sofern die jeweiligen GAG die-
se als zutreffend für ihren adminis- 
trativen Bereich beurteilen (Model-
le der Ableitung § 13 Abs. 1 Nr. 2 b  
Niedersächsische Verordnung zur 
Durchführung des Baugesetzbuches 
(DVO BauGB)). 

− Die Liegenschaftszinssätze der lan-
desweiten Auswertung werden 
durch den OGA als sonstige zur Wert- 
ermittlung erforderliche Daten be-
schlossen (Modelle der Ableitung,  
§ 13 Abs. 2 Nr. 2 DVO BauGB). 

Werten GAG lokal aus, so gelten für 
die Einhaltung landesweit einheitlicher 
Qualitätsstandards die vorgenannten 
Anforderungen an die Erfassung und 
Ableitung der Liegenschaftszinssätze 
sinngemäß. 

Die Prozesskette ermöglicht – unabhän-
gig von der Auswertung sachlicher und 
räumlicher Teilmärkte – eine landes-
weit einheitliche Ableitung der Liegen-
schaftszinssätze. „Landesweit einheit-
lich“ bezieht sich dabei in erster Linie 
auf einheitliche Methoden, Auswerte-
standards und Qualitätsangaben. 

Die durch die PG vorgelegten Ergeb-
nisse leisten einen Beitrag zur einheit-
lichen Vorgehensweise und zu einer 
sukzessiven Verbesserung gegenüber 
der aktuellen Ausgangslage. Als mit-
telfristiges Ziel hat die PG definiert, 
durch die Verbesserung und Anpassung 
des vorgeschlagenen landesweit ein-
heitlichen Modells eine möglichst flä-
chendeckende Auswertung sämtlicher 
niedersächsischer GAG sowie eine ge-
meinsame Darstellung zu erreichen. Zu 
diesem Zweck wurden Handlungsemp-
fehlungen erarbeitet, die aufbauend 
auf den bisherigen Ergebnissen offene 
Fragestellungen aufgreifen, die wiede-
rum in Folgearbeiten zu klären sind. Mit 
der Erstellung der Handlungsempfeh-
lungen hat die PG ihre Arbeiten abge-
schlossen.
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wird um eine geografische Abhängig-
keit erweitert:

𝒚𝒚𝒊𝒊(𝒖𝒖𝒊𝒊,𝒗𝒗𝒊𝒊) = 𝜷𝜷𝟎𝟎(𝒖𝒖𝒊𝒊,𝒗𝒗𝒊𝒊)+ 𝛃𝛃𝒊𝒊𝒊𝒊(𝒖𝒖𝒊𝒊,𝒗𝒗𝒊𝒊) ×𝒙𝒙𝒊𝒊𝒊𝒊  +  𝛆𝛆𝒊𝒊𝒏𝒏
𝒌𝒌!𝟏𝟏 	

(2)

Die GWR berücksichtigt bei der Ablei-
tung der Regressionsgleichung für ei-
ne Koordinate (ui, vi) die benachbarten 
Kauffälle durch eine Gewichtungsfunk-
tion mittels eines dreidimensionalen 
Gaußkerns. Dies bedeutet, dass für jede 
Gleichung nach (2) zu einer Koordinate 
(ui, vi) eines Kauffalls die übrigen Kauf-
fälle der Stichprobe gewichtet berück-
sichtigt werden: Kauffälle, die räumlich 
näher an der aktuellen Koordinate lie-
gen, werden stärker bei der Ermittlung 
der Koeffizienten β gewichtet als weiter 
entfernte Kauffälle (s. Abb. 1).

Für jede Koordinate (ui, vi) wird so eine 
Regressionsfunktion nach der Methode 
der kleinsten Quadrate abgeleitet. Die 
mit dem Gaußkern für jede Koordinate 
individuell abgeleiteten Gewichte wer-
den in dieser Regressionsfunktion durch 
die Gewichtsmatrix W berücksichtigt:

β (ui,vi) = (XT W(ui,vi) X)-1 XT W(ui,vi) y 	 (3)

Wirkt eine Einflussgröße in einer Regi-
on stärker, wird der Einfluss in der Re-
gressionsfunktion für die Koordinaten 
in dieser Region auch stärker bestimmt. 
Zum Beispiel führt ein stärkerer, signifi-
kanter Einfluss der Restnutzungsdauer 
(RNDA) in Region A gegenüber Region 
B zu einem höheren Regressionskoeffizi-
enten (|βRNDA|) in der Region A. An dieser 
Stelle kann lediglich das Grundprinzip 
der GWR vorgestellt werden; eine um-
fangreiche Ausführung der Methodik 
findet sich beispielsweise in Fothering-
ham et al. (2002).

Im Rahmen der Analyse der Masterar-
beit wurden verschiedene Modellvari-
anten gegenübergestellt, die auf der 
empfohlenen Modellvariante der PG be-
ruhen und im Zuge der Untersuchungen 
erweitert wurden. 

Das Modell mit der höchsten Güte hat 
dabei folgenden Aufbau:

 -  Zielgröße: Liegenschaftszinssatz
 -  Einflussgrößen: Kaufjahr, Restnut-

zungsdauer, BRW, Entfernungsfak-
tor.

Der dimensionslose Entfernungsfaktor 
berechnet sich hierbei mittels der Me-
thode der Faktorenanalyse1  aus den Ent-
fernungen (Luftlinie) zu verschiedenen 
Infrastruktureinrichtungen (Arztpraxen, 
Schulen, Pflegeeinrichtungen, Kranken-
häuser, Einzelhandel und ÖPNV-Anbin-
dung) und beruht auf Angaben aus dem 
Daseinsvorsorgeatlas. Weitere räumliche 
Einflüsse werden in der Methodik der 
GWR bereits durch die Koordinaten der 
Kauffälle erfasst. 

1 Die Faktorenanalyse ist ein statistisches Ver-
fahren zur Zusammenfassung von mehreren Va-
riablen zu einer oder mehreren latenten Varia-
blen. 

Die einzelnen Größen werden entgegen 
der bisherigen Auswertegewohnheiten 
in der MLR zur Grundstücksmarktana-
lyse untransformiert in die Gleichungen 
eingeführt. Eine Transformation von 
Größen führt zu nicht linearen Bezie-
hungen, die in jedem Fall einer tieferen 
Prüfung unterzogen werden müssen 
(vgl. Soot et al. 2018a). In vielen Fällen 
ist eine Transformation unnötig und 
führt zu verfälschten Ergebnissen. Un-
tersuchungen zu einem Mehrwert durch 
etwaige Transformationen (bspw. die 
Transformation durch den Logarithmus) 
ergaben bis auf klar definierte Ausnah-
men (z. B. Varianzinhomogenitäten) kei-
ne Genauigkeitssteigerung. 

Abb. 1: Darstellung der Ableitung der Gewichte für die GWR  (Kauffälle, die näher an der Koordinate 
(ui, vi) liegen, werden stärker gewichtet (vgl. Länge der blauen Linien))



NaVKV     1+2 / 2019 

32

(d. h. Beginn und Ende der Verteilung), 
bei der schrittweise an den Rändern der 
Verteilungen der Abstand zwischen den 
Quantilen geprüft wird. Liegen Daten 
in den Verteilungen ungewöhnlich weit 
von den sonstigen Daten (in den hier 
vorgestellten Auswertungen identifi-
ziert durch den Abstand der 1%-Quan-
tile: Abstand des Quantils 5-mal größer 
als der Durchschnitt) entfernt, werden 

Im Rahmen der Auswertungsstrategie ist 
darauf zu achten, dass nicht plausible 
Kauffälle aus dem selektierten Daten-
satz entfernt werden oder gesondert 
geprüft werden. Zudem sollten Kauffäl-
le, welche wesentlich von der allgemei-
nen Stichprobe abweichen (Ausreißer), 
aus der Analyse ausgeschlossen werden. 
Hierbei ist eine Analyse der Randquan-
tile der Einfluss- und Zielgrößen sinnvoll 

Auswerteablauf für die Ableitung der 
Liegenschaftszinssätze für Mehrfamili-
enhäuser – Stufe 1

Für eine erfolgreiche Auswertung ist ein 
gutes Datenmanagement notwendig. 
Dies beginnt bereits bei der Erfassung 
von Daten in der Kaufpreissammlung. 
Die wesentlichen wertrelevanten Merk-
male müssen in einheitlicher Weise er-
hoben werden. Auf die bereits benann-
te herausragende Bedeutung der Da-
tenerfassung und die Anwendung der 
einheitlichen Erfassungskriterien, die 
durch die PG zusammengestellt wurden, 
wird hingewiesen. Weiterhin hat die PG 
in ihrem Abschlussbericht den Ablauf 
einer allgemeinen Stichprobenauswer-
tung festgelegt (s. Abb. 2), der auf die 
weiteren Auswertungen mittels GWR 
angepasst wird. 

Nach den Vorüberlegungen zur Wahl 
der zu nutzenden Methode (GWR) und 
der Definition des generellen Ablei-
tungsmodells (Ziel- und Einflussgrößen) 
stehen die Selektion der Stichprobe und 
deren Aufbereitung im Mittelpunkt.

Die Selektion erfolgt teilmarktbezogen 
für Mehrfamilienhäuser nach den im 
Abschlussbericht der PG empfohlenen 
Kriterien. Die für die Analyse notwen-
digen Pflichtfelder (Ziel- und Einfluss-
größen sowie alle zur Ableitung der Lie-
genschaftszinssätze benötigten Daten) 
müssen nach der Selektion vollständig 
belegt sein. Die Stichprobe muss für die 
weitere Analyse aufbereitet werden. 

Abb. 2: Prinzipskizze zur statistischen Modellbildung in der Grundstückswertermittlung (Quelle: Abschlussbericht der PG)

Tab. 1: Deskriptive Statistik der finalen Gesamtstichprobe für die Ableitung von Liegenschaftszins-
sätzen für Mehrfamilienhäuser

Merkmal Land Niedersachsen

Anzahl der Erwerbsvorgänge 2.925

Liegenschaftszinssatz

Mittelwert

-0,5 bis 8,8 %

4,3 %

Lage (Bodenrichtwert)

Mittelwert

25 bis 1.000 X/m2

95 X/m2

Anzahl der Wohnungen

Mittelwert

2 bis 37
7

Baujahr

Mittelwert

1873 bis 1996

1950

Modifiziertes Baujahr

Mittelwert

1950

Wirtschaftliche Restnutzungsdauer

Mittelwert

16 bis 60 Jahre

30 Jahre

Monatliche Nettokaltmiete

Mittelwert

3,41 bis 9,35 X/m2 Wohnfläche

5,55 X/m2 Wohnfläche
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Auswerteablauf für die Ableitung der 
Liegenschaftszinssätze für Mehrfamili-
enhäuser – Stufe 2

Nach der Analyse aus Stufe 1 steht ein 
landesweites Grundmodell für Nie-
dersachsen zur Verfügung. Aufbauend 
auf diesem Grundmodell können die 
erhaltenen Residuen ε in einer zweiten 
Stufe weiter analysiert werden. Vorteil 
dieser zweiten Stufe ist die Berücksichti-
gung lokaler Einflüsse, die keine landes-
weite Signifikanz zeigen. Diese können 
als Einfluss auf die Residuen modelliert 
werden. 

Die Zielgröße der Regression der zwei-
ten Stufe sind die Residuen der ersten 
Stufe (εGWR). Diese Restfehler werden 
nach Regionen aufgeteilt (bspw. auf 
Ebene der einzelnen i = 1 … m GAG). 
Die räumlich aufgeteilten Residuen ε 
εGAG dienen jeweils als Zielgröße für eine 
weitere Analyse mittels MLR. Dies er-
möglicht die Prüfung, ob auf Ebene der 
Gutachterausschussbezirke zusätzliche 
Einflussgrößen (zum Grundmodell der 
1. Stufe) wirken: 

diese ausgeschlossen. Dies verhindert, 
dass Kauffälle mit außergewöhnlich 
großen Ziel- und Einflussgrößen als He-
belwerte in die Regression eingehen. 
Die deskriptive Statistik der aufberei-
teten Stichprobe aus den Jahren 2014 
bis 2018 ist in Tabelle 1 dargestellt.

Nach der Aufbereitung der Stichprobe 
folgt die Auswertung der Daten mittels 
GWR. Zur Nutzung der Methode sollten 
außergewöhnliche Kaufpreise (Ausrei-
ßer im Sinne der Statistik) bereits elimi-
niert sein. Eine Ausreißeranalyse direkt 
im Rahmen der GWR wird derzeit ent-
wickelt; aus diesem Grund erfolgt die 
Ausreißeridentifikation derzeit mittels 
klassischer MLR als Vorschritt. Diese 
Methodik ist als Übergangslösung zu 
verstehen und wird künftig von einer 
robusten geografisch gewichteten Re-
gressionsanalyse als Erweiterung der 
einfachen GWR abgelöst. 

Im Anschluss werden die ausreißerbe-
freiten Daten mit der GWR analysiert. 
Zunächst wird geprüft, ob sämtliche 
Voraussetzungen für die GWR (Modell-
annahmen) erfüllt sind; dies sind insbe-
sondere: 

− die Annahme der Normalverteilung 
der Residuen und 

− unkorrelierte Einflussgrößen. 

Wird die Normalverteilung der Residuen 
nicht eingehalten, wird der Kauffall mit 
dem höchsten Residuum aus dem Da-
tensatz eliminiert und die GWR erneut 
durchgeführt, bis die Bedingung erfüllt 
ist. Die Korrelation der einzelnen Ein-
flussgrößen wird vorab geprüft: Sind 
einzelne Einflussgrößen korreliert, kann 
die GWR nicht durchgeführt werden. 
Das spezifizierte Modell muss in diesem 
Fall angepasst werden, z. B. durch den 
Ausschluss einer Einflussgröße oder des-
sen Austausch durch eine Einflussgröße 
mit geringerer Korrelation.

Als Ergebnis der GWR liegt für jeden 
Kauffall eine individuelle Regressions-
gleichung vor.

Abb. 3: Darstellung der Nutzeroberfläche zur Auswahl der Teilmärkte und der zusätzlich zu untersuchenden Einflussgrößen nach GAG (Stufe 2)
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Prototypische Entwicklung einer inter-
aktiven Webapplikation für die Auswer-
tung von Liegenschaftszinssätzen

Nach den durchgeführten Analysen 
mittels GWR steht für jede Kauffallko-
ordinate aus der Stichprobe eine Re-
gressionsfunktion zur Verfügung. Für 
die Analyse wurde ein automatisiertes 
Tool prototypisch entwickelt, welches 
eine regelmäßige Auswertung nach der 
beschriebenen Vorgehensweise ermög-
licht. 

In einer browserbasierten Nutzerober-
fläche haben Nutzerinnen und Nutzer 
zukünftig die Möglichkeit, für einzel-
ne Teilmärkte der Mehrfamilienhäuser, 
Wohn- und Geschäftshäuer sowie Bü-
rogebäude eine individuelle Analyse 
durchzuführen (s. Abb. 3). Die zusätz-
lich zum Grundmodell zu untersuchen-
den Einflussgrößen (der Stufe 2) können 
durch die GAG aus einer Liste gegebener 
Informationen per Check-Box ausge-
wählt und die Analyse „on the fly“ ge-
startet werden.

ausgewählt (vgl. zum Modellwahlkrite-
rium Soot et. al 2018b). Werden bspw. 
für einen GAG die Einflussgrößen A, B 
und C zusätzlich zum Grundmodell zur 
Untersuchung ausgewählt, werden die 
Modelle 

𝜺𝜺𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 = 𝒇𝒇(𝑨𝑨)				|	𝜺𝜺𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 = 𝒇𝒇(𝑩𝑩)					|	𝜺𝜺𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 = 𝒇𝒇(𝑪𝑪)						
𝜺𝜺𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 = 𝒇𝒇(𝑨𝑨,𝑩𝑩)				|	𝜺𝜺𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 = 𝒇𝒇(𝑨𝑨,𝑪𝑪)				|	𝜺𝜺𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 = 𝒇𝒇(𝑩𝑩,𝑪𝑪)				
𝜺𝜺𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 = 𝒇𝒇(𝑨𝑨,𝑩𝑩,𝑪𝑪)					 (5)

ermittelt und geprüft, ob und welche 
dieser Modelle die Residuen am besten 
mit signifikanten Einflussgrößen be-
schreiben können.

Ist ein Modell signifikant für einen GAG, 
kann eine Korrekturfunktion aus diesem 
Modell abgeleitet werden. Diese kann 
für den jeweiligen GAG zusätzlich zum 
Grundmodell verwendet werden und er-
möglicht so eine – im Vergleich zur klas-
sischen MLR, aber auch zur Stufe 1 der 
GWR – weiter verbesserte Modellierung 
regionalspezifischer Besonderheiten. 

𝜺𝜺𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 = 𝜷𝜷𝟎𝟎𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮 + 𝜷𝜷𝒍𝒍𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮  𝒙𝒙𝒍𝒍𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮𝑮
𝒏𝒏
𝒍𝒍!𝟏𝟏 +⋯+ 𝜺𝜺				 (4)

mit 

εGAGi:  Residuen aus der GWR für den
 GAG i
n:  Anzahl der zusätzlichen Einfluss- 
 größe für den GAG i 
βlGAGi : Regressionskoeffizient für die 
 Einflussgröße l
ε:  Restfehler

Nach vorheriger, individueller Auswahl 
der zusätzlichen Einflussgrößen l für 
einzelne GAG i kann dann mittels ei-
ner automatisierten Regressionsanalyse 
geprüft werden, ob und wie diese Ein-
flüsse einen weiteren Erklärungsgehalt 
auf den Restfehler aus der Stufe 1 lie-
fern können. Hierzu werden sämtliche 
möglichen Linearkombinationen der 
für die einzelnen GAG ausgewählten 
Einflussgrößen in einer automatisierten 
Regressionsanalyse geprüft und aus den 
Modellen, die signifikant sind und zu-
dem Modellannahmen für die Regres-
sionsanalyse erfüllen (Normalverteilung 
der Residuen, Homoskedastizität, keine 
Autokorrelation), das beste Modell (op-
timale Linearkombination der Größen) 
anhand des Informationskriteriums AIC 

Abb. 4: Nutzeroberfläche zur Visualisierung der prädizierten Liegenschaftszinssätze für BRW-Zonen des Teilmarktes Mehrfamilienhäuser
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Weiterhin ist durch den Ansatz der 
GWR für jede beliebige Adresse in Nie-
dersachsen eine Ableitung eines Liegen-
schaftszinssatzes mit eigenständiger, 
sachverständiger Eingabe der Einfluss-
größen möglich. Da ggf. kein BRW für 
Mehrfamilienhäuser vorliegt, wird in-
formativ der BRW einer anderen Wohn-
nutzung angegeben; es obliegt dem 
Gutachter, sachverständig einen geeig-
neten BRW und die Einflussgrößen des 
Bewertungsobjektes per Schieberegel zu 
wählen (s. Abb. 5, rechts).

Die Entwicklung des Prototyps erfolgte 
auf Grundlage von Angular 7; die 
Darstellung ist für mobile Endgeräte  
(s. Abb. 5) und klassische Desktop-Ge-
räte (s. Abb. 4) optimiert. 

Insbesondere automatisierte Analysen 
bedürfen einer guten Dokumentation 
des generellen Vorgehens und des tat-
sächlich durchgeführten Ablaufs. Dies 
wird in dem automatisierten Auswer-
temodul umgesetzt: Die beschriebenen 
Schritte von der Selektion bis zu den Er-
gebnissen der Auswertung werden um-
fangreich dokumentiert. Zunächst wird 
der Selektionsansatz dargestellt und die 
daraus erhaltene Stichprobe beschrie-
ben. Im Nachgang werden die Vorge-
hensweise bei der Aufbereitung sowie 
deren Ergebnisse dargestellt. Darauf 
folgend wird die eigentliche Auswer-
tung einschließlich der Gütemaße und 
der wesentlichen Testgrößen zusam-
mengefasst. Im nächsten Schritt werden 
die von Nutzerin oder Nutzer individuell 
zur Analyse vorgeschlagenen Einfluss-
größen dargestellt und die Analysen 
der Stufe 2 (vollständige Regressions-
analyse) detailliert vorgestellt. Für alle 
Modelle wird die Güte (anhand des AIC;  
Akaike-Informationskriterium) bzw. ein 
Ausschlussgrund für einzelne Modellva-
rianten angegeben.

Zu empfehlen ist die regelmäßige Va-
lidierung der Modelle. Hierzu können 
die Modelle mittels Kreuzvalidierung 
geprüft werden: Aus der selektierten 
Stichprobe wird ein (zufällig gezo-
gener) Teildatensatz zurückgelegt und 
im Nachgang die im Modell prädizierten 
Liegenschaftszinssätze mit den tatsäch-
lichen Liegenschaftszinssätzen der zu-
rückgelegten Stichprobe (automatisiert) 
verglichen. Die Ergebnisse dieser Kreuz-
validierung werden im Report ausge-
geben (sofern durchgeführt). Sie dient 
der Prüfung, ob das verwendete Modell 
noch Gültigkeit hat oder durch neue Un-
tersuchungen ersetzt werden muss. 

Da für die Bereitstellung der Ergebnisse 
nicht wie üblich eine Regressionsfunk-
tion, sondern mehrere von den Koordi-
naten der Kauffälle abhängige Regres-
sionsfunktionen ermittelt werden, ist es 
notwendig, die Ergebnisse georeferen-
ziert in einer Visualisierung bereitzu-
stellen. Die Ergebnisse für eine landes-
weite Prädiktion auf Basis der räumlich 
existierenden BRW-Zonen, die einen 

BRW für die hier untersuchten Nutzung 
„Mehrfamilienhäuser“ aufweisen, wer-
den als Dateityp GeoJSON auf einem 
Server gespeichert und können nach der 
erfolgreichen Analyse auf einer Karten-
basis dargestellt werden. In Abbildung 
4 sind Liegenschaftszinssätze für Mehr-
familienhäuser im abgeleiteten Modell 
im Bereich der Stadt Hannover darge-
stellt. In der Karte können für beliebige 
Kombinationen der Einflussgrößen des 
Grundmodells die Ergebnisse angezeigt 
werden (Auswahl oben links mit Drop-
Down-Feld; hier Restnutzungsdauer und 
Stichtag). Dabei gibt die Farbe der Flä-
chenfüllung der BRW-Zonen bereits die 
Höhe der Liegenschaftszinssätze an. Mit 
einem Klick auf die einzelnen BRW-Zo-
nen werden die Liegenschaftszinssätze 
mit den entsprechenden Eigenschaften 
angezeigt. 

Abb. 5: Darstellung für mobile Endgeräte (links: Visualisierung der prädizierten Liegenschaftszinssät-
ze, rechts: Eingabemaske zur individuellen Ableitung von Liegenschaftszinssätzen)
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Fazit und Ausblick

Im Rahmen ihrer Arbeiten hat die PG die 
Grundlagen der aktuellen Ableitung von 
Liegenschaftszinssätzen in Niedersach-
sen aufgearbeitet, um aufbauend im 
Sinne der Neukonzipierung nach dem 
fachlichen Zukunftskonzept der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und Kataster-
verwaltung für das Zieljahr 2025 (VKV 
2025) die bisherigen Methoden auf die 
Anwendung zeitgemäßer Standards zu 
überprüfen und neu zu formulieren. Sie 
hat durch die Empfehlung von Metho-
den für die landesweite Ableitung der 
Liegenschaftszinssätze für Mehrfamili-
enhäuser, Wohn- und Geschäftshäuser 
sowie Bürogebäude einen wichtigen 
Impuls zur Vereinheitlichung gegeben 
und diesen um die elementaren Bau-

Methode der geografisch gewichteten 
Regressionsanalyse signifikant erweitert 
und verbessert. 

Die erarbeitete zweistufige Auswerte-
strategie leistet einen weiteren Beitrag 
zur Standardisierung und soll zukünftig 
in die Praxis umgesetzt werden. Der ent-
wickelte erste Prototyp zeigt, dass der 
Forderung nach einer interaktiven, web-
fähigen und georeferenzierten Weban-
wendung vollumfänglich entsprochen 
werden kann. Für die weitere Anwen-
dung gilt es, den Prototypen für die 
praktische Anwendung zu optimieren 
und die technischen Voraussetzungen 
zu schaffen, um diesen als Produkt der 
amtlichen Grundstückswertermittlung 
zu veröffentlichen. 

steine der Qualitätsstandards – Erfas-
sungskriterien, Selektionskriterien, Pro-
zesskette der Auswertung – ergänzt. 
Die landesweite Auswertung von Lie-
genschaftszinssätzen für Mehrfamilien-
häuser konnte abschließend nicht gelöst 
werden. Dieser Umstand ist der man-
gelnden Möglichkeit der Modellierung 
regionalspezifischer Besonderheiten im 
Rahmen der MLR geschuldet. 

Die Problemstellung der landesweiten 
Auswertung von Liegenschaftszins-
sätzen für Mehrfamilienhäuser wurde 
durch die TU Dresden, Professur Land-
management, in einem gesonderten 
Forschungsprojekt aufgegriffen und 
die Ableitung von Liegenschaftszinssät-
zen für Mehrfamilienhäuser mittels der 
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Von Dr. Sebastian Zaddach und 
Siegmar Liebig

Einleitung

Das Plenum der Arbeitsgemeinschaft 
der Vermessungsverwaltungen der Län-
der der Bundesrepublik Deutschland 
(AdV) hat sich auf der 131. Plenumsta-
gung am 25. und 26.09.2019 in Pots-
dam den Herausforderungen durch die 
zunehmende Komplexität und Vielfalt 
der Themen aus Wirtschaft, Zivilgesell-
schaft und Verwaltung mit Bezug zum 
Vermessungs- und Geoinformationswe-
sen unter strategischen Gesichtspunkten 
angenommen. In seinem Grußwort ging 
der Staatssekretär m. d. W. d. G. b. Jörg 
Wollny vom Ministerium für Inneres und 
für Kommunales Brandenburg auf Auf-
gaben des amtlichen Vermessungswe-
sens ein. Dabei hob er die Bedeutung 
einheitlicher und aktueller amtlicher  
Geobasisdaten als Infrastrukturlei-
stungen für vielfältige Anwendungen 
hervor. Er begrüßte, dass die europä-
ische und internationale Zusammenar-
beit neben den nationalen Themen ei-
nen Schwerpunkt der Tagung bildet und 
sprach sich für eine enge Einbindung der 
AdV in die Hierarchie der Innenminister-
konferenz aus.

Europäische und internationale Zusam-
menarbeit

Auf der Tagung bekannte sich das AdV-
Plenum zu einem einheitlichen und 
koordinierten Vorgehen in der europä-
ischen und internationalen Zusammen-
arbeit und beschloss:

− die aktive Einbringung der Belange 
des amtlichen deutschen Geoinfor-
mations- und Vermessungswesens in 
die europäische und internationale 
Zusammenarbeit, 

− die thematische Abstimmung der in 
diesen Gremien behandelten The-
men durch eine vernetzte Arbeits-
weise sowie

Bericht über die 131. AdV-Plenumstagung in Potsdam
Zukunftsthemen und europäische und internationale Zusammenarbeit im Fokus 

− dass die AdV ihren Aufgaben im 
Rahmen der nutzerorientierten Be-
reitstellung der Geobasisdaten für 
europäische und internationale Zwe-
cke gerecht wird.

Neben dem Grundsatzbeschluss wurde 
die formale Entsendung von Plenums-
vertretungen in europäische und inter-
national bedeutsame Gremien gefasst. 
Dadurch soll erreicht werden, dass die 
zukünftigen Entwicklungen im europä-
ischen und internationalen Raum stär-
ker aktiv mitgestaltet werden.

Zukunftsthemen des amtlichen deut-
schen Vermessungs- und Geoinforma-
tionswesen

Eine von der AdV eingesetzte Arbeits-
gruppe hat insgesamt 19 zentrale Hand-
lungsfelder als Zukunftsthemen aufbe-
reitet. Dazu zählen Building Informati-
on Modeling (BIM), autonomes Fahren, 
Schrägluftbilder, mobile Anwendungen, 
agile Visualisierung, Smart City, Künst-
liche Intelligenz (KI), simplifizierte Da-
tenmodelle. 

Das Plenum hat die sukzessive Befassung 
mit diesen Themen und nach Priorisie-
rung der Handlungsfelder die Befassung 
mit nachfolgenden Themen beschlossen:

− Simplifizierte Datenmodelle: Prü-
fung des Einsatzes eines vereinfach-
ten Datenmodells bei Kombination 
des AAA-Anwendungsschemata mit 
modernen Datenhandlings- und Vi-
sualisierungsansprüchen.

− Open Source: Die AdV wird künftig 
den Ansatz Open Source first verfol-
gen.

− AdV-Cloud: In einer (public) Cloud 
sieht die AdV enormes Potential und 
zugleich eine Kerntechnologie der 
digitalen Transformation.

− Autonomes Fahren: Die AdV wird ak-
tiv die Einführung der Precise Point 
Positioning (PPP)-Technik als SAPOS®-
Dienst vorantreiben und prüfen, in-
wieweit das amtliche Vermessungs- 
und Geoinformationswesen einen 
Beitrag für das autonome Fahren 
leisten kann.

Abb.1: Gruppenfoto der 31. AdV-Plenumstagung in Potsdam
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Der Vorsitz der AdV wechselt zum 
01.01.2020 turnusmäßig. Zum neuen 
Vorsitzenden wurde Tobias Kunst aus 
Bayern und zu seinem Stellvertreter An-
dré Schönitz aus Brandenburg gewählt. 
Mit dem Zitat von Laotse „Wer ein Ziel 
hat, findet auch einen Weg“ dankte To-
bias Kunst dem bisherigen Vorsitzenden 
Siegmar Liebig für die geleistete Arbeit.

Nach der Vorstellung einer prototy-
pischen Realisierung, hat das Plenum 
die Umsetzung weiterer Meilensteine im 
Projekt Smart Mapping zur Ableitung ei-
ner automatisierten Webkarte, die mo-
dernsten Anforderungen in technolo-
gischer und fachlicher Hinsicht genügt, 
beschlossen. 

„Die AdV stellt sich somit stringent 
den gesellschaftlichen Anforderungen 
an das amtliche Vermessungswesen in 
Deutschland“, freute sich der AdV-Vor-
sitzende Siegmar Liebig und bedankte 
sich bei den eingesetzten Arbeitsgrup-
pen, die die unterschiedlichen Fachthe-
men für die Befassung im Plenum zu-
kunftsorientiert aufbereiten.

Am Rande der Tagung wurde das 
Helmholtz-Zentrum Potsdam – Geo-
ForschungsZentrum (GFZ) in Potsdam 
besucht. Das GFZ ist das nationale For-
schungszentrum für Geowissenschaften 
in Deutschland und befindet sich im Wis-
senspark Albert Einstein auf dem Pots-
damer Telegrafenberg. Prof. Dr. Dr. h.c. 
Harald Schuh stellte den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern die modernsten 
Entwicklungen und Ergebnisse von Sa-
tellitenmissionen vor, anhand derer auch 
klimatische Veränderungen auf der Erde 
abgeleitet werden. Berühmtheit hat mit 
der „Potsdamer Kartoffel“ das durch das 
GFZ gerechnete Geoid erlangt.
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Von Dieter Beuse und 
Andreas Jeschke

Einleitung

Die These aus dem fachlichen Zukunfts-
konzept für die Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung – Zieljahr 2025 (kurz: 
VKV2025) klingt zunächst wenig über-
raschend oder revolutionär: „Die Bereit-
stellung der Geobasisdaten sowie der 
Produkte und Dienstleistungen erfolgt 
online und medienbruchfrei über ein 
Portal.“ Dahinter steht jedoch die Idee 
der vollständigen Digitalisierung aller 
Geschäftsprozesse. Es ist ein Portal als 
Informationsplattform und zentrale Be-
reitstellungskomponente aufzubauen. 
Dies ist auch erforderlich, um die Anfor-
derungen des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG) zu erfüllen und eine zeitgemäße 
Schnittstelle zu den Nutzenden zu schaf-
fen. 

Katasterkarten-online

Mit der Umsetzung dieser These ist der 
Anspruch verbunden, eine offensicht-
liche Lücke im Dienstleistungsangebot 
zu schließen und sich dem allgegenwär-
tigen Trend zur Online-Bereitstellung 
von Diensten und Services zu stellen. Zur 
Umsetzung einer ersten Realisierungs-
stufe wurde am 12.07.2017 eine Projekt-
gruppe (PG) Geoportal eingerichtet, die 
wesentliche Grundlagen zur Konzepti-
onierung und Realisierung zur Online-
Bereitstellung schaffen sollte.

Realisierung

Nachdem die PG die notwendigen Rah-
menbedingungen definiert hatte, wur-
den die Realisierungsarbeiten der Stufe 
1 des Geoportals begonnen. Ziel war 
und ist die schrittweise Bereitstellung 

der Standardpräsentationen sowie wei-
terer digitaler Produkte über die Shop-
komponente des Geoportals. 

Im ersten Schritt sollte die Implemen-
tierung der Bereitstellung der Stan-
dardpräsentationen des Amtlichen Lie-
genschaftskatasterinformationssystems 
(ALKIS) als sogenannte „analoge PDF“ 
in den Ausprägungen 

- Liegenschaftskarte 1:1.000 und 
1:2.000 

- Amtliche Präsentation 1:2.500 (AP2.5) 
- Amtliche Karte 1:5.000 (AK5) 
- Amtliche Präsentation 1:10.000 

(AP10) 

erfolgen.

Abb. 1: Übersichtskarte
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Mit der Entwicklung wurde im Oktober 
2018 die Arbeitsgruppe Mapserver-In-
frastruktur beauftragt. Auf einem zwei-
tägigen Entwicklerworkshop am 27. und 
28.11.2018 wurden Fragen diskutiert, 
Aufgaben definiert und verteilt. We-
sentliche Fragestellungen waren dabei

− Einbettung eines Warenkorbes in die 
Mapbender-Oberfläche,

− Kostenermittlung,
− Rechnungserstellung,
− Hin- und Rückweg Warenkorb,
− Produktgenerierung, Layout und
− Vorschaugestaltung.

Bereits am 19.02.2019 war es dann so-
weit: Nach einer nur sehr kurzen Ent-
wicklungszeit wurde der neue On-
line-Dienst Katasterkarten-online der 
Niedersächsischen Vermessungs- und 
Katasterverwaltung freigeschaltet und 
damit in Betrieb genommen. 

Unter dem Link www.geobasisdaten.
niedersachsen.de/katasterkarten-online/ 
gelangen die Kundinnen und Kunden 
nun direkt und ohne weitere Umwege 
auf die Übersichtskarte Niedersachsens 
(s. Abb. 1) und können über verschie-
dene Suchfunktionen (Adresse, Flur-
stücksangaben,…)  zum gewünschten 
Detailausschnitt navigieren. Auch eine 
direkte Zoomfunktion über die Karte, 
per Rechteck oder Scrollradfunktion ist 
möglich.

Über die Funktion Kartenauswahl  
(s. Abb. 2) werden das gewünschte 
Produkt sowie Größe und Farbe ausge-
wählt. Der Druckrahmen ist verschieb-
bar und der sichtbare Kartenausschnitt 
kann verändert werden, sodass die An-

Abb. 2: Kartenauswahl

Abb. 3: Inhalt des Warenkorbs
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wenderinnen und Anwender interaktiv 
die optimale Produktausprägung ein-
stellen können. Die Druckgröße wird 
bis zum Format DIN A0 angeboten. Die 
sich ergebenden Kosten werden direkt 

angezeigt und bei jeder Änderung dy-
namisch neu berechnet und angepasst.

Über den Vorschau-Button ist es mög-
lich, das gewählte Produkt im Ent-

wurfsmodus zu betrachten, bevor es 
abschließend in den Warenkorb gelegt 
wird. Per Klick auf das Warenkorbsym-
bol wird der Einkauf beendet und der 
Inhalt des Warenkorbes den Kundinnen 
und Kunden zur Überprüfung vorgelegt. 
Ist der Inhalt des Warenkorbs mit den 
Angaben zu den Produkten und deren 
Kosten vom Kunden nochmals bestätigt 
worden, wird der Bezahlvorgang einge-
leitet (s. Abb. 3).

Die für die Abrechnung erforderlichen 
Kundendaten müssen eingegeben wer-
den, dann erfolgt der eigentliche Be-
zahlvorgang. Die Zahlungsabwicklung 
wird über das Modul pmPayment des 
externen Dienstleisters GovConnect 
GmbH abgewickelt, welches auch beim 
Bodenrichtwertinformationssystem Nie-
dersachsen (BORIS.NI) im Einsatz ist. Das 
Begleichen der Kosten kann über Pay-
Pal, Giropay oder per Kreditkarte (Visa- 
oder Mastercard) erfolgen.

Nach erfolgreichem Abschluss des Be-
zahlvorgangs erhält der Kunde zunächst 
eine Bestätigungs-E-Mail zur Auftrags-
abwicklung und im Nachgang erfolgt 
die Produktgenerierung. Mit einer zwei-
ten E-Mail werden der Download-Link 
(Zip-Archiv zum Herunterladen der Kar-
te), die Rechnung und die Allgemeinen 
Geschäfts- und Nutzungsbedingungen 
(AGNB) versandt.

Umfang der Online-Abrufe 

Bisher wurden ca. 3.000 Aufträge mit 
einem Auftragsvolumen von ca. 69.000 X  
online abgewickelt. 

Im Detail stellen sich die weitere Zah-
len und Fakten wie folgt dar (Stand: 
30.09.2019):

− Ca. 81 % der Produktabrufe betref-
fen das Standardprodukt Liegen-
schaftskarte.

− Pro Tag gehen im Durchschnitt 16 
Aufträge ein. Schwerpunkttag ist der 
Montag, am Wochenende erfolgen 
weniger Abrufe.

Abb. 4: Übersicht aller abgerufenen Aufträge (Stand Oktober 2019)

Abb. 5. Bestellungen nach der Tageszeit
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− Pro Tag gehen auf dem Kontakttele-
fon landesweit ca. 2-3 Anrufe ein. 

− Die Anwendung selbst läuft pro-
blemlos, Schwierigkeiten und Fragen 
tauchen häufig im Zusammenhang 
mit Browserproblemen und der Be-
zahlung mit giropay auf.

− Die meisten Abrufe werden dort ge-
tätigt, wo auch die höchste Bevölke-
rungsdichte in Niedersachsen zu fin-
den ist (s. Abb. 4)

− Die Kundenaufträge kommen aus 
dem gesamten Bundesgebiet (s. Abb. 
6).

− Bestellungen sind auch außerhalb 
der „normalen“ Geschäftszeit, sozu-
sagen 24/7 (d. h. rund um die Uhr) 
möglich und dieses Angebot wird 
auch – wie in Abb. 5 ersichtlich – ge-
nutzt. Unsere Firmenkunden sind 
hauptsächlich in dem Zeitrahmen 
von 9 Uhr bis ca. 16 Uhr aktiv. 

Ausblick

Wie geht es weiter bei der Realisierung 
der ersten Ausbaustufe des Geoportals?
 
Wie anfangs beschrieben, ist die Ein-
richtung des Dienstes „Katasterkarten-
online“ Teil der ersten Stufe zur Ein-
richtung eines Geoportals. Der Auftrag 
an die AG-Mapserver-Infrastruktur zur 
Generierung von weiteren digitalen 
Produkten aus dem Datenbestand des 
Amtlichen Liegenschaftskatasterinfor-
mationssystems (ALKIS) ist erteilt und 
befindet sich bereits in der Umsetzung. 
Die Fertigstellung bzw. der Start einer 
internen Pilotierung ist für Ende 2019 
geplant. Bei der Bereitstellung der di-
gitalen Daten werden aber notwendige 
Größenbeschränkungen eingebaut, ab-
hängig vom Format und Ausprägung. 
Folgende Produkte sollen erstellt wer-
den:

− Vektorformate aus ALKIS (DXF, Sha-
pe, NAS)

− Rasterdaten der AP2.5, AK5, AP10 
und der Standardpräsentation Lie-
genschaftskarte

− Web-Formulare für das weiterge-
hende Auftragsgeschäft (z. B. Be-
antragung von Lageplänen, Liegen-
schaftsvermessungen usw.)

Perspektivisch sollen diese Produktan-
gebote über ein Geoportal zweiter 
Ausbaustufe mit neuer Geoportalarchi-
tektur zur Verfügung gestellt werden. 
Eine Projektgruppe, welche mit der 
Konzeption dieser Geoportalarchitektur 
und Realisierung erster Kernkomponen-
ten betraut wurde, wurde im September 
2019 eingerichtet. 

Abb. 6: Räumliche Übersicht über die abru-
fenden Kundinnen und Kunden

Wo kommen unsere Kunden her?
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Von Doris Henke

Einleitung

„Frauen in Führung“ – ein Thema bei 
dem es auch im Landesamt für Geoin-
formation und Landesvermessung Nie-
dersachsen (LGLN) durchaus „noch Luft 
nach oben“ gibt. Nach dem derzeit 
gültigen Organisationsplan im Internet 
(Stand 03.2019) sind nur 27 Prozent der 
aufgeführten Positionen mit Frauen be-
setzt. Von einem auch nur annährend 
ausgeglichenen Geschlechterverhältnis 
unter den Führungskräften mit Perso-
nalverantwortung kann also keine Re-
de sein. Um diese Zahl noch besser ein-
ordnen zu können, eignet sich der im 
März 2017 vom Niedersächsischen Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung veröffentlichte dritte At-
las zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern. Dort wird unter dem Gliede-
rungspunkt „Partizipation“ Folgendes 
formuliert: „Ein wichtiger Gradmesser 
für die Gleichstellung ist die Repräsen-
tanz von Frauen und Männern in Füh-
rungspositionen und Entscheidungs-
funktionen. Er steht für die Mitwirkung 
am Entscheidungsprozess auf allen Ebe-
nen des politischen, wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und kulturellen Le-
bens. Doch wann ist die Gleichstellung 
erreicht? Reicht die Marke von 30 Pro-
zent, die manchmal als Mindeststandard 
für die Repräsentation von Frauen ge-
nannt wird?1 Zumindest ist sie, wenn es 
um das Erreichen einer kritischen Masse 
geht, ein sinnvoller Zwischenschritt. Das 
Ziel bleibt die paritätische Besetzung.“ 
 
 
 
 
 

 
 

1  Bericht der Kommission an den Rat, das Euro-
päische Parlament und den Wirtschafts- und Sozi-
alausschuss über die Umsetzung der Empfehlung 
96/694 des Rates vom 02.12.1996 über die ausge-
wogene Mitwirkung von Frauen und Männern 
am Entscheidungsprozess KOM/2000/0120 endg.

Karrierenetzwerk für Frauen in Führungspositionen im 
niedersächsischen Landesdienst
Projektlaufzeit Januar 2016 bis Januar 2018

Aktionsplan des Landes „Frauen in 
Führung“

Aber zurück auf Los. Vor dem Hinter-
grund, dass sich am viel zu geringen 
Frauenanteil in Führungspositionen 
im Landesdienst über Jahre oder sogar 
Jahrzehnte wenig änderte, beschloss 
die damalige Landesregierung im April 
2015 einen Aktionsplan „Frauen in Füh-
rung“. Der Aktionsplan sah verschie-
dene Maßnahmen vor. Unter anderem 
wurde ein neues „Karrierenetzwerk“ 
für Frauen bzw. eine entsprechende 
Veranstaltungsreihe geschaffen. Diese 
richtete sich an Frauen, die sich bereits 
in Führungspositionen befanden und 
sollte den Austausch über Führungser-
fahrungen ermöglichen.

Umsetzung der Maßnahme „Karriere-
netzwerk“

Ausgeschrieben wurde für 100 Frauen 
an vier Standorten – Braunschweig, Han-
nover, Lüneburg und Oldenburg – die 
Teilnahme an einer Veranstaltungsreihe 
über ein Jahr (2016/2017) mit sechs ein-
tägigen Treffen. Diese als Fortbildung 
klassifizierte Maßnahme hatte zum Ziel, 
Frauen in Führung zu vernetzen und sie 
mit den Werkzeugen für gelingende 
Netzwerkarbeit auszustatten. Das In-

teresse war überwältigend. Schließlich 
wurden zwei Gruppen für Hannover ein-
gerichtet und in insgesamt fünf Gruppen 
120 Frauen, die einen Querschnitt durch 
alle Dienststellen, Besoldungsgruppen, 
Leitungsspannen, Vollzeit/Teilzeit und 
Alter abbildeten, die Chance geboten, 
sich angeleitet durch eine Referentin zu 
vernetzen. Für das LGLN bekamen ne-
ben mir (verantwortlich für die LGLN-
Unternehmenskommunikation), Dr. Bir-
git Elias (Leiterin des Fachgebietes 242 
der Landesvermessung) und Christina 
Schröder (Leiterin des Dezernates 3.1 
in der Regionaldirektion Lüneburg) die 
Möglichkeit teilzunehmen.

Die Netzwerktage

Die sechs Netzwerktage folgten einer 
immer gleichen Struktur. Ein theore-
tischer Input, der in fachlich orientierte 
Gruppenübungen überging, füllte den 
Vormittag. Der Nachmittag gehörte 
dem Format „Kollegiale Beratung“ und 
stellte damit Praxisfragen in den Vorder-
grund.

Was ist ein Netzwerk?

Ein Netzwerk sind unterschiedliche Personen im privaten oder beruflichen Kon-
text – Freund*innen, Bekannte, Kolleg*innen, aber auch Vorgesetzte bzw. För-
derer – zu denen eine systematische und strategische Beziehung gepflegt wird.

In der Kürze mag dies sehr berechnend klingen, gleichzeitig basiert ein Netzwerk 
darauf, miteinander im Austausch zu sein und sich gegenseitig zu fördern. All 
dies kann nur auf der Grundlage echter Anteilnahme einander gegenüber und 
der Freude an gemeinsamen Gesprächen und Begegnungen gelingen.

Daraus folgert, dass „Netzwerken“ zwar als Methode verstanden werden kann, 
aber insbesondere bei sehr erfolgreichen „Netzwerker*innen“ eher eine Art 
Haltung beschreibt.
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Die einzelnen Tagesthemen

hier & jetzt – Was kann ich über dieses 
Projekt, die Teilnehmerinnen und die 
angebotene Netzwerkidee wissen? Er-
forderliches Wissen rund um die Netz-
werkidee, das bei der Planung und 
Durchführung eigener Netzwerkgrün-
dungen nachhaltig unterstützen wird.

selbst & sicher – Wie kann es gelingen, 
mit (für die Karriere) interessanten Netz-
werkpartnerinnen in Kontakt zu kom-
men? Wie gelingt Vernetzung? Was 
macht Frauennetzwerke erfolgreich?

klar & deutlich – Wie lässt sich Sprache 
beim Netzwerken und in Gesprächen 
über die eigene Karriere nutzen? Wie 
wir über Wichtiges sprechen und was 
die Welt von mir wissen soll?

gesund & munter – Wie kann Netzwerk-
arbeit und die Arbeit an der eigenen 
Karriere zur Zufriedenheit beitragen 
und gut tun? Was ist Stress?

laut & leise – Wie können introvertierte 
und extrovertierte Menschen gut zu-
sammen netzwerken? Was gilt es bei der 
Karriereplanung zu beachten?

gut & gerne – Was kann ich jetzt über 
dieses Projekt und meine zukünftigen 
Netzwerkaktivitäten und -pläne sowie 
meine Karriere sagen? Wie plane ich 
meine zukünftige Netzwerkarbeit?

Kollegiale Beratung

Mit der Einübung der kollegialen Be-
ratung an den Nachmittagen bekamen 
wir ein Instrument an die Hand, das auf 

kollegialer Ebene eine strukturierte und 
lösungsorientierte Beratung bei beruf-
lichen Herausforderungen oder Proble-
men ermöglicht. Mit der Übernahme 
verschiedener Rollen der beteiligten 
Personen und der Vorgabe eines festen 
Rahmens – auch zeitlich – wird eine kla-
re Fokussierung auf die Erarbeitung von 
Lösungsansätzen, losgelöst von der ei-
genen Bewertung oder Beurteilung der 
geschilderten Situation, ermöglicht und 
Platz für kreative, unübliche oder neue 
Ansätze und Denkanstöße geschaffen. 
Vertrauen und Vertraulichkeit innerhalb 
der Gruppe sind essentielle Vorrauset-
zung für eine gelingende kollegiale Be-
ratung. Förderlich im Kreise der Netz-
werkreihe war zudem, dass alle Frauen 
Führungserfahrung hatten und im Laufe 
ihres Berufslebens vergleichbare Situati-
onen erlebten. 
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Bis hierher und weiter

Nach dem Jahr des „Netzwerkens“, lud 
die Ministerin für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung alle Netzwerke-
rinnen im Oktober 2017 zur Abschluss-
veranstaltung. Neben Vorträgen zum 
Netzwerken sowie einem Rückblick auf 
die Reihe „Karrierenetzwerk“ ging es 
vor allem um die Frage, welchen Profit 
die Frauen aus der Veranstaltungsreihe 
zogen und wie eine Weiterführung ge-
lingen kann. Alle Gruppen sahen in den 
geschaffenen Netzwerken eine Berei-
cherung für den beruflichen Alltag und 
wünschten eine Weiterführung, setzen 
sie nach derzeitigem Kenntnisstand 
auch um und sind offen für neue Teil-
nehmerinnen. 

Die Gruppe Hannover B entschied sich 
für eine zweigeteilte Weiterführung. 
Zum einen sind pro Jahr zwei bis drei 
Netzwerktage an Dienststellen einla-
dender Netzwerkteilnehmerinnen zum 
Zwecke der Vorstellung des jeweiligen 
Hauses vorgesehen, wobei die Nach-
mittage bei Bedarf für eine kollegiale 
Beratung genutzt werden können, 
zum anderen sind privat organisierte 
Stammtischtreffen verabredet. Letzte-
res scheint in der Umsetzung weniger 
praktikabel zu sein, die Resonanz nimmt 
von Termin zu Termin ab. Die bislang 
umgesetzten drei Informationstage an 
verschiedenen Dienstorten erfreuen sich 
jedoch guter Beliebtheit. Vorgestellt 
wurden bislang die Arbeit des LGLN, des 
Niedersächsischen Landesbetriebs für 
Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-
schutz (NLWKN) und der Polizeidirekti-
on Hannover. 

Welchen Nutzen hat das LGLN vom Kar-
rierenetzwerk? 

Die Teilnehmerinnen hatten neben der 
Chance zur persönlichen Weiterentwick-
lung die Möglichkeit, sich stärker in an-
dere Bereiche zu vernetzen und dadurch 
Anregungen für das eigene Arbeitsum-
feld zu erhalten. Zu nennen sind hier 
insbesondere:

− eine verbesserte ressortübergreifen-
de Zusammenarbeit durch persön-
lichen Kontakt der Teilnehmerinnen,

− Austausch von Erfahrungen zu Neu-
erungen, aber auch bestehenden 
Instrumenten, Strukturen und Pro-
zessen in der niedersächsischen Lan-
desverwaltung, 

− gegenseitige Unterstützung der Teil-
nehmerinnen bei der Wahrnehmung 
ihrer Rolle und ihrer Aufgaben als 
weibliche Führungskraft.

Ein persönliches Fazit 

Habe ich aufgrund der Teilnahme an 
einem „Karrierenetzwerk für Frauen in 
Führungspositionen“ Karriere gemacht? 
Nein. Erwartete ich dieses für mich per-
sönlich auf Grund des Netzwerkes kurz- 
oder mittelfristig? Nein. War dies meine 
Erwartung, als ich mich für die Teilnah-
me an der Veranstaltungsreihe bewor-
ben habe? Nein. 

Nach dem Austausch mit anderen Netz-
werkerinnen kann ich sagen, dass auch 
die meisten anderen Frauen diese Fra-
gen verneinen. So ist das Wort „Karri-
ere“ im Titel der Veranstaltungsreihe 
vielleicht etwas irreführend. 

Was waren die Erwartungen an das 
Netzwerk? Im Bewerbungsbogen stand 
damals zu dem Punkt „wenn ich eine Zu-
sage erhalte, freue ich mich auf: “

„ … die Chance, ressortübergreifend 
Themen zu vernetzen“
„ … den Blick über den Tellerrand, inte-
ressante Themen und Gespräche“ 
„ … den Austausch von Erfahrungen/
Methoden
„ … einen Input für meine Arbeit durch 
neue Ideen und Anregungen"

Sind diese Erwartungen erfüllt worden? 
Ja. Heute bin ich davon überzeugt, dass 
ein Netzwerk oder besser viele (Frauen-)
Netzwerke, die diese Erwartungen er-
füllen, langfristig dazu beitragen, den 
Frauenanteil in Führungspositionen all-
gemein zu erhöhen und Karrieren von 
Frauen zu begleiten und zu fördern. 
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Ob Verwaltung oder private Wirtschaft 
– Organisationen sind heute gefragt,  
sich modern und aufgeschlossen einer 
ständig veränderten (Arbeits-)Welt zu 
stellen. Am besten agil, professionell, 
bunt durchmischte Teams und besten-
falls gut ausgebildete Führungskräfte –   
dann kann man bestehen und sich den 
Aufgaben des 21. Jahrhunderts stellen. 
Doch woher nehmen?

Wer ist der passende Mitarbeiter wirk-
lich?

Warum nagen Verwaltung und private 
Wirtschaft an dem Problem, passende 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu 
finden und sie zu binden? Welche Kon-
sequenzen hat der bestehende Arbeits-
markt etwa für die Vermessungs- und 
Katasterverwaltung (VKV)? 

Wie kann sich diese Fachbehörde unter 
vielen anderen möglichen Arbeitgebern 
profilieren und dabei auch gleichzei-
tig „den“ richtigen Bewerber oder die 
„richtige“ Bewerberin finden? Nun, es 
lohnt sich, genauer hinzuschauen. Be-
werber fallen nicht vom Himmel, Arbeit-
geber suchen sich ihre Bewerber selbst 
aus und legen dafür Kriterien fest. 

Von Latifa Kühn

Einleitung

Immer mehr Arbeitgeber schlagen die 
Hände über dem Kopf zusammen. Egal, 
ob aus Verwaltung oder der privaten 
Wirtschaft, ein jeder klagt darüber, 
kein geeignetes Personal zu finden. 
Die Gründe dafür mögen vielfältig sein. 
Auch die Niedersächsische Vermessungs-  
und Katasterverwaltung ist mit ihrer 
Vielzahl von technischen Berufen von 
dieser Entwicklung betroffen und ge-
fordert, qualifiziertes Personal zu finden 
und zu binden.

Dass der Arbeitsmarkt seine Herausfor-
derungen hat, ist bekannt. Personal-
entscheider und -entwickler können ein 
Lied darüber singen. Globalisierung, de-
mographischer Wandel, Migration und 
Digitalisierung zeigen ihre Folgen. 
Im Rennen um gute Mitarbeiterinnen 

und  Mitarbeiter konkurrieren private 
Wirtschaft und Verwaltung unbestrit-
ten miteinander. Gut ausgebildete 
Fach- und Führungskräfte, gerade in 
technischen Berufen, zu finden, ist das 
Problem schlechthin (s. Abb. 1). Denn da 
drückt der Schuh, teilweise bis hin zur 
Schmerzgrenze.

Personalauswahl neu gedacht!
Gute Personalauswahl und gelungene Mitarbeiterbindung in der Verwaltung sind keine Zauberei

„Die Zu- oder Auswanderung, die 
Geburtenrate, die Sterblichkeit – dies 
sind die drei zentralen Faktoren für 
die demografische Entwicklung. Der 
fortschreitende Strukturwandel, der 
mit ihr einhergeht, wird unsere Ge-
sellschaft spürbar verändern. Ob auf 
Kommunal-, Landes- oder Bundese-
bene, im Bereich der Sozialversiche-
rungen, der Arbeitswelt, der Infra-
struktur oder der Familienpolitik –  die 
gewachsenen sozialen und politischen 
Strukturen stehen vor großen Heraus-
forderungen.“ (www.bpb.de)

„Die Fortschritte der letzten Jahr-
zehnte gerade in der Technologie 
sind beachtlich und passieren im-
mer schneller. Innovations- und Pro-
duktzyklen werden immer kürzer und 
Unternehmen müssen sich ständig 
weiterentwickeln und verbessern, um 
langfristig bestehen zu können. Agi-
les Arbeiten ist ein Stichwort, das in 
diesem Zusammenhang häufig fällt. 
Agil, das ist eben nicht behäbig, trä-
ge, unbeweglich, sondern leichtfüßig, 
flexibel, dynamisch und nur mit dem 
absolut notwendigen Maß an Büro-
kratie.“ (www.digitaler-mittelstand.de)

Dabei hat die Verwaltung in der Be-
werberwelt eigentlich kein schlechtes 
Image. Als moderner Arbeitgeber bietet 
sie ihrem zukünftigen Beschäftigten at-
traktive Angebote. 

Doch wie sehen die Bewerbungsverfah-
ren genau aus? Wie wird man als moder-
ner Arbeitgeber einer heterogenen Be-
werbergruppe gerecht? Eine mögliche 
These könnte sein, dass gängige Be-
werbungsverfahren zu sehr einen her-
kömmlichen Prototyp von Bewerber/-in 
fokussieren. Bewusst oder unbewusst 
schleppen sich bei Bewerbungsverfah-
ren in Auswahlgremien tradierte An-
nahmen, wer und wie der neue Aspirant 
zu sein hat. Eigene Wertevorstellungen, 
Einstellungen und Haltungen reprodu-
zieren möglicherweise auch eigene Zu-
schreibungen, Erwartungen und damit 
auch Vorurteile, wer welcher Stelle wa-
rum entspricht.

Die öffentliche Verwaltung hat sich hier 
schon seit einigen Jahren vorausschau-
end auf den Weg gemacht, präziser das 
Thema Personal zu betrachten. 

Auch die VKV weiß den Stellenwert und 
die Wertigkeit von Qualifikation und 
Qualität zu schätzen und zu sichern.  
Verankert im eigenen Selbstverständnis 
ist auf der eigenen Homepage des Lan-
desamts für Geoinformation und Lan-
desvermessung Niedersachsen (LGLN) 
Folgendes nachzulesen: 
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„.... Ohne eine engagierte und gut 
ausgebildete Belegschaft sind diese 
Herausforderungen nicht zu schaf-
fen. Deshalb bilden wir mit viel Lei-
denschaft aus und bieten nach der 
Ausbildung ein finanziertes Bachelor-
studium oder einen spannenden Job. 
Junge Menschen mit Ausbildungs-, 
Bachelor- oder Masterabschluss dür-
fen bei uns attraktive Aufgabenfelder 
und gute Karrierechancen erwarten. 
Lebenslanges Lernen wird bei uns 
groß geschrieben und wir fördern 
unsere Mitarbeitenden fachlich und 
in allen Lebenssituationen. So sorgen 
wir für zufriedene Beschäftigte und 
erfolgreiche Leistungsgemeinschaf-
ten.“ (www.lgln.niedersachsen.de)

Doch wie lässt sich der richtige Bewerber 
finden?

Kulturfairness in der Personalauswahl – 
es lohnt sich, die eigene Praxis genauer 
anzuschauen

Spätestens seit 2015 ist Deutschland eine 
Zuwanderungsgesellschaft. Dass dieses 
auch Konsequenzen für die Wechselbe-
ziehung Migration und Arbeit hat, lässt 
sich nicht mehr von der Hand weisen. 
Als moderner Arbeitgeber befindet sich 
die Öffentliche Verwaltung schon seit 
mehreren Jahren im Prozess der inter-
kulturellen Öffnung. Ziel ist es hier, u. a. 
die Teilhabe von Menschen mit Migrati-
onshintergrund zu ermöglichen.

In den deutschen Großstädten hat heu-
te mittlerweile jedes zweite Kind einen 
Migrationshintergrund und wächst mit 
einer sogenannten ersten und zwei-
ten Muttersprache auf. Kinder, damit 
potentielle Schul- und Universitätsab-
solventen, wachsen in verschiedenen 
Kulturen auf. Soziale und kulturelle 
Herkunft sind heute verschiedener denn 

„Der Anteil der Migrantinnen und 
Migranten im Öffentlichen Dienst soll 
erhöht, die interkulturelle Kompetenz 
der Landesbediensteten soll gestei-
gert und die interkulturelle Öffnung 
soll landesweit angestoßen werden." 
(Ministerium für Arbeit, Integration 
und Soziales des Landes Nordrhein-
Westfalen, 2013, S. 5)

Abb.1: Engpassanalyse der Bundesagentur für Arbeit (Quelle: https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Footer/Top-Produkte/Fachkraefteengpassana-
lyse-Nav., 04.10.2019)

Fachkraft verzweifelt gesucht
In diesem bereichen ist der Fachkräftemangel in Berufen des jeweiligen Qualifkationsniveaus am größten

Arbeitslose je 100 gemeldete offene Stellen im April 2019
 MINT-Berufe

Fachkräfte – Mindestens zweijährige 
Berufsausbildung

Spezialisten – Meister-, Techniker- oder 
Fachschulabschluss sowie Bachelor ohne 
Berufserfahrung

Experten – Master oder Diplom sowie 
Bachelor mit Berufserfahrung

Altenpflege
Krankenpflege, 
Rettungsdienst

Öffentliche Verwaltung

Kältetechnik
Med-Orthopädie, 
Rehatechnik

Ver- und Entsorgung

Triebfahrzeugführer 
Eisenbahnverkehr

Physiotherapie Informatik

Hörgeräteakustik
Sprachtherapie Tiefbau

Land-, Baumaschinentechnik
Tiefbau Wirtschaftsinformatik

Überwachung 
Eisenbahnverkehrsbetrieb

Bauplanung und 
-überwachung

Vermessungstechnik

Bauelektrik
Elektrotechnik Überwachung 

Verkehrsbetrieb

Mechatronik
Ergotherapie Bauplanung u. 

-überwachung

Augenoptik
Brandschutz, 
Arbeitssicherheit

Ärzte/Ärztinnen

Detektive/Detektivinnen
Sanitär-, Heizungs-, 
Klimatechnik

Elektrotechnik 

MINT: Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik
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je. Menschen wachsen in verschiedenen 
Normalitäten auf und erlernen verschie-
dene Denk- und Verhaltensmuster. 

Diese Denk- und Verhaltensmuster sind 
bitte nicht zu unterschätzen, das ist 
nämlich das, was wir als kulturelle Prä-
gung verstehen dürfen. Diese kulturelle 
Prägung drückt sich etwa in Kommu-
nikationsstilen und Konfliktverhalten 
von Menschen aus. Die Prägung gibt 
aber auch etwa wieder, was zum Bei-
spiel unter guter Führung verstanden 
wird und welchen Stellenwert etwa der 
Wert Arbeit hat. Cultural Awareness 
zählt heute streng genommen somit 
auch zu den wesentlichen soft skills von 
Personalentscheidern und -entwicklern, 
Personalräten und Gleichstellungsbeauf-
tragten. Doch sind auch die bestehen-
den Auswahlverfahren einem Update 
unterworfen worden oder entsprechen 
sie noch einem verstaubten Verständnis, 
das möglicherweise zu engmaschig ist 
und sich auf andere soziokulturelle Prä-
gungen nicht ausreichend einlässt?

Eine erste kleine Antwort ist die „Kultur-
fairness in der Personalauswahl“. Dass es 
keine völlig kulturfreien Testverfahren 
geben kann, ist sich die Forschung sicher. 
Sicher ist man sich allerdings mittlerwei-
le in der Auffassung, dass es in beste-
henden Test- und Bewerbungsverfahren 
Ungleichgewichte gibt, die möglicher-
weise eine bestimmte Bewerberin oder 
einen bestimmten Bewerber benachtei-
ligen, andere wiederum bevorzugen.
Wie sieht die Bewertung der Bewer-
bungsunterlagen aus? Ein international 
agierender Ingenieur, der sich mit einem 
Zweizeiler per E-Mail bewirbt, kann 
möglicherweise bei guter Qualifikation 
„durchrasseln“. Wer sichtet die Bewer-
bungen, nach welchen Kriterien? Wer 
beschreibt das genaue Anforderungs-
profil? Fachreferat oder Personalrefe-
rat? Wie sind hier die Abstimmungspro-
zesse?

Klassischerweise könnte man das Ver-
fahren auf seine Sprachlastigkeiten und 
Kulturlastigkeiten hin prüfen. In einem 
Bewerbungsverfahren lauern verschie-
dene Gefahren, die etwa Wahrneh-
mungs-, Methoden-, und Analysefehler 
entstehen lassen. Welche kulturellen 
Standards werden im Auswahlverfah-
ren zugrunde gelegt?  Und gibt es hier 
eine Voreingenommenheit oder Be-
fangenheit des Auswahlgremiums, die 
möglicherweise Verzerrungen auslösen? 
Im Spannungsbogen zwischen kulturof-
fenen und kulturfairen Bewerbungsver-
fahren braucht es die reflektierte Hal-
tung und die Cultural	 awareness von 
Entscheidern. Möglicherweise besteht 
die Gefahr, dass eingespielte Gremien 
und etablierte Verfahren ihren eigenen 
blinden Fleck übersehen. Das hieße al-
so, sich mit der eigenen interkulturellen 
Sensibilität auseinandersetzen und mit 
diesem Wohlwollen aber gleichzeitig die 
Klarheit und Angemessenheit in der Ent-
scheidung zu wahren. 

Verwaltungen können auf verschie-
denen Ebenen davon profitieren, ihre 
Belegschaft divers aufzustellen: 

- konstruktiver Kundenkontakt und 
Bezug zur Gesellschaft sind wichtig 
für die Verwaltung und

- interkulturelle Teams können bei 
guter Führung ihre Multiperspektivi-
tät nutzen.

Ein Seminar zum Thema Kulturfairness 
in der Personalauswahl würde sich nah 
an Fallbeispielen der Teilnehmenden 
nahe der Praxis entlang arbeiten und 
ihnen durch moderierte Impulse die Ge-
legenheit zur Reflexion geben. Gleich-
zeitig geht es auch darum, Handlungs-
optionen für die Praxis zu entwickeln, 
aber auch gerne Bewährtes zu wahren.

Übrigens, mit der Methode des Story-
tellings lassen sich wunderbare Fallbei-
spiele und Weisheiten verbinden. Versu-
chen Sie es doch einfach einmal!
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Von Achim Hesse und  
Axel Timmen

Einleitung

Zu den Kernpunkten der Reform des 
technischen Referendariats gehört die 
stärkere interdisziplinäre Ausbildung 
der Referendarinnen und Referendare 
aller 13 Fachrichtungen im Bereich des 
Oberprüfungsamtes. Die Deutsche Uni-
versität für Verwaltungswissenschaften 
(DUV) in Speyer und das Institut für 
Städtebau Berlin (ISB) haben dafür je-
weils ein interdisziplinäres Forum ent-
wickelt. Die niedersächsischen Vermes-
sungsreferendare haben erstmals an 
den beiden Foren teilgenommen und 
berichten im Folgenden über die deren 
Inhalte und Abläufe. 

Interdisziplinäres verwaltungswissen-
schaftliches Forum der Deutschen Uni-
versität für Verwaltungswissenschaften 
in Speyer

Die auf der Grundlage der neuen Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung 
(APVO-TD) im November 2017 einge-
stellten Vermessungsreferendare ha-
ben erstmalig an dem verwaltungswis-
senschaftlichen Forum teilgenommen. 
Neben der Fachrichtung Geodäsie und 
Geoinformation waren mit der Architek-
tur oder dem Straßenbauwesen weitere 
Fachrichtungen mit Referendarinnen 
und Referendaren aus mehreren Län-
dern vertreten.

Das Forum findet jährlich im März auf 
dem Campus der Universität Speyer 
statt, wo in der vorlesungsfreien Zeit 
auch das Studentenwohnheim zur Ver-
fügung steht. Die unmittelbare Nähe zu 
den Seminarräumen sowie das Ange-
bot an Gemeinschaftsräumen und einer 
Mensa ermöglichten einen angenehmen 
und vergleichsweise günstigen Aufent-
halt.

Die erste Woche begann mit einer Ein-
führungspräsentation von Prof. Dr. Ste-
phan Grohs, dem wissenschaftlichen 

Leiter des Programms und örtlichen An-
sprechpartner. Die Themen und Inhalte 
des Forums sind auf die Anforderungen 
des Blauen Heftes (2013, online unter 
https://www.bmvi.de verfügbar) und 
damit auf die Ziele des Referendariats, 
künftige Führungskräfte für Leitungs-
funktionen in Verwaltung und Wirt-
schaft vorzubereiten, abgestimmt. Das 
Forum baut auf den grundlegenden Se-
minaren in den Ländern, wie beispiels-
weise dem Verwaltungslehrgang im 
Studieninstitut des Landes Niedersach-
sen (SiN), auf. Unter Einbeziehung aktu-
eller gesellschaftlicher Einflüsse werden 
zusätzliche überfachliche Kompetenzen 
im Kontext von Persönlichkeitsentwick-
lung, Problemlösungen oder Wissensan-
wendung vermittelt.

Die Schwerpunkte des Forums umfassen 
sowohl den Themenbereich Recht und 
Verwaltung als auch Führung und Wirt-
schaftlichkeit. Das Kursprogramm bein-
haltete u. a. folgende Themen:

− Verwaltungsorganisation und Public 
Management,

− Führungs- und Managementfunkti-
onen,

− Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen,
− Vergabe- und Europarecht in der Pra-

xis,
− Digitalisierung und E-Government,
− Aktuelle gesellschaftliche Herausfor-

derungen, wie z. B. Demographie, 
Infrastruktur und Energiewende,

− Bürgerbeteiligung sowie
− Persönlichkeitsentwicklung, Projekt-

management und Verhandlungs-
kompetenz.

Das Seminar gliederte sich in vier Kurs-
wochen, in denen jeweils ein dreistün-
diger Block am Vor- sowie Nachmittag 
angesetzt war. In den meisten Fällen 
erstreckte sich ein Thema über den 
ganzen Tag, an dem zuerst die theore-
tischen Grundlagen vermittelt wurden, 
denen sich später Praxisanwendungen 

oder auch Gruppenarbeiten anschlos-
sen. Die Zusammenarbeit unter den Re-
ferendarinnen und Referendaren, den 
Dozenten und den stets hilfsbereiten 
Beschäftigten der Universität erfolgte 
in einer angenehmen Atmosphäre.

Für die erfolgreiche Teilnahme an dem 
Forum, die mit einem Zertifikat der DUV 
bescheinigt wurde, sollten alle Referen-
dare gruppenweise kurze Vorträge von 
15 bis 30 Minuten zu ausgewählten The-
men vorbereiten. Ein aktueller Fall aus 
der Praxis war auf die in der Lehrveran-
staltung vorgestellten Inhalte anzuwen-
den. Die Präsentationen wurden über 
die Seminarwochen verteilt und gaben 
so Einblick in verschiedenste Themenbe-
reiche aus den teilnehmenden Ländern. 
Dabei ging es u. a. um Digitalisierung 
und E-Government im Bund und in den 
Ländern, um die Einführung des Buil-
ding Information Modeling (BIM) mit 
den Auswirkungen auf verschiedene 
Fachrichtungen, um die Reform der 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
in Rheinland-Pfalz oder auch um die in 
Niedersachsen eingerichteten Ämter für 
regionale Landesentwicklung unter dem 
Gesichtspunkt ihrer Bündelungsfunkti-
on.

Die Themen im Kursprogramm waren 
gemäß den Schwerpunkten vielseitig 
und wurden durch eine ausgewählte 
Mischung von Dozenten der Universi-
tät, Vertretern aus der Verwaltung so-
wie auch Externen besetzt. Besonders 
hervorzuheben sind die Vorträge von 
Prof. Dr. Hermann Hill im Kontext des 
New Public Managements zur Bedeu-
tung, Entwicklung und Strategie der 
modernen Verwaltung sowie der Aus-
tausch mit Stefan Raetz, Bürgermeister 
aus dem anliegenden Rheinbach (knapp 
30.000 Einwohner). Letzterer berichte-
te von seiner alltäglichen Arbeit und 
den Aufgaben im Rahmen seiner Füh-
rungsfunktion ebenso wie für die Bür-
gerinnen und Bürger. Bei einem Besuch 

Interdisziplinäre Foren im technischen Referendariat
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Mit den ca. 50 Teilnehmenden waren die 
Fachrichtungen Architektur, Landespfle-
ge, Geodäsie und Geoinformation sowie 
Städtebau vertreten. Diese wurden aus 
insgesamt acht Ländern (Berlin, Ham-
burg, Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und Sachsen-An-
halt) entsendet.

Das Programm des Fachforums beinhal-
tete folgende Schwerpunktthemen:

− Technische Entwicklung/Digitalisie-
rung,

− Demographischer Wandel/Migration,
− Europäische Entwicklungsstrategien/

Metropolen,
− Klimawandel/Energiewende,
− Gleichwertige Lebensverhältnisse/

Landentwicklung,
− Geodateninfrastruktur/Geodatenma-

nagement,
− Flächenverbrauch/Bodenpolitik,
− Infrastruktur,
− Natur- und Umweltschutz sowie
− Globalisierung/Wissensgesellschaft.

Die Ausgestaltung und Vermittlung der 
Themen haben verschiedene Dozenten 
aus der öffentlichen Verwaltung und 
der Wirtschaft übernommen. Dadurch 
gelang eine praxisnahe Vorstellung der 
jeweiligen fachlichen Themen. Beispiels-
weise zum Thema „Windenergie – Von 
der Planung bis zur Genehmigung“ be-
gann der Unterricht mit einem Impuls-
vortrag. Darauf aufbauend erfolgte eine 
Projektbearbeitung in gemischten Klein-
gruppen, um Lösungsansätze zu den ge-
stellten Fragestellungen zu erarbeiten 
und diese dann anschließend in der ge-
samten Gruppe vorzustellen. 

Die niedersächsischen Vermessungsrefe-
rendare haben an dem Forum im Okto-
ber 2018, zu ihrer Halbzeit des Referen-
dariats, teilgenommen. Dadurch waren 
im eigenen Fachgebiet und darüber hi-
naus auch die allgemeinen Verwaltungs-
grundlagen vorhanden. So konnte gut 
auf dem erworbenen Wissen aufgebaut 
und in der Gruppenarbeit ein aktiver 
Beitrag geleistet werden. 

des Rechnungshofes Rheinland-Pfalz 
in Speyer wurde den Referendaren aus 
erster Hand die Aufgaben des Rech-
nungshofes erläutert und der Ablauf 
einer Rechnungsprüfung an konkreten 
Beispielen vorgestellt. Auf besonderes 
Interesse stieß eine Abendveranstaltung 
mit Peter Neu (Direktor des Oberprü-
fungsamtes), Prof. Dr. Stephan Grohs 
(Prüfer für Allgemeine Rechts- und Ver-
waltunsgrundlagen), Sebastian Turck 
vom Dienstleistungszentrum Ländlicher 
Raum in Rheinland-Pfalz (Prüfer für 
Landentwicklung beim Oberprüfungs-
amt) und Christian Schumann als jun-
gem Absolventen. So konnten alle offe-
nen Fragen bezüglich des Ablaufes der 
anstehenden Prüfungen beantwortet 
und auch die Erwartungshaltung der 
Prüfer dargelegt werden.

Die Themen waren an der neuen Prü-
fungsordnung ausgerichtet und fach-
lich sowie länderübergreifend für alle 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer von 
Interesse. Dozenten und Beschäftigte 
der Universität boten Hilfe immer wenn 
nötig. Der interdisziplinäre Charakter 
zeigte sich durch viel Austausch und 
Zusammenarbeit, auch das Gemein-
schaftsgefühl ergab sich nach kurzer Fin-
dungsphase und zeigte sich besonders 
in gemeinsamen Freizeitaktivitäten und 
Grillabenden. Alles in Allem blicken die 
Referendare sehr positiv auf die Zeit in 
Speyer zurück.

Weiterführende Informationen finden 
Sie unter https://www.uni-speyer.de/de/
studium/technisches-referendariat.php. 

Interdisziplinäres Fachforum am Institut 
für Städtebau Berlin 

Das Interdisziplinäre Fachforum im In-
stitut für Städtebau (ISB) setzt sich aus 
drei Modulen zusammen. Den größten 
Umfang nimmt das vierwöchige Modul 
I „Planung und Projekte“ ein. Ergänzt 
wird dieses um das zweitägige Modul 
II „Prozessmanagement“ und das ein-
tägige Modul III „Internationale Immo-
bilienbewertung und Immobilienwirt-
schaft“.

Generell sind die Zusammenarbeit und 
der Austausch mit den Referendarinnen 
und Referendaren der anderen Fach-
richtungen, aber auch der unterschied-
lichen Länder ein Pluspunkt für dieses 
Format. Im Idealfall sollte aus den ver-
schiedenen Fachgebieten eine ungefähr 
gleich große Anzahl von Teilnehmenden 
vorhanden sein.

Die Seminarinhalte wurden durch Fach-
exkursionen im näheren Umfeld von 
Berlin sowie in die brandenburgische 
Landeshauptstadt Potsdam ergänzt. In 
Berlin vermittelten die Führungen u. a. 
über das Mercedes-Areal oder die Rum-
melsburger Bucht einen praktischen Ein-
blick in die Umsetzung von städtebau-
lichen Entwicklungsmaßnahmen und die 
Investorenplanung.

Der Austausch unter den Teilnehmenden 
setzte sich auch nach dem Pflichtpro-
gramm fort. Neben gemeinsamen 
Abendveranstaltungen haben ortskun-
dige Teilnehmer selbstorganisierte städ-
tebauliche Führungen durchgeführt.

Insgesamt vermittelt das Fachforum ei-
nen guten Einblick in Themen der an-
deren Fachrichtungen sowie in viele 
gesellschaftliche Fragestellungen, die in-
terdisziplinär zu lösen sind. Die Vernet-
zung und der Wissensaustausch unter 
den Referendarinnen und Referendaren 
der verschiedenen Länder und Fachrich-
tungen ist ein wesentlicher positiver As-
pekt.

Weiterführende Informationen finden 
Sie unter https://www.isw-isb.de/inter 
disziplinaeres-fachforum-fachseminar-
staedtebau-isb-berlin/.
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Von Aiko Hattermann,  
Tarik Stahlbuhk und  
Dr. Stefan Willgalis

Einleitung

Dem sagenumwobenen „Geist von 
Malente“ nachzuspüren, der die deut-
sche Fußballnationalmannschaft 1974 
zum Weltmeistertitel im eigenen 
Land geführt haben soll, versprach 
die länderübergreifende Unterwei-
sungsgemeinschaft (UWG) für die 
Vermessungsreferendarinnen und 
Vermessungsreferendare und deren 
Ausbildungsleitungen, die am 02. und 
03.04.2019 im schleswig-holsteinischen 
Malente stattfand. Die 39 Teilneh-
menden der Veranstaltung wurden von 
Andreas Gerschwitz, dem Ausbildungs-
leiter des Landes Schleswig-Holstein, im 
Sport- und Bildungszentrum begrüßt. 
Neben den Vertretungen aus Berlin, 
Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein 
war erstmals die Ausbildungsleiterin 
des Landes Hessen vertreten. Die Veran-
staltung dient dem fachlichen und dem 
überfachlichen Austausch. Thematisch 
standen in diesem Jahr die Gebäudeer-

Länderübergreifende Unterweisungsgemeinschaft in Malente  

hebungen in den teilnehmenden Län-
dern im Mittelpunkt. Führungs- und Ma-
nagementaufgaben wurden in Gruppen 
erarbeitet und dem Plenum präsentiert.

Gebäudeerhebung in den Ländern

Die Vermessungsreferendarinnen und 
Vermessungsreferendare stellten zu Be-
ginn in kurzen Vorträgen die Gebäude-
erhebung in ihren Ländern vor. Zusätz-
lich wurde auch die Gebäudeerhebung 
des Freistaats Thüringen vorgestellt. Die 
Präsentationen waren unter den Ge-
sichtspunkten rechtliche Grundlagen, 
Ablauf der Aufforderung, Erhebung 
(Vermessung) sowie Ablauf der Auswer-
tung und Eintragung vorbereitet wor-
den mit dem Ziel, die Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede in den Ländern auf-
zuzeigen. Die Tabelle 1 gibt einen aus-
zugsweisen Überblick über die rechtli-
chen Grundlagen in den teilnehmenden 
Ländern. 

Von den neun vorgestellten Ländern ist 
Thüringen das einzige Land, in welchem 

seit 2012 keine Gebäudevermessungs-
pflicht mehr besteht. Die Erhebung und 
Eintragung der großen Anzahl nicht 
eingemessener Gebäude in das Liegen-
schaftskataster erfolgt größtenteils über 
Orthophotos. Aufgrund der geringeren 
Genauigkeit werden diese Gebäude 
schraffiert in der Liegenschaftsgrafik 
dargestellt. In den anderen Ländern 
sind Eigentümerinnen und Eigentümer 
gesetzlich verpflichtet, eine Gebäu-
devermessung zu beantragen, die von 
unterschiedlichen Vermessungsstellen 
durchgeführt werden können. In Ham-
burg obliegt die Erhebung der Gebäude 
neben den Behörden und den Öffentlich 
bestellten Vermessungsingenieurinnen 
und -ingenieuren (ÖbVI) auch sachkun-
digen Personen, wozu u. a. private In-
genieurbüros und Personen mit einem 
fachlichen Abschluss in der Geodäsie 
zählen. In Sachsen-Anhalt dürfen private 
Vermessungsbüros eine vereinfachte 
Gebäudeeinmessung und die Behörden 
Gebäudevermessungen durchführen. 
Bei Gebäudeeinmessungen wird in der 
Regel kein Grenzbezug hergestellt. Im 

Tab. 1: Gebäudeerhebungen in ausgewählten Ländern im Vergleich

Erhebungs-
pflicht

Kostenpflichtig 
seit 

Befugte 
Stellen

Gebührenparameter 

Berlin ja
West:1974
Ost:1990

Behörden und ÖbVI Geschossfläche

Brandenburg ja 1991 Behörden und ÖbVI 1993

Hamburg ja 1993
Behörden, ÖbVI und 

sachkundige Personen
Anzahl der Gebäudeecken

Mecklenburg-
Vorpommern

ja 1992 Behörden und ÖbVI Herstellungswert des Gebäudes

Niedersachsen ja 1961 Behörden und ÖbVI Herstellungswert des Gebäudes

Sachsen ja 1991 ÖbVI Gesamtgrundfläche

Sachsen-
Anhalt

ja 1991
Behörden, ÖbVI und private  

Vermessungsbüros
Herstellungswert des Gebäudes

Thüringen nein – – –
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hervorgehoben und Defizite aufgedeckt 
werden. Eine Rückmeldung sollte stets 
konkret, wertschätzend und sachlich 
sein und zur richtigen Zeit am richtigen 
Ort stattfinden. Mitarbeiter-Vorgesetz-
ten-Gespräche und anonyme Rückmel-
dungen für Führungskräfte in Form von 
Fragebögen sollten mindestens einmal 
im Jahr stattfinden. 
 
Stoppt den Projektwahnsinn

Im Mittelpunkt des Textes von Hollister 
und Watkins (2019) steht die Schwie-
rigkeit, Projekte zu beenden, bevor 
deren Ziel erreicht wurde. Sie beschrei-
ben, dass es vielen Führungskräften an 
einem Bewusstsein für die Belastungen 
mangelt, die sich durch eine Vielzahl 
von Projekten bei den Beschäftigten er-
geben. Mit immer weniger Ressourcen 
soll immer mehr erreicht werden. Einer-
seits werden keine Projekte gestoppt, 
andererseits wird die absolute Anzahl 
der Projekte durch das Management er-
höht. Daraus können ernsthafte Überla-
stungen resultieren und die Produktivi-
tät, das Engagement, die Leistung und 
die Mitarbeiterbindung leiden. Die Un-
ternehmensführung sollte die höchste 
Priorität auf die wichtigsten Projekte 
konzentrieren, die sich positiv auf die 
Wirtschaftlichkeit und die Firmenkultur 
auswirken. Außerdem sollten Stopp-
klauseln festgelegt werden, unter wel-
chen Umständen Projekte zwingend zu 
beenden sind. Darunter können auch 
Lieblingsprojekte fallen, die aufgegeben 
werden müssen. Diese Vorgehensweise 
wird durch einen Kulturwandel erleich-
tert, der die Einstellung eines Projektes 
nicht als Scheitern auffasst, sondern die 
sich daraus ergebenden neuen Möglich-
keiten nutzt. 

Digitale Arbeitswelt

In dem Forschungs- und Entwicklungs-
projekt Digitrain 4.0 von Jager et al. 
(2019) wurden die folgenden sechs 
Gefahren für die digitale Arbeitswelt 
identifiziert: Steigender Arbeitsdruck, 
Informationsflut, Work-Life-Konflikt, 
steigende Komplexität der Führung, 
Kompetenzveralterung und mobiles Ar-

Was ist Führung?

Anhand eines Artikels von Justen (2014) 
wurde herausgearbeitet, was für die Au-
toren gute Führung ausmacht. Aufgrund 
der steigenden Komplexität, der Infor-
mationsflut, der Digitalisierung und der 
zunehmenden Spezialisierung zeichnen 
sich gute Führungskräfte demnach durch 
eine große Bandbreite an Führungskom-
petenzen, -stilen und -techniken aus. 
Neben fachlichen Kompetenzen müssen 
Führungskräfte ein Unternehmen füh-
ren, Ziele definieren, Orientierung ge-
ben, Entscheidungen treffen und Ergeb-
nisse kontrollieren können (Prozess- und 
Methodenkompetenz). Außerdem sind 
Einfühlungsvermögen, gute Kommuni-
kationsfähigkeiten, Wertschätzung und 
weitere „Soft Skills“ gefordert (Sozial-
kommunikative Kompetenzen). Zur Ver-
netzung der Beschäftigten unterschied-
licher Fachbereiche und zur Lösung von 
Konflikten werden integrative Kompe-
tenzen benötigt. Die Selbstkompetenz 
steht im Mittelpunkt der Führungskom-
petenzen. Nur wer seine eigenen Ziele, 
Werte und Kompetenzen kennt sowie 
eine gute Arbeitsorganisation und Zeit-
management beherrscht, kann hinsicht-
lich der wachsenden Anforderungen 
angemessene Prioritäten setzen und im 
Beruf erfolgreich agieren. 

Rückmeldung geben und leben

In dem Fachaufsatz von Bartscher (2009) 
wird das Instrument der Rückmeldung 
erläutert. Diese wird in ein positives 
Feedback, bei dem die Beschäftigten 
durch Anerkennung und Lob motiviert 
werden, und in negatives Feedback, bei 
dem die Weiterentwicklung der Beschäf-
tigten im Vordergrund steht, unterteilt. 
Bei der Rückmeldung auf Verhaltense-
bene sollen störende Verhaltenswei-
sen korrigiert und die Zusammenarbeit 
effektiver gestaltet werden. Im Fokus 
steht dabei der Vergleich zwischen dem 
Selbst- und dem Fremdbild, welches in 
dem sogenannten Johari-Fenster darge-
stellt werden kann. Das Feedback auf 
Leistungsebene zeichnet sich durch ei-
nen Soll-Ist-Vergleich aus, wobei Fähig-
keiten und Kenntnisse der Beschäftigten 

Freistaat Sachsen sind nur ÖbVI zu Ge-
bäudeerhebungen befugt. Die Gebüh-
renparameter für die Gebäudeerhebung 
variieren stark, wie in der Tabelle 1 dar-
gestellt ist. Das Land Schleswig-Holstein 
stellt den Eigentümerinnen und Eigen-
tümern einen Gebührenrechner für die 
Gebäudevermessung zur Verfügung.

Kommt eine Eigentümerin oder ein Ei-
gentümer der Erhebungspflicht nicht 
nach, findet seitens der Behörden ein 
Aufforderungsverfahren statt, welches 
meist einen Verwaltungsakt darstellt. 
Dafür werden in den meisten Ländern 
Luftbilder mit der Liegenschaftsgrafik 
verglichen. Wenn Unklarheiten über 
den Gebäudebestand vorliegen, wer-
den vereinzelt örtliche Feldvergleiche 
durchgeführt. In Sachsen-Anhalt und 
Sachsen müssen um 15 % bzw. 25% er-
höhte Gebühren für die Gebäudeerhe-
bung gezahlt werden, wenn Eigentüme-
rinnen oder Eigentümer auf das Auffor-
derungsverfahren hin keine Vermessung 
beantragen und eine Ersatzvornahme 
erforderlich wird. In allen vorgestellten 
Ländern sind polare und satellitenge-
stützte Messverfahren zulässig. Die Ge-
nauigkeiten zur Erhebung von Gebäu-
den variieren von wenigen Zentimetern 
bis zu 0,2 m. Ob die höheren Genauig-
keiten der terrestrischen Einmessungs-
verfahren weiterhin erforderlich sind, 
wurde im Plenum diskutiert. Neue Mess-
methoden, wie die Aufnahme mit Droh-
nen (UAV) oder die Auswertung von 
Schrägluftbildern, liefern deutlich ge-
ringere Genauigkeiten, können jedoch 
zur Erhöhung der flächendeckenden 
Aktualität der Liegenschaftsgrafik und 
zur erheblichen Verringerung der Ver-
messungskosten beitragen. 

Führungs- und Managementaufgaben

Anschließend folgten Gruppenarbeiten 
aus dem Themenbereich der Führungs- 
und Managementaufgaben. Auf der 
Grundlage bereitgestellter Artikel und 
eigener Erfahrungen sollten Thesen for-
muliert, Vor- und Nachteile herausgear-
beitet, die Ergebnisse präsentiert und 
mit dem Plenum diskutiert werden. 
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Erfahrungsbericht über das Prüfungs-
fach Führung und Wirtschaftlichkeit

Den Abschluss der UWG bildete ein Vor-
trag über das Prüfungsfach Führung 
und Wirtschaftlichkeit. Dabei wurden 
die Inhalte dieses Themenbereiches in 
den Kontext der alltäglichen Aufgaben 
von Führungskräften gestellt. Nicole 
Ruhe vom Landesamt für Vermessung 
und Geoinformation Schleswig-Holstein  
(LVermGeo SH) erläuterte die zuneh-
menden Veränderungen der Arbeits-
welt und die daraus resultierenden neu-
en Führungsaufgaben. Fachdisziplinen 
arbeiten enger zusammen, wodurch 
die Arbeit in der Verwaltung interdis-
ziplinärer und umfassender wird. Aus 
diesem Grund muss eine Führungskraft 
über umfassende Kenntnisse nicht nur 
in der fachbezogenen Technik, sondern 
auch in der IT, in der Anwendung des 
Rechts, im Projektmanagement und der 
Betriebswirtschaft verfügen. Im Rah-
men der Referendarausbildung ist des-
halb ein Basiswissen zu vermitteln und 
anhand praktischer Beispiele innerhalb 
der Verwaltung anzuwenden. 

Danksagung

Unser großer Dank gilt dem Organi-
sationsteam des LVermGeo SH für die 
exzellente Organisation der Veranstal-
tung und der Besichtigung des Eutiner 
Schlosses. 

Die nächste länderübergreifende Unter-
weisungsgemeinschaft wird von Meck-
lenburg-Vorpommern ausgerichtet und 
voraussichtlich im April 2020 in der Nähe 
von Schwerin stattfinden.

beiten. Diese Thesen stellen gleichzeitig 
Chancen und Risiken für ein Unterneh-
men dar. Durch permanente Weiterbil-
dungen, ein hohes Maß der Organisati-
on und einen regelmäßigen Austausch 
zwischen Führungskräften und Beschäf-
tigten können die Gefahren der Digi-
talisierung erkannt und als Chance zur 
Verbesserung der Firmenkultur begrif-
fen werden. 

Präsentationstechnik

Der Aufsatz von Höhmann (2019) formu-
liert Thesen für eine gute Präsentation. 
Die erste Empfehlung ist, den Umfang 
der Präsentationsfolien zu reduzieren, 
sie lediglich zur Unterstützung der Rede 
zu verwenden und damit die Aufmerk-
samkeit der Zuhörenden aufgrund des 
visuellen Informationsverlustes zu erhö-
hen. Mehr Lockerheit und Schauspiele-
rei erhöhen nach Höhmann ebenfalls 
die Aufmerksamkeit und steigern die 
Sympathie beim Publikum, allerdings 
nur wenn der Vortrag authentisch vor-
getragen wird. Eine gute Vorbereitung 
steigert die Selbstsicherheit der oder 
des Vortragenden und damit die Qua-
lität des Vortrags. Jedoch sollte beach-
tet werden, dass durch einen einstu-
dierten Vortrag die Spannung bei den 
Zuhörenden verloren gehen kann. Es 
wird weiterhin empfohlen, die Sprache 
an das Publikum anzupassen, damit die 
Aussagen der Präsentation vermittelt 
werden können. In einer Präsentation 
sollte eine Interaktion mit dem Publi-
kum stattfinden, um das Verständnis zu 
erhöhen. Dieses Instrument sollte jedoch 
dosiert eingesetzt werden, da es auch 
störend wirken kann. 

Erfahrungsaustausch der Ausbilde-
rinnen und Ausbilder

In kleinerer Runde trafen sich die Aus-
bilderinnen und Ausbilder zum Erfah-
rungsaustausch. Erneut stand die Pro-
jektarbeit als häusliche Prüfungsarbeit 
auf der Tagesordnung. Die Bedingungen 
für die Projektarbeit gestalten sich als 
so aufwendig, dass die eigentlich mit 
der Projektarbeit verbundene Zielset-
zung nicht mehr erreichbar erscheint. 

Auch zum Mentoring, als eine der Maß-
nahmen zur Attraktivitätssteigerung 
gedacht, gab es weitere Erfahrungsbe-
richte aus einzelnen Ländern. 

Die Rückmeldungen der ersten Refe-
rendarinnen und Referendare, die an 
den interdisziplinären Seminaren am 
Institut für Städtebau Berlin und der 
Deutschen Universität für Verwaltungs-
wissenschaften Speyer teilgenommen 
haben, zeigen Aufklärungs- und Nach-
besserungsbedarf auf. Die Ausbildungs-
behörden müssen die Referendarinnen 
und Referendare noch gezielter auf die 
Rahmenbedingungen (u. a. Wohnen, 
Heimfahrten) hinweisen und die Inten-
tion des interdisziplinären Ansatzes und 
der fachlichen Einordnung intensiver 
vermitteln. Dass auch die Seminare stär-
ker auf die Bedarfe der verschiedenen 
technischen Fachrichtungen angepasst 
werden, wird von den Anbietern aner-
kannt und hat zu ersten Änderungen 
der Seminare geführt.

Die Ausbildungsstellen setzten sich in-
tensiv mit den zu vermittelnden Inhal-
ten und dem Umfang des neuen Prü-
fungsfachs Geodatenmanagement und 
Geodateninfrastruktur auseinander. 
Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 
Prüfungsausschusses Geodäsie und Ge-
oinformation werden, wenn diese end-
gültig abgestimmt sind und allen Aus-
bildungsstellen vorliegen, sehr hilfreich 
sein. Dies wird auch Thema der nächsten 
Besprechung der Prüferinnen und Prüfer 
sowie Ausbildungsleitungen im Ober-
prüfungsamt werden.

Angesichts des bestehenden Nach-
wuchsmangels entwickelt sich ein Trend 
zur Erhöhung der Referendarstellen in 
mehreren Ländern. Auch die Erhöhung 
der Anwärterbezüge wird als Mittel zur 
Attraktivitätssteigerung angestrebt. 
Nachdem sich die Einführung von Sti-
pendien und dualen Studienmodellen 
als wirksame Maßnahme zur Gewinnung 
zusätzlicher und auch neuer Bewerber-
gruppen erwiesen hat, wird weiter an 
der Entwicklung neuer Ausbildungsan-
gebote gearbeitet.
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information

Reproduktion der Braunschweigischen 
Landeskarte 1:10 000 

Eine überraschende Entdeckung

Im Spätsommer 2018 werden im Kel-
lerraum der analogen Kartenarchive 
des Landesbetriebs Landesvermessung 
und Geobasisinformation des Landes-
amtes für Geoinformation und Lan-
desvermessung Niedersachsen (LGLN) 
25 unterschiedliche Kartenblätter im 
Maßstab 1 : 10 000 entdeckt, die die Be-
zeichnung „Braunschweigische Landes-
karte“ tragen und von der Herzoglich 
Braunschweigischen Landesaufnahme 
herausgegeben worden sind. Diese ge-
hören zu einem flächenbezogen nicht 
fertiggestellten braunschweigischen 
Kartenwerk des späten 19. und frühen 
20. Jahrhunderts, der Neuen Topogra-
phischen Landeskarte des Herzogtums 
Braunschweig 1 : 10 000.

Zusätzlich finden sich im Niedersäch-
sischen Landesarchiv, Standort Wolfen-
büttel, drei weitere Kartenblätter zum 
Kartenwerk, das Blatt Wolfenbüttel und 
zwei thematische Sonderausgaben des 
Blattes Bad Harzburg, eine Exkursions-

dium der Mathematik, Physik, Chemie 
und Geodäsie 1872 als Geometer für die 
Bestimmung der Achse des zu bauenden 
St. Gotthard-Tunnels ausgewählt. 1880 
erhält er einen Ruf an die Herzogl. Tech-
nische Hochschule Carolo-Wilhelmina in 
Braunschweig.  

Im Gegensatz zu den Preußischen Mess-
tischblättern 1 : 25 000, die Prof. Dr. 
Koppe als militär-topographische Kar-
ten anspricht, soll sein 10 000er Karten-
werk einen zivil-technischen Charakter 
haben. Bodenkultur, Siedlungsflächen 
und deren Bebauung, wirtschaftliche 
und technische Anlagen aller Art, Stra-
ßen-, Eisenbahn- und Kanalbauten, Ge-
wässernetz sowie eine genaue Höhen-
darstellung sind abzubilden. Die Neue 
Braunschweigische Landeskarte soll der 
Bodenkunde und Statistik, der Geogra-
phie und Touristik dienen, sie soll die 
Verwertung von Grund und Boden als 
Bau- und landwirtschaftliches Nutzland 
fördern und mehr oder weniger für je-
dermann verwendbar sein.

karte zum Treffen deutscher Forstmän-
ner aus dem Jahr 1896 sowie eine Wan-
derkarte Bad Harzburg und Umgebung 
von 1897.

Planung, Herstellung und ein viel zu frü-
hes Ende

Als im Januar 1892 der Braunschwei-
gische Landtag vom herzoglichen 
Staatsministerium eine Vorlage erhält, 
welche die neue Landesaufnahme sowie 
die Herstellung der Neuen Topographi-
schen Karte 1 : 10 000 betrifft, liegen die 
Preußischen Messtischblätter 1 : 25 000 
für den Bereich des Herzogtums Braun-
schweig nur für kleinere Teilflächen in 
alten Ausgaben vor. Wann die übrigen 
Bereiche des Herzogtums Preußische 
25 000er Karten erhalten werden, bzw. 
die vorhandenen Altblätter aktualisiert 
werden, ist zu dieser Zeit unbekannt.

Initiator der Neuen Topographischen 
Landeskarte ist Prof. Dr. Carl Friedrich 
Koppe, geb. am 09.01.1844 in Soest. 
Prof. Dr. Koppe wird nach einem Stu-

Abb. 1: Reste des heute abgetragenen Schwedendamms im Okertal, nördlich von Wolfenbüttel, unweit des Sternhauses im Lechlumer Holz. Der Damm 
wird  1641 aufgeschüttet, um die Festung Wolfenbüttel durch Überflutung zu erobern, Ausschnitt aus Braunschweigische Landeskarte 1 : 10 000, Blatt 
15A, Wolfenbüttel, 1903
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Die Vorarbeiten für die topographische 
Detailaufnahme und die Kartenerstel-
lung erfolgen in den Jahren 1892 bis 
1897. Für die Basistriangulation werden 
die Dreiecksnetze I. bis III. Ordnung des 
Preußischen Generalstabs im Bereich des 
Herzogtums Braunschweig durch eige-
ne braunschweigische Dreieckspunkte 
III. und IV. Ordnung verdichtet. Das 
Braunschweigische Landes-Nivellement 
erfolgt auf der Grundlage des preu-
ßischen Präcisions-Nivellements mit der 
Hauptlinie Magdeburg-Braunschweig-
Minden-Göttingen-Magdeburg. Nach 
Bedarf wird das Basisnivellement  erwei-
tert. Die an die Basistriangulation und 
das Basisnivellement anschließende to-
pographische Aufnahme beginnt für die 
Bereiche der drei Probeblätter Wolfen-
büttel, Wittmar und Bad Harzburg, die 
Flachland, bergiges Land und Gebirge 
abdecken. 

Darüber hinaus werden zwei thema-
tische Werbeblätter für die Braun-
schweigische Landeskarte erstellt. 1896 
entsteht für eine Exkursion der Ver-
sammlung deutscher Forstmänner ein 
Kartenblatt, in das exakt Hiebszugs-
grenzen und in Rot die Exkursionsrou-
te, unterteilt nach Wagenfahrt und 
Fußtour, eingezeichnet sind. 1897 wird 
vom Herzoglichen Badecommissariat 

ein Kartenblatt herausgegeben, das den 
Harzburger Kurgästen als detaillierte 
Wanderkarte dient. Befestigte Wege, 
die für den allgemeinen Wagenverkehr 
freigegeben sind bzw. Fuss- und Prome-
nadenwege sind rot hervorgehoben und 
zeigen Wanderrouten auf.

Bereits im Jahre 1900 wird über die Be-
willigung der Finanzmittel für Landes-
aufnahme und Kartenwerk im Braun-
schweiger Landtag diskutiert. Spätere 
Verhandlungen des Landtags zum 
Haushalt der Finanzperiode 1904 bis 
1906 lassen wegen des weiteren erheb-
lichen Finanzierungsbedarfs bereits die 
Einstellung der Arbeiten an der Braun-
schweigischen Landeskarte erkennen, 
die im Februar 1906 öffentlich bekannt 
gemacht wird. 

Später Glanz

Obwohl das Kartenwerk mit seinen fer-
tiggestellten Blättern nur einen Teil des 
Herzogtums Braunschweig abdeckt, ge-
schieht dies detailliert und übersichtlich 
im Maßstab 1 : 10 000 mit Informationen 
zu Siedlungen, Wirtschafts- und Indus-
triebetrieben, Verkehrswegen, Vegeta-
tion, Gewässernetz, Relief und Gelände-
formen.

Um diese historischen Informationen im 
wissenschaftlichen und privaten Bereich 
auswerten und darstellen zu können, 
bietet das LGLN als analoge Reproduk-
tion der Kartenblätter Plot aus dem Da-
tenbestand in den Qualitätsstufen Ar-
beitsausgabe und Präsentationsausgabe 
an, zu Preisen von 10,00 B bzw. 25,00 B  
je Kartenblatt. Digital als Rasterdaten-
satz können die Kartenblätter jeweils 
zum Preis von 35,00 B erworben wer-
den. Dies ist komfortabel über den 
LGLN-Internet-Shop (www.lgln.de/shop) 
möglich.

Der Gedanke, die Kartenblätter zu re-
produzieren, sodass diese von historisch 
interessierten Nutzern bezogen werden 
können, ist nun Realität geworden. Sie 
stellen nicht nur für Kenner dekorative 
Kunstwerke dar.  Ein Erläuterungsheft, 
das das Kartenwerk, seine Entstehungs-
geschichte und die kartographische Situ-
ation des Herzogtums Braunschweig de-
tailliert beschreibt, wird derzeit erstellt.   

Heinfried Spier
Hans-Martin Arnoldt

 

Abb. 2: Bad Harzburg mit Kurhaus, Kurparkbereich, Papenberg, Kleinem Burgberg und Großem Burgberg, auf dem die der Ruine der Harzburg zu erken-
nen ist, Ausschnitt aus Braunschweigische Landeskarte 1 : 10 000, Blatt 24, Bad Harzburg, 1903
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Rüdiger Melzer, Leiter der Regionaldi-
rektion Otterndorf, in den Ruhestand 
verabschiedet

Nach rund 45 Jahren in der Nieder-
sächsischen Vermessungs- und Kata-
sterverwaltung ist Rüdiger Melzer am 
26.04.2019 im Rahmen einer Feierstunde 
durch Boris Pistorius, Niedersächsischer 
Minister für Inneres und Sport, in den 
Ruhestand verabschiedet worden.

1975 trat der gebürtige Hannoveraner 
Rüdiger Melzer, nach Abschluss seines 
Studiums der Fachrichtung Vermessung, 
in den niedersächsischen Landesdienst 
ein. Nach mehreren kurzen Stationen 
bei einigen Katasterämtern im ehema-
ligen Regierungsbezirk Hannover, der 
Bezirksregierung Hannover sowie der 
Landesvermessung beim damaligen 
Landesverwaltungsamt wechselte er 
1983 zum Katasteramt Bremervörde. 
Über 20 Jahre war Rüdiger Melzer dort 
als Sachgebiets-, Abteilungs- oder De-
zernatsleiter tätig. Sein Aufgabenfeld 
umfasste den Bereich Personal, Haushalt 
und Organisation. In diese Zeit fällt auch 
die Teilnahme als Pilotamt bei der Ent-
wicklung einer Kosten- und Leistungs-
rechnung für die Katasterverwaltung  
(KOLEIKAT). Von 1995 bis zur Einfüh-
rung am 01.01.1997 engagierte sich Rü-
diger Melzer maßgeblich beim Aufbau 
dieses für die Aufgabenerledigung un-
verzichtbaren Steuerungsinstruments. 

Mit der Bildung der Behörden für Geo-
information, Landentwicklung und Lie-
genschaften (GLL) im Jahre 2005 verließ 
Rüdiger Melzer Bremervörde und über-
nahm in der GLL Otterndorf die Leitung 
des Katasteramtes Wesermünde in Bre-
merhaven. In der GLL Otterndorf war 
er anschließend mit verschiedenen Lei-
tungsfunktionen betraut. Von 2007 bis 
2012 umfasste sein Aufgabengebiet die 
Leitung des Dezernats für Grundstücks-
wertermittlung und städtebauliche Bo-
denordnung. 

Nach der Umorganisation und Bildung 
des Landesamtes für Geoinformation 
und Landentwicklung Niedersachsen 
(LGLN) mit den zugehörigen Regional-
direktionen wurde Rüdiger Melzer auch 
die stellvertretende Leitung der Regio-
naldirektion Otterndorf übertragen.

2012 folgte der Wechsel nach Hannover, 
wo er die Leitung des Geschäftsbereichs 
1 des LGLN innehatte.

Im Zuge der Reorganisation des Lan-
desamtes kehrte Rüdiger Melzer am 
01.07.2014 als Leiter der Regionaldirek-
tion Otterndorf zurück. In dieser Funk-
tion galt sein Augenmerk, neben der 
Aufgabenerledigung, auch stets den 
Belangen seiner Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Die Entwicklung und Förde-
rung des Personals war ein Schwerpunkt 
seines Handels. Dies zeigt sich nicht 
zuletzt in der Realisierung zahlreicher 
Neueinstellungen und seinem Engage-
ment im Bereich Beruf + Familie sowie 
dem Gesundheitsmanagement.

Zur offiziellen Verabschiedung begrüßte 
Präsident Michel Golibrzuch rund 200 
geladene Gäste im Bremervörder Hotel 
Daub. Er bedauerte sehr, dass es ihm 
nicht gelungen sei, Rüdiger Melzer von 
einer weiteren Verlängerung seiner 
Dienstzeit zu überzeugen.

„Jemanden wie Dich, lieber Rüdiger, 
lässt man ungern gehen“ sagte Innen-
minister Boris Pistorius. In seiner Rede 
dankte er Rüdiger Melzer für die ge-
leistete Arbeit und würdigte die er-
brachten Leistungen und die Bedeu-
tung sowohl für die Regionaldirektion 
Otterndorf als auch für die gesamte 
Vermessungs- und Katasterverwaltung. 
Mit den Worten: „Du hast enorm viel 
für das Land Niedersachsen geleistet. 
Ich wünsche Dir alles erdenklich Gute“, 
überreichte Innenminister Boris Pistorius 
die Entlassungsurkunde.

Im Anschluss an weitere Redebeiträge 
bedankte sich Rüdiger Melzer in seiner 
Ansprache bei allen Gratulantinnen und 
Gratulanten für die freundlichen Worte 
und Wünsche. Mit dem Zitat von Heinz 
Erhardt: „Ich könnte manchmal vor 
Glück eine ganze Allee von Purzelbäu-
men schlagen“, schloss er seine Rede 
und brachte damit seine vollste Zufrie-
denheit und seinen Stolz über die nun 
zu Ende gehenden 45 Dienstjahre zum 
Ausdruck.

Maic Bieder

Abb. 1: Innenminister Boris Pistorius verab- 
schiedet Rüdiger Melzer
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Uwe Strauß, Leiter der Regionaldirektion 
Osnabrück-Meppen, in den Ruhestand 
verabschiedet, 
Amtseinführung von Doreen Eckert als 
neue Leiterin der Regionaldirektion  
Osnabrück-Meppen

Zur offiziellen Verabschiedung von Uwe 
Strauß und zur Amtseinführung von 
Doreen Eckert begrüßte der Präsident 
des Landesamtes für Geoinformation 
und Landesvermessung (LGLN) Michel 
Golibrzuch rund 250 geladene Gäste 
in Osnabrück im Haus Rahenkamp. Er 
bedankte sich bei Uwe Strauß für die 
hervorragend geleistete Arbeit an den 
unterschiedlichsten Dienstorten und 
natürlich auch für die Leitung der Regi-
onaldirektion Osnabrück-Meppen, von 
01.01.2015 bis 30.11.2019. Die große 
Kollegialität hob Golibrzuch als beson-
deres Merkmal von Uwe Strauß hervor.

Doreen Eckert begrüßte Michel Goli-
brzuch mit den Worten „Ich freue mich 
auf Frau Eckert in ihrer neuen Funkti-
on“.  Besonders hob er ihre Kommunika-
tionsstärke hervor. Er bedankte sich bei 
ihr für die Bereitschaft diese Leitungs-
funktion zu übernehmen.

Nach über 40 Jahren in der Niedersäch-
sischen Vermessungs- und Kataster-
verwaltung (VKV) ist Uwe Strauß am 
03.12.2019 im Rahmen einer Feierstun-
de durch Innenminister Boris Pistorius in 
den Ruhestand verabschiedet worden.

1978 trat Uwe Strauß, nach Abschluss 
seines Studiums der Fachrichtung Ver-
messung an der Technischen Hochschule 
Berlin, in den niedersächsischen Landes-
dienst ein. 

In der Vermessungs- und Katasterver-
waltung war er an unterschiedlichen 
Standorten in Niedersachsen tätig. Zu-
nächst in den Katasterämtern Peine 
und Salzgitter, in der Bezirksregierung 
Braunschweig und in der 2005 gebil-
deten Behörde für Geoinformation, 

Landentwicklung und Liegenschaften 
Braunschweig hat er verschiedene Auf-
gaben wahrgenommen – viele davon in 
Leitungspositionen. Das alles war eine 
gute und breite Grundlage für seine 
Karriere. Im Jahr 2007 ist er in den hö-
heren technischen Verwaltungsdienst 
aufgestiegen.

Anschließend war er als Dezernatslei-
ter erst zuständig für Liegenschaftska-
taster und Vermessung und später für 
den Bereich Wertermittlung und städ-
tebauliche Bodenordnung. Alles in der 
damaligen Behörde für Geoinformation, 
Landentwicklung und Liegenschaften 
Hameln. Zusätzlich war er Vorsitzender 
des Gutachterausschusses für Grund-
stückswerte Hameln und stellvertre-
tender Vorsitzender des Gutachteraus-
schusses in Northeim.

Am 01.01.2015 hat er dann die Leitung 
der Regionaldirektion (RD) Osnabrück-
Meppen und damit auch die Verantwor-
tung für die mehr als 230 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter an den Stand-
orten Lingen (Ems), Meppen, Nordhorn, 
Osnabrück und Papenburg übernom-
men.

Zusätzlich war er auch hier als stellver-
tretender Vorsitzender des Gutachter-
ausschusses für Grundstückswerte Osna-
brück-Meppen aktiv. Nicht zuletzt hat 
er sich um die Pflege der dienstlichen 
Kontakte zu den niederländischen Kol-
legen gekümmert.

„Sie haben für das Land Niedersachen 
in all den Jahren enorm viel geleistet“ 
sagte Innenminister Boris Pistorius. In 
seiner Rede dankte er Uwe Strauß für 
die geleistete Arbeit und würdigte die 
erbrachten Leistungen und die Bedeu-
tung sowohl für die RD Osnabrück-
Meppen als auch für die gesamte Nie-
dersächsische Vermessungs- und Ka-
tasterverwaltung. „Dafür möchte ich 
Ihnen nun auch im Namen der Landes-
regierung meinen herzlichen Dank und 
meine Anerkennung aussprechen. Sie 
übergeben die Regionaldirektion Os-
nabrück-Meppen sozusagen besenrein, 
frisch renoviert und in bestem Zustand“ 
so der Innenminister weiter.

„…es heißt jeder Abschied ist immer 
auch ein Neuanfang - und wird auch 
heute einmal mehr deutlich.

Abb. 1: Innenminister Boris Pistorius verabschiedet Uwe Strauß 
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Sehr geehrte Frau Eckert,

da kommen Sie ins Spiel. Zum 1. Dezem-
ber dieses Jahres ist Ihnen die Leitung 
der Regionaldirektion Osnabrück-Mep-
pen übertragen worden.“ 

Doreen Eckert hat 2003  ihr Studium der 
Geodäsie an der Technischen Universität 
Dresden abgeschlossen. Anschließend 
absolviert sie 2008 erfolgreich das Ver-
messungsreferendariat in Niedersachsen. 
„Wer nun mitgerechnet hat, dem ist si-
cher aufgefallen: Ihr Referendariat hat 
länger als die vorgesehenen zwei Jahre 
gedauert.  Nur ist das in Ihrem Fall kein 
Makel oder sogar ein „Knick“ im Lebens-
lauf. Ganz im Gegenteil. Es ist vielmehr 
ein echtes Gütesiegel. Schließlich haben 
Sie Ihr Referendariat zweimal wegen El-
ternzeit unterbrochen und dennoch mit 
Bravour gemeistert.“ so der Innenminis-
ter wörtlich. 

Als Vermessungsassessorin hat sie zu-
nächst verschiedene Aufgaben in den 
Katasterämtern Osnabrück und Hanno-
ver wahrgenommen.  2010 kam dann 
der nächste Schritt: als Dezernatsleiterin 
für den Bereich Geoinformation, Lie-
genschaftskataster und Vermessung ist 
sie zum Katasteramt Vechta gewechselt. 
In dieser Zeit war sie hier auch stellver-
tretende Vorsitzende des Gutachteraus-
schusses für Grundstückswerte Cloppen-
burg.

Anfang des Jahres 2011 ist sie dann in 
die Friedensstadt Osnabrück gewechselt. 
Hier hat Sie die Leitung des Dezernats 
für Grundstückswertermittlung und 
städtebauliche Bodenordnung über-
nommen. Seit Dezember 2012 war sie 
als koordinierende Dezernatsleiterin für 
den Bereich Geoinformation, Liegen-
schaftskataster und Vermessung der ge-
samten ehemaligen Regionaldirektion 
Osnabrück zuständig. 

Innenminister Boris Pistorius abschlie-
ßend: “Ich bin überzeugt: gemeinsam 
mit Ihren Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern werden Sie die Regionaldirek-
tion Osnabrück-Meppen und damit die 
Vermessungs- und Katasterverwaltung 
mit all ihren Herausforderungen hervor-
ragend weiterentwickeln Die Regional-
direktion wird auch weiterhin bürger-
nah, kundenorientiert und zukunftsfest 
sein!

Sehr geehrte Frau Eckert,

mir bleibt deshalb nur noch, Ihnen ganz 
herzlich zur Übernahme der Leitung der 
Regionaldirektion Osnabrück-Meppen 
im Landesamt für Geoinformation und 
Landesvermessung Niedersachsen zu 
gratulieren.

Ich wünsche Ihnen für die Zukunft und 
Ihre Tätigkeit alles Gute und viel Er-
folg!“

„Auch für Sie ist die Reorganisation 
der VKV also nicht nur bloße Theorie. 
Sie haben sie hautnah miterlebt. Ihre 
Zuständigkeit wurde dadurch auch auf 
das Emsland und die Grafschaft Bad 
Bentheim und somit auf die Regional-
direktion Osnabrück-Meppen ausgewei-
tet. Zusätzlich sind Sie stellvertretende 
Vorsitzende des Gutachterausschusses 
für Grundstückswerte für den Bereich 
der Regionaldirektion. Schon seit 2013 
haben Sie auch die Leitung der Regio-
naldirektion vertreten“ sagte der Innen-
minister im Wortlaut.

Frau Eckert arbeitet im Fachausschuss 
des LGLN mit an der Umsetzung der 
Projekte des Zukunftskonzepts 2025 und 
stellt somit wichtige Weichen für die Zu-
kunft der VKV.

Zusätzlich zu diesen Aufgaben in der 
VKV engagiert sie sich im Vorstand des 
Deutschen Vereins für Vermessungswe-
sen (DVW) Niedersachsen-Bremen.

Abb. 2: Innenminister Boris Pistorius begrüßt Doreen Eckert als neue Leiterin der RD Osnabrück-
Meppen
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Der Personalratsvorsitzende Jürgen 
Horst bedankte sich bei Uwe Strauß für 
die gute Zusammenarbeit und dankte 
ihm besonders dafür, dass er die He-
rausforderung der regelmäßigen Be-
suche aller Standorte der RD angenom-
men habe. Er beglückwünschte Doreen 
Eckert im Namen der Kolleginnen und 
Kollegen zu ihrer neuen Aufgabe und 
wünschte ihr viel Erfolg und alles Gute 
für die neue Aufgabe.

Zum Abschluss bedankten sich Doreen 
Eckert und Uwe Strauß für die vielen gu-
ten Wünsche.

Alois Ipe

Im Anschluss an die Rede des Innen- 
ministers erfolgte ein „Rückblick-Vor-
blick“ durch Uwe Strauß und Doreen 
Eckert.  Uwe Strauß übergab an seine 
Nachfolgerin Doreen Eckert einen „Not-
fallkoffer“ u. a. mit einem Rechenschie-
ber und einer Logarithmentafel, falls 
der Strom mal weg sein sollte. 

Auch eine „Mannschaftsführerbinde zur 
Leitung der RD Osnabrück-Meppen“ ge-
hört zu den wichtigen Utensilien.

Doreen Eckert wagte zu Beginn ihres 
„Vorblicks“ einen kleinen Blick in die 
Vergangenheit und ging auf „winter-
liche Erfahrungen im Außendienst ihres 
Studiums“ ein. Sie spannte damit einen 
Bogen zum heutigen Außendienst in der 
VKV. Sie bedankte sich an dieser Stelle 
besonders bei den Kolleginnen und Kol-
legen die täglich bei Wind und Wetter 
draußen für unsere Verwaltung unter-
wegs sind. 

Sie sprach eine Einladung an alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Re-
gionaldirektion aus, ihre „offene Tür“ 
doch  zu  nutzen. Sie stehe jederzeit 
neben den Dezernatsleitungen für alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  als 
Ansprechpartnerin zur Verfügung.

Im Anschluss überbrachte Helmut Weiß, 
Leiter der RD Sulingen-Verden die Grüße 
der Leiterrunde des LGLN. Er bedankte 
sich bei Uwe Strauß für die gemein-
samen guten Jahre und hieß Doreen 
Eckert herzlich willkommen.

Der Bürgermeister der Stadt Bramsche  
überbrachte die Grüße der Kommunen 
des Landkreises Osnabrück.

Abb. 3: Uwe Strauß überreicht „Mannschaftsführerbinde zur Leitung der RD Osnabrück-Meppen“ an 
Doreen Eckert 
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fassung der Niedersächsischen Vermessungs- und 
Katasterverwaltung wieder.
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der Niedersächsischen
Vermessungs- und Katasterverwaltung

Ansprechpersonen	für	die	NaVKV	„vor	Ort“

Hinweise für Autorinnen und Autoren:

Beiträge für die NaVKV senden Sie bitte per  
E-Mail an die Schriftleitung (geoinformation@
mi.niedersachsen.de). Pro Beitrag erhält die Auto-
rin oder der Autor, soweit nichts anderes vereinbart 
wurde, zwei Belegexemplare. Auf Wunsch kann der 
Beitrag nach Veröffentlichung auch als PDF-Datei 
zur Verfügung gestellt werden.

Formatvorlagen zur Manuskriptgestaltung stehen  
zum Download unter www.lgln.niedersachsen.de  
Wir über uns  Nachrichten der VKV

Die Autoren und Autorinnen versichern, über die 
Nutzungsrechte an ihrem Beitrag einschließlich der 
Abbildungen allein verfügen zu können und kei-
ne Rechte Dritter zu verletzen. Die Schriftleitung 
orientiert sich bei der Nutzung von Abbildungen 
vornehmlich an den §§ 22 und 23 des Kunsturhe-
berrechtsgesetzes sowie den Hinweisen des Landes-
beauftragten für den Datenschutz. Eine Haftung für 
die Richtigkeit der Veröffentlichungen kann, trotz 
sorgfältigster Prüfung durch die Schriftleitung, nicht 
übernommen werden. 
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